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Die Bundesregierung hat sich für diese Legislaturperiode Gewaltiges vorgenommen – sie 
will das Wirtschaftsmodell der Bundesrepublik hin zu einer „sozial-ökologischen Markt-
wirtschaft“ ändern.* Die Bausteine dazu entstehen bereits, die Ausrichtung scheint aber 
noch völlig off en zu sein. In einem vielfach geteilten Video vom 21. August 2022 berichtet 
Robert Habeck, Minister des neu zugeschnittenen Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz, über die Klimaschutzmaßnahmen, die die Regierung in den vergan-
genen sechs Monaten auf den Weg gebracht hat. Er hebt hervor: Erleichterungen bei 
Planungs- und Genehmigungsverfahren beim Ausbau von Windanlagen und des Strom-
netzes; Ausbau-Flächenziele für die Länder; Verpfl ichtung beim Heizungsaustausch in 
neuen oder bestehenden Gebäuden zu Anlagen, die mit mindestens 65 % erneuerbarer 
Energie betrieben werden; Genehmigung der Bundesförderung für effi  ziente Wärme-
netze zum Um- und Neubau von Wärmenetzen durch die Europäische Kommission. Die 
Erleichterungen bei Genehmigungen eröff nen den Unternehmen neue Spielräume, In-
vestitionen in erneuerbare Energien und Stromnetze zu tätigen. Ansonsten lassen die be-
richteten Ziele, Aufl agen und Förderungen marktwirtschaftliche Elemente missen. Dabei 
hätte es auch dazu einiges zu berichten gegeben – und einiges mehr wäre notwendig. 

Habeck nennt zwar das Europäische Programm „Fit for 55“ und die darin formulierten 
sehr ambitionierten Klimaschutzvorgaben. Keine Erwähnung fand hingegen die europäi-
sche Initiative für einen zweiten europäischen Emissionshandel für die Treib- bzw. Brenn-
stoff versorgung in den Sektoren Verkehr und Gebäude. Doch gerade die damit einher-
gehenden CO2-Preise sind wesentlich für die sozial-ökologische Marktwirtschaft. Es gibt 
wohl kaum eine Erkenntnis, bei der Ökonom:innen so einhellig einer Meinung sind wie bei 
dieser: Der CO2-Preis ist das wichtigste Instrument für eine effi  ziente Klimapolitik. 2019 
forderten mehr als 3.500 US-amerikanische Ökonom:innen einen solchen Preis. Ein Auf-
ruf der Europäischen Vereinigung der Umweltökonom:innen zum selben Thema wurde 
von rund 1.800 Forschenden unterzeichnet. Preise sind das Lenkungsinstrument einer 
Marktwirtschaft. Und während die Sozialpolitik häufi g an Ergebnissen des wirtschaftli-
chen Handelns – Löhne und Einkommen – mit Steuern und Sozialabgaben ansetzt, muss 
das „Ökologische“ in der sozial-ökologischen Marktwirtschaft anders auf die Wirtschaft 
einwirken. Klimapolitik setzt nicht an den Marktergebnissen an, sondern an Produktions-
prozessen und -technologien. CO2-Preise sind dazu das marktwirtschaftliche Instrument 
– klimaschädliche Handlungen werden teurer, sauberere Handlungen relativ billiger – und 
sie bewirken, dass emissionsreduzierende Schritte effi  zient erfolgen: CO2-Einsparmaß-
nahmen erfolgen dann nämlich dort, wo sie bei gleicher Wirkung am günstigsten sind. Da 
die Wertschöpfungsstufen der modernen Wirtschaft so vielfältig sind, können regulative 
Eingriff e oder Subventionen nicht dieselbe Wirkung entfalten wie die CO2-Preise. Denn 
diese Preise setzen dort an, wo die Verschmutzung entsteht – durch alle Lieferketten 
hindurch, während regulative Eingriff e immer nur einzelne Phänomene herausgreifen. Ein 
klares Bekenntnis zum zweiten Emissionshandel in der EU wäre hilfreich und im Sinne 
der Weiterentwicklung hin zu einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft. Der momen-
tan verhandelte zweite Emissionshandel ist nicht unumstritten. Er führt zu höheren Prei-
sen für Benzin, Diesel, Heizöl und Heizgas und viele Verantwortliche scheuen die damit 
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einhergehende Belastung der Haushalte. Eine Verteuerung fossiler Brennstoff e aus kli-
mapolitischen Gründen wird aber unvermeidbar sein. Auch Verbote und Aufl agen sind 
schließlich nichts anderes als (sehr) hohe Preise für das verbotene Verhalten. Vulnerable 
Haushalte brauchen deshalb so oder so Formen der Kompensation. Die Einnahmen aus 
dem Emissionszertifi katehandel könnten dazu genutzt werden.

Habeck betont in seiner Videobotschaft den notwendigen Ausbau des Stromnetzes 
und der erneuerbaren Energien als wesentliche Transformatoren. Beides leidet je-
doch auch darunter, dass fehlende Preiselemente den Verbrauchenden die Illusion 
geben, einen einheitlichen Strommarkt in Deutschland zu haben. Das macht die Hal-
tung „Nicht in meinem Vorgarten!“ leichter – bauen können die anderen. Preise, die 
die Engpässe im Netz berücksichtigen, würden dieser Einstellung entgegenwirken 
und brächten eine Reihe von Effi  zienzvorteilen. Die ökonomisch konsequente Abbil-
dung sind sogenannte Knotenpreise, wie sie heute schon in Teilen der USA üblich 
sind. Wegen der starken Erzeugung von sauberer Energie im Norden und der gro-
ßen Nachfrage im Süden Deutschlands würden sie tendenziell dazu führen, dass der 
Strom häufi g im Norden billiger wäre als im Süden. Windstrombetreibende, die auf 
Marktpreise reagieren, hätten also mehr Anreiz, sich im Süden anzusiedeln, selbst 
wenn dort weniger Wind weht. Schließlich könnten sie mehr Geld mit dem Windstrom 
verdienen. Gleichzeitig hätten Unternehmen einen Anreiz, sich im Norden niederzu-
lassen, wo mehr Strom erzeugt wird und die Strompreise günstiger sind. Der Ener-
giesektor wäre effi  zienter und der notwendige Netzausbau wäre geringer. Und man-
che politische Blockade gegen den Netzausbau würde geringer ausfallen, wenn allen 
bewusst wäre, dass die Alternative „kein Ausbau“ höhere Strompreise zur Folge hat.

In seiner Videobotschaft zeigt sich Habeck beeindruckt von der erstaunlichen Dynamik 
in der Wirtschaft, mit der diese die Transformation angeht, und von der hohen Nachfra-
ge nach grünem Wasserstoff , die dabei generiert wird. Ob und wie diese Entwicklung 
nachhaltig bleiben wird, ist die Kernfrage bei der Ausrichtung der sozial-ökologischen 
Marktwirtschaft. Um die Produktion von und mit grünem Wasserstoff  zu fördern, sieht 
die Bundesregierung – neben vielen weiteren Förderprogrammen – sogenannte Klima-
schutzdiff erenzverträge vor. Dabei sollen Unternehmen die Kostendiff erenz zwischen 
der Produktion eines sauberen und eines schmutzigen Gutes erstattet bekommen. Da 
bei der Produktion des schmutzigen Gutes Ausgaben für Emissionszertifi kate anfallen, 
sind diese Diff erenzverträge abhängig von der Höhe des Zertifi katpreises. Dieser Preis 
liegt aktuell bei etwa 90 Euro pro Tonne CO2, was die Notwendigkeit von Klimaschutzdif-
ferenzverträgen, die erstmals in der politischen Diskussion aufgekommen sind, als der 
Preis noch unter 20 Euro lag, stark verringert. Solche Verträge, die über zehn oder 20 
Jahre laufen, bieten den Unternehmen zwar langfristige Planungssicherheit und machen 
sie weniger abhängig von möglichen Preisschwankungen der Zertifi kate. Allerdings sind 
gerade diese Zertifi katpreise das klimapolitische Signal für den ökologischen Umbau 
der Wirtschaft. Mit den Diff erenzverträgen bekommen die Unternehmen de facto eine 
Kostenerstattung, und zwar diejenigen Unternehmen, die nach Ansicht der Regierung 
für die Energiewende besonders wichtig sind, bzw. diejenigen, denen es gelingt, die Re-
gierung davon zu überzeugen, dass sie wichtig sind. Einem kleinen Mittelständler fällt 
dies schwerer. Das Instrument sollte deshalb nur mit Vorsicht eingesetzt werden, etwa 
in einem wettbewerblichen Verfahren mit kurzer Förderdauer. Noch sinnvoller wäre es, 
anstelle der Produktionskosten die Forschungs- und Entwicklungskosten zu fördern.

Das Ringen um die Ausrichtung der sozial-ökologischen Marktwirtschaft hat begonnen. 
Wenn sie gut gestaltet wird, hat sie das Potenzial – ähnlich wie die soziale Marktwirt-
schaft –, als Erfolgsmodell von anderen Ländern kopiert zu werden. Das ist auch not-
wendig, um den internationalen Klimaschutz voranzubringen. Mehr Marktmechanismen 
und das Vertrauen in die Entdeckungsverfahren im Markt sind dafür die Voraussetzung.
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von Einkommen und Preisen in der Ökonomie – sinken. Die 
Menschen in Deutschland werden real gesehen ärmer, das 
gilt auch dann, wenn eine Lohn-Preis-Spirale dazukommt.

Ein kompletter Ausgleich der Teuerungsrate über eine An-
passung des Einkommensteuertarifs folgt der Prämisse, 
Menschen mit demselben Realeinkommen heute (nach 
dem Preisschock) und gestern (vor dem Preisschock) 
steuerlich gleich zu behandeln. Wenn alle ärmer wer-
den, ist aber nicht klar, ob das mit Blick auf die Staats-
fi nanzierung und unter Fairnessgesichtspunkten wirklich 
angezeigt ist. Mit einer solchen Politik würde der Staat 
den Preisschock entlang der gesamten Einkommensver-
teilung abfedern. Das impliziert in nicht unerheblichem 
Maß geringere Steuereinnahmen und damit weniger öf-
fentliche Güter und Dienstleistungen (deren Bereitstel-
lung schon durch den Preisschock selbst sinkt, da sich 
auch der Staat höheren (Energie)preisen gegenübersieht). 
Mit Blick auf die Vielzahl valider Ausgabenbedarfe des 
deutschen Staats – Stichwort: Energiewende, Bundes-
wehr, Digitalisierung etc. – ist nicht klar, ob eine solche 
Verschiebung von öff entlichen Ausgaben hin zu privaten 
Ausgaben in der aktuellen Situation angezeigt ist.

Man mag einwenden, dass der geplante Progressions-
abbau schuldenfi nanziert werden könnte. Aber Schulden 
verschieben nur Steuerlast in die Zukunft. Das hilft Haus-
halten am unteren Ende der Einkommensverteilung, die 
nicht über Vermögen und Sicherheiten verfügen, die ihnen 
erlauben über Kreditaufnahme ihren privaten Konsum über 
die Zeit zu glätten. Höhere Einkommen verfügen über sol-
che Konsumglättungsmöglichkeiten. Sie brauchen keine 
Steuer lastverschiebung. Einkommensstarke und -schwa-
che Haushalte sind zudem unterschiedlichen Teuerungs-
raten ausgesetzt. Der Preisanstieg von Energie und ener-
gieintensiven Produkten belastet Haushalte am unteren 
Ende der Einkommensverteilung, vor allem Familien, be-
sonders stark. Reduktionen in ihrem realen Güterkonsum 
induzieren potenziell starke Verluste an Lebensqualität.

Welche Verteilung der Steuerlasten als fair erachtet wird, 
hängt schlussendlich an persönlichen Werturteilen. Aber es 
gibt gute Gründe, Entlastungen zielgerichtet an Menschen 
mit niedrigen Einkommen zu geben und höhere Einkom-
men mit Blick auf die Finanzierungsbedarfe des deutschen 
Staats auszunehmen. Die Effi  zienzkosten des Nichtstuns 
bei der kalten Progression dürften gering sein: Nichtange-
passte Tarifeckwerte sind wenig salient, Verhaltensverzer-
rungen kaum erwartbar. Und: Eine Nichtanpassung der Ta-
rifeckwerte ist selbstverständlich politisch legitimiert, wenn 
wie aktuell eine politische Debatte hierzu geführt wird.

Nadine Riedel

Westfälische Wilhelms-Universität Münster 

Kalte Progression

Von den Vorteilen des Nichtstuns

Im August hat Bundesfi nanzminister Christian Lindner 
Eckpunkte für ein Infl ationsausgleichsgesetz vorgelegt. 
Es sieht vor, die Folgen der Infl ation durch eine Aktualisie-
rung des Einkommensteuertarifs zu dämpfen. Durch An-
hebung des Grundfreibetrags und Rechtsverschiebung 
der Tarifeckwerte soll der sogenannten kalten Progressi-
on entgegengewirkt werden – d. h. dem Phänomen, dass 
Steuerzahlende, wenn Preise und Einkommen im Gleich-
schritt wachsen, in höhere Progressionsstufen des Ein-
kommensteuertarifs rutschen und ihre Steuerbelastung 
steigt, obwohl sie real nicht reicher werden. Ist ein solcher 
Schritt in der aktuellen Situation sinnvoll?

Die Ausgestaltung des Einkommensteuertarifs folgt grund-
sätzlich Effi  zienz- und Fairnessüberlegungen. Ziel ist die 
Erhebung von Steuereinnahmen zur Finanzierung öff ent-
licher Güter. Effi  zienz fordert, Besteuerung so auszuge-
stalten, dass ökonomisches Verhalten möglichst wenig 
verzerrt wird. Fairness gebietet, dass sich die Steuerbe-
lastung an der Leistungsfähigkeit des Steuerzahlenden ori-
entiert. Die Verfechter:innen des Progressionsausgleichs 
argumentieren mit dem Lehrbuchszenario: Wir betrachten 
eine Ökonomie zwischen zwei Zeitpunkten, die in wesentli-
chen Charakteristika unverändert bleibt. Die Verteilung der 
realen Einkommen bleibt gleich; ebenso die Effi  zienzkosten 
der Besteuerung und der Finanzierungsbedarf des Staats. 
Einzig: Es gibt Infl ation. Beschäftigte erwarten Preissteige-
rungen von x %. Sie fordern x % höhere Löhne. Firmen set-
zen Preise als Aufschlag auf ihre Lohnkosten, diese steigen 
um x %. Aus realer Sicht ist der optimale Einkommensteu-
ertarif in beiden Perioden gleich. Es sollten im selben Um-
fang öff entliche Güter bereitgestellt werden und die Vertei-
lung der Steuerlast über Individuen bleibt gleich. Das erfor-
dert einen Progressionsausgleich im Einkommensteuerta-
rif, um Mehrbelastungen bei gleichem Realeinkommen zu 
vermeiden. Am besten wäre ein „Steuertarif auf Rädern“, 
bei dem der Tarif automatisch entlang der Teuerungsrate in 
der Ökonomie verschoben wird.

Die aktuelle Situation weicht von diesem Szenario ab. Die 
Preissteigerungen der letzten Monate sind Ausdruck eines 
drastischen ökonomischen Schocks. Ein Großteil der In-
fl ation ist auf den Anstieg der Energieimportpreise zurück-
zuführen. Energie und energieintensive Produkte werden 
teurer. Die Folge: Die Realeinkommen – d. h. das Verhältnis 

DOI: 10.1007/s10273-022-3281-6
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Das eigentliche ökonomische Problem liegt darin, dass der 
extrem schnell und stark gestiegene Gaseinkaufspreis auf-
grund langfristiger Festpreise nicht schnell an die Endver-
brauchenden weitergegeben werden kann, sodass die not-
wendige Reaktion der Nachfrage ausbleibt. Dies wäre auch 
ohne eine drohende Insolvenz zentraler Importierender hoch 
problematisch, weil ein Marktausgleich dann nicht schnell 
genug stattfi nden kann. Die Verbrauchenden hatten sich mit 
Festpreisverträgen gegen Preisanstiege abgesichert, das 
Risiko hatten Lieferanten und Versorger übernommen. Die 
beschleunigte Weitergabe der Preise über die Umlage an 
die Endverbrauchenden ist ein Eingriff  in bestehende Ver-
träge. Die Versicherung der Kundschaft gegen Preisanstie-
ge wird für nichtig erklärt und damit wertlos. Eine Alternative 
zur Umlage wäre gewesen, die Preisweitergabe kurzfristig 
zuzulassen und gleichzeitig eine Entschädigung der Kund-
schaft durch den Versorger für den Wegfall der Preisgarantie 
vorzunehmen, die sich am Verbrauch der Vorjahre orientiert 
und damit nicht die nachfragemindernde Wirkung des neu-
en Preises unterminiert. Damit wäre das Preissignal bei der 
Kundschaft angekommen. Die Kosten des eingetretenen 
Preisrisikos wären aber wie vertraglich vereinbart – zumin-
dest im Wesentlichen – bei den Anbietenden verblieben. Die 
Entschädigung wäre von dem jeweiligen Unternehmen zu 
tragen, weil dies ja auch das Preis- und Mengenrisiko beim 
Import aus Russland eingegangen war. Die Verbrauchenden 
hätten über die höheren Preise einen Sparanreiz, müssten 
aber nicht für die von den Lieferanten eingegangenen Risi-
ken haften. Wenn aufgrund der stark steigenden Preise wei-
tere Entlastungen für Verbrauchende (Haushalte und Unter-
nehmen) notwendig werden, könnten staatliche Hilfen ana-
log organisiert werden, ohne damit das Preissignal zu stören.

Das Problem der Sicherung der Unternehmen, die ohne Un-
terstützung durch die höheren Gaseinkaufspreise in Schief-
lage geraten würden, wäre mit der Preisweitergabe bei Ent-
schädigung hingegen nicht gelöst. Hier müssten klassische 
Rettungsmaßnahmen wie Subventionen, Kredite oder staat-
liche Beteiligungen greifen. Damit könnte zielgerichtet dort 
eingegriff en werden, wo die Schiefl age eines Unternehmens 
die Gas- und Energieversorgung gefährden würde. 

Die beiden Ziele – schnelle Weitergabe der gestiegenen 
Gaspreise an die Endverbrauchenden und kurzfristige Si-
cherung der Gasimportierenden – scheinen zunächst ähn-
licher zu sein als sie wirklich sind. Tatsächlich wäre eine 
Kombination aus zwei Maßnahmen (Kostenweitergabe mit 
Entschädigung für die wegfallende Preisgarantie durch die 
Versorger und staatliche Stützung notleidender Importie-
render) zielgerichteter gewesen als die beschlossene pau-
schale Umlage – mit oder ohne Mehrwertsteuersenkung. 

Hubertus Bardt

Institut der deutschen Wirtschaft 

Gaspreisumlage

Zu viele Ziele

Die weitgehende (und möglicherweise vollständige) Redukti-
on der Gaseinfuhren aus Russland führt zu bisher unvorstell-
baren Kostensteigerungen für Gas und Strom. Auch ohne 
Gasmangellage wird die Weitergabe der hohen Marktpreise 
für viele Verbrauchende ein kaum zu bewältigendes Problem. 
Mit der Gaspreisumlage werden die Preise unabhängig von 
den eigentlichen Tarifen der Versorger angehoben. Haushal-
te bekommen zugleich mit der Mehrwertsteuersenkung ei-
ne Preissenkung. Industrieverbrauchende profi tieren davon 
nicht, hier bleibt die Mehrbelastung und die Verschlechte-
rung der Wettbewerbsbedingungen. Die Kombination aus 
Umlage und Mehrwertsteuersenkung kann aus vielen Grün-
den kritisiert werden. Aber auch ohne die zweifelhafte Kom-
pensation bringt die Umlage inhärente Probleme mit sich.

Die Gaspreisumlage verfolgt im Wesentlichen zwei Ziele. 
Zum einen sollen die Importierenden stabilisiert werden, 
die das ausbleibende Gas aus Russland kurzfristig durch 
Nachkäufe am Spotmarkt ausgleichen müssen, aber auf-
grund fest vereinbarter Absatzpreise die Mehrkosten nicht 
weiterleiten können. Bei einem Ausfall der Importierenden 
wäre die Gasversorgung bedroht. Zum anderen soll das 
neue Gaspreisniveau schneller in den Endverbraucherprei-
sen ankommen, sodass die Konsumierenden einen Anreiz 
haben, den Gasverbrauch zu reduzieren und einen Beitrag 
zur Minderung der drohenden Knappheiten zu leisten.

Beide Ziele scheinen zunächst gut kombinierbar, aus ihnen 
folgen jedoch unterschiedliche Ableitungen. Wenn die Um-
lage zur Stützung einzelner Unternehmen und Stabilisie-
rung des Gas- und Energieversorgungssystems gedacht ist, 
müssten die Rettungskosten gesamtgesellschaftlich und da-
mit aus dem Steueraufkommen getragen werden. Wenn es 
hingegen darum geht, die höheren Einkaufspreise schneller 
an die Kundschaft weiterzugeben, stellt sich die Frage, wie 
die Umlage sich zu den ohnehin anstehenden Erhöhungen 
der Endverbraucherpreise verhält. Kundschaft, die bereits 
die höheren Preise zahlt (als Neukundschaft mit bereits er-
folgten Preiserhöhungen oder am Spotmarkt), erhält bereits 
das aktuelle Knappheitspreissignal und muss darüber hin-
aus die Umlage tragen. Andere zahlen dafür entsprechend 
weniger. Die Umlage nimmt darauf jedoch keine Rücksicht. 
Sie gibt weder systematisch die erhöhten Preise weiter, noch 
verteilt sie die Kosten der Stabilisierung der Energieversor-
gung auf die Gesamtheit der Steuerzahlenden. 
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Bleibt die Frage nach dem Streckbetrieb oder einer da-
rüber hinausgehenden Verlängerung der bestehenden 
AKW. In der aktuell extrem unsicheren Lage und um über 
die nächsten beiden Winter zu kommen, sind prinzipiell 
alle Möglichkeiten, Gas zu sparen, nützlich und erweitern 
den Möglichkeitsraum. Dazu zählt auch die Laufzeitver-
längerung, obwohl der Beitrag für die deutsche Energie-
sicherheit begrenzt ist. Das meiste Gas wird in Deutsch-
land für Wärme und Kälte in Haushalten und in der Indus-
trie verwendet. Der Stromsektor war 2021 für 12 % des 
Erdgasverbrauchs verantwortlich und der Anteil von Gas 
an der Bruttostromerzeugung lag bei etwa 15 %, wobei 
damit zum Teil durch Kraft-Wärmekoppelung auch ein 
Wärmeertrag verbunden ist, der mit Atomkraft wegfällt. 
Mit den verbliebenen AKW deckt Atomkraft rund 5 % bis 
6 % der brutto Stromproduktion ab. Eine Bierdeckelrech-
nung ergibt, dass der jetzige Atomstrom etwa 5 % der 
Gasnachfrage in Deutschland ersetzen kann. De facto ist 
es weniger, weil Atomkraft nicht wie Gaskraft die Spit-
zenlast abdecken kann.

Im europäischen Kontext exportiert Deutschland ange-
sichts dortiger Ausfälle von AKW aufgrund von Wartungs-
arbeiten, Sicherheitsmängeln und Hitzewelle Strom nach 
Frankreich, wo es die Grundlast deckt. Gleichzeitig ist 
Deutschland in Europa das Land, das am meisten vom 
russischen Gas abhängig ist und dies durch politische 
Entscheidungen selbst verursacht hat. Die deutsche For-
derung nach „Solidarität“ in der EU und Unterstützung bei 
der Gasversorgung triff t daher teilweise auf Unverständ-
nis. In diesem Zusammenhang fordern mehrere Länder, 
dass Deutschland die Atomkraftwerke weiter laufenlas-
sen sollte, bevor es Solidarität einfordern kann.

Insgesamt scheint es sinnvoll, den Streckbetrieb und 
eventuell auch einen begrenzten, sicherheitstechnisch 
abgesicherten Weiterbetrieb der laufenden AKW noch 
einmal auf seine Machbarkeit zu prüfen. Bei abgeschrie-
benen AKW ist dies, sofern die Wartungs-, Erneuerungs- 
und Haftungskosten nicht zu hoch sind, auch wirtschaft-
lich und spart gegenüber Kohlekraftwerken CO2-Emissi-
onen. Den Möglichkeitsraum für Deutschland zumindest 
für die kurze Frist zu vergrößern, ist ein hilfreicher Schritt 
und schaff t politischen Spielraum. Um diesen und um 
strategische Aspekte geht es auch im EU-Kontext, und 
Deutschland ist gut beraten, auf EU-Partner einzugehen. 
An der mittel- bis langfristigen Sinnhaftigkeit der Atom-
kraft hat die jetzige Krise nichts geändert: Die Atomkraft 
bleibt eine teure, risikobehaftete und konfl iktträchtige 
Technologie, die nicht zu einem auf erneuerbaren Energi-
en basierenden Stromsystem passt.

Sonja Peterson 

Kiel Institut für Weltwirtschaft

Atomausstieg

Atomkraft auf Dauer keine Lösung

Angesichts des Angriff skrieges Russlands auf die Ukraine 
und der resultierenden Verwerfungen werden zur Ener-
giesicherung in Deutschland bereits Kohlekraftwerke, die 
bis 2023 außer Betrieb gehen sollen, als Versorgungsre-
serve reaktiviert. Immer mehr Stimmen fordern auch, den 
laut Atomgesetz bis Ende 2022 vorgesehenen Atomaus-
stieg zu überdenken und die letzten drei laufenden Atom-
kraftwerke (AKW) nicht abzuschalten.

Optionen hierfür sind ein sogenannter Streckbetrieb sowie 
eine darüber hinausgehende Verlängerung. Im Streckbe-
trieb werden vorhandene Brennelemente für wenige Monate 
über das vorgesehene Ende hinaus genutzt, dafür wird die 
Leistung der AKW reduziert. Dies scheint machbar, auch 
wenn es Hürden und kritische Stimmen gibt. Die zweite Op-
tion ist, neue Brennstäbe zu beschaff en. Hier ist von Liefer-
zeiten von 12 bis 15 Monaten die Rede, außerdem stammt in 
Europa knapp 40 % des Urans für AKW aus Russland oder 
russlandfreundlichen Staaten. Zusätzlich gibt es Sicher-
heitsbedenken. Mit Blick auf das Laufzeit ende 2022 wurde 
die nach zehn Jahren anstehende und aufwendige Sicher-
heitsüberprüfung 2019 ausgesetzt und wäre zumindest für 
einen Weiterbetrieb mit neuen Brennstäben vermutlich un-
abdingbar und mit erheblichen direkten bzw. Folgekosten 
verbunden. Daneben wird qualifi ziertes Personal benötigt.

Für eine längerfristige Nutzung der Atomkraft spricht we-
nig. Atomkraft ist, wie sich etwa beim Neubau eines AKW 
in Finnland zeigt, extrem teuer und nicht wettbewerbsfähig. 
Die Investitions- bzw. damit Fixkosten sind ohne hohe staat-
liche Subventionen auch längerfristig nicht fi nanzierbar und 
gesamtwirtschaftlich nicht zu rechtfertigen. Zudem ist Atom-
kraft nur sinnvoll für die Grundlast einsetzbar. Mit einem kli-
maneutralen Stromsystem, das weitgehend auf fl uktuieren-
den erneuerbaren Energien basiert, die nicht aufgrund unfl e-
xibler Grundlast abgeschaltet werden sollten, ist Atomkraft 
nicht kompatibel und die alte Aufteilung in Grund-, Mittel- 
und Spitzenlast muss durch ein anderes System inklusive 
Speicherung umgestellt werden. Hinzu kommen die Abhän-
gigkeit von Russland bei der Uranbeschaff ung, die ungelös-
ten Probleme der Abfallentsorgung sowie Sicherheits- und 
Proliferationsbedenken. Die Technologie für neue, kleinere 
Reaktortypen ist vermutlich nicht weit genug fortgeschritten, 
um rechtzeitig für Klimaneutralität 2045 einsetzbar zu sein,  
und mit vergleichbaren Problemen verbunden.
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rungen in den institutionellen und politischen Rahmenbedin-
gungen erfolgten. Tatsächlich haben sich spätestens seit 2016 
mit der Amtszeit von US-Präsident Trump die fehlenden insti-
tutionellen Konvergenzen zwischen Industrie- und Schwellen-
ländern in konkrete sichtbare politische Konfl ikte gewandelt. 
Wir beobachteten zuletzt eine zunehmende Umkehrung der 
internationalen Handelsliberalisierung in Form von zunehmen-
der Protektion. Begleitet wird diese Entwicklung durch neue 
geopolitische Konfl ikte, nicht nur zwischen Russland und 
der Ukraine, sondern auch weltweit. Die politischen und wirt-
schaftlichen Risiken habe zuletzt dramatisch zugenommen. 

Der Ausbruch von Corona und der Ukrainekrieg haben die-
se Entwicklung beschleunigt. Die zusammengebrochenen 
internationalen Wertschöpfungsketten und explodierende 
Energiekosten haben die Industrieländer in eine historische 
Infl ationsentwicklung katapultiert. Als Konsequenz hat die 
US-Zentralbank für dieses Jahr starke Zinserhöhungen 
angekündigt und setzt diese bereits um. Internationale In-
vestierende sind unter diesen Rahmenbedingungen nicht 
mehr bereit, risikoreiche Länder weiterhin mit niedrigen 
Zinsen zu fi nanzieren. Steigende US-Leitzinsen erschwe-
ren die Refi nanzierung von internationalen Krediten. Es 
geht so weit, dass Investierende Kapital aus den risikorei-
chen Ländern abziehen und den sicheren Investitionshafen 
USA vorziehen. Was wir zuletzt beobachten, ist eine ein-
setzende negative Wirtschaftsspirale in Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Die Umkehrung der Kapitalströme hat 
als Folge eine massive Abwertung ihrer Währungen.

Zentralbanken in Schwellen- und Entwicklungsländern setzen 
seit Monaten ihre Devisenreserven ein, um ihre Währungen 
gegen den steigenden US-Dollar zu verteidigen und höhere 
Importrechnungen zu begleichen. Während größere Schwel-
lenländer wie China, Indien und Brasilien bisher noch ausrei-
chend Reserven vorweisen, stehen andere Staaten bereits 
vor Zahlungsproblemen. Sri Lanka konnte z. B. im Mai 2022 
Auslandsanleihen nicht mehr bedienen und hat keine Devisen, 
um internationale Geschäfte abzuwickeln. Eine akute Devi-
senknappheit zeigt sich auch in Nigeria. Pakistan, Ägypten, 
die Türkei und Ghana stehen vor einer Währungskrise. Die 
Eldorado-Epoche ist zum Stillstand gekommen. Für die west-
lichen Staaten, speziell die USA und die EU, stellt sich in dieser 
Situation nicht nur die Frage, wie sich die Zinspolitik ihrer Zen-
tralbank auf die eigene Wirtschaft auswirkt. Die wirtschaftli-
che Entwicklung in den Schwellen- und Entwicklungsländern 
hängt maßgeblich von der Zinspolitik des Westens ab. Aus 
den Wechselkurskrisen drohen Schuldenkrisen zu entste-
hen, die in großen Wirtschaftskrisen münden können. Es geht 
darum, eine weltweite Rezession zu vermeiden, die von den 
Schwellen- und Entwicklungsländern ausgehen könnte.

Erdal Yalcin 

Hochschule Konstanz – Technik, Wirtschaft und Gestaltung

Schwellen- und Entwicklungsländer

Steigende Leitzinsen als Gefahr

Schwellen- und Entwicklungsländer wie Brasilien, die Türkei 
oder Nigeria haben sich in den vergangenen Jahrzehnten 
durch hohes Wirtschaftswachstum hervorgetan. Zuvor wa-
ren diese Länder durch hohe Infl ation und regelmäßige Wirt-
schaftskrisen bekannt. Was hat diese Entwicklungen umge-
kehrt? Ein gemeinsames Charakteristikum dieser Länder ist 
die hohe Bevölkerungszahl bei gleichzeitig gering verfüg-
barem Investitionskapital. Daher fehlen bis heute heimische 
Investitionsmittel, um wirtschaftliche Entwicklungen voran-
zutreiben. Dieses strukturelle Problem wurde speziell ab den 
1990er Jahren durch eine kontinuierliche Liberalisierung der 
internationalen Finanzmärkte reduziert. Viele dieser Länder 
durchliefen zugleich historisch gesehen eine ihrer politisch 
stabilsten Epochen. Aufgrund dieser Rahmenbedingungen 
begann ein beispielloser Zufl uss von Finanzmitteln aus Indus-
trieländern. Internationale Investierende fi nanzierten sowohl 
Infrastrukturprojekte als auch einen riesigen privaten Konsum, 
der bis dahin nicht entfesselt worden war. Zugleich stiegen je-
doch die Schulden sowohl der Staats- als auch privater Haus-
halte aufgrund der zunehmend verfügbaren Kredite. Struktu-
rell weisen diese Länder in den vergangenen Jahrzenten hohe 
Leistungsbilanzdefi zite auf. Es werden jährlich viel mehr Güter 
importiert als exportiert. Dieser Importüberhang wird mit aus-
ländischen Schulden von internationalen Investierenden fi -
nanziert. Anders gesagt, ohne die ausländischen Investieren-
den wäre die Finanzierung des hohen Konsums nicht möglich.

In einer politisch stabilen Zeit mit historisch niedrigen globalen 
Zinsen und stabilen Wechselkursen stellte diese schuldenfi -
nanzierte Wirtschaftsentwicklung für internationale Investie-
rende und Banken kein unmittelbares Risiko dar. Steigende 
Schulden wurden ohne große Risikoaufschläge fi nanziert, da 
es für alle Beteiligten eine Win-Win-Situation war. Investieren-
de profi tierten von hohem Wirtschaftswachstum bei stabilen 
Wechselkursen und konnten die Profi te aus Fremdwährun-
gen ohne große Verluste in harte Währungen umwandeln. 
Schwellenländer prosperierten nicht nur durch hohen privaten 
Konsum, sondern auch durch eine Verbesserung der Indus-
triestruktur. Zudem konnten sich Wertschöpfungsketten von 
multinationalen Konzernen auf diese Länder mit günstigen 
Ressourcen und Arbeitskräften ausdehnen und somit zur 
weiteren Stabilisierung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen beitragen. Diese „Eldorado-Situation“ konnte aber 
kein Dauerzustand bleiben. Gerade wenn neben den positiven 
wirtschaftlichen Entwicklungen keine signifi kanten Verbesse-
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Situation, dass sich viele Beschäftigte aufgrund von unsicheren Arbeitsverhältnissen während 
der Pandemie in andere Branchen umorientiert haben. Das gilt auch für Jobs in der Pfl ege, die 
besonderen Belastungen ausgesetzt waren und sind. Eine weitere Ursache ist die Demografi e. 
Es kommen weniger junge Arbeitskräfte nach und die Arbeitsmigration kann nur einen Teil 
dieser Lücke schließen. Es stellt sich die Frage, wie der Staat auf diesen Arbeitskräftemangel 
reagieren kann und in welcher Frist die entsprechenden Maßnahmen greifen können.
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Bundeskanzler Olaf Scholz sprach in seiner Rede am 24. 
Februar 2022 im Deutschen Bundestag angesichts des rus-
sischen Überfalls auf die Ukraine von einer geschichtlichen 
Zeitenwende (Deutscher Bundestag, 2022). Auch für den 
deutschen Arbeitsmarkt könnte der Ukra inekrieg – gemein-
sam mit der noch nicht endgültig beende ten Coronapande-
mie – eine Zäsur markieren: als Beschleuniger bereits länger 
wir kender transformativer Kräfte, wie Dekar bonisierung und 
Digitalisierung, und als Auslöser nachhaltiger Veränderungen 
in der internationalen Arbeitsteilung. Der Fachkräftemangel, 
der schon vor der Krise die Entwicklung der deutschen Wirt-
schaft hemmte, hat sich zu einem Arbeitskräftemangel aus-
gewachsen, der auch den Niedriglohnsektor erreicht hat.

Deutscher Arbeitsmarkt in Zeiten von Pandemie und 

Ukrainekrieg

Im Frühjahr 2020 schlitterte der deutsche Arbeitsmarkt 
schwächelnd in die Pandemie, hat sich dann aber im Ver-
lauf der Coronakrise erneut bemerkenswert robust ge-
zeigt. Die Beschäftigung konnte, etwa durch den Einsatz 
von Kurzarbeit, erfolgreich stabilisiert werden (Bonin et al., 
2021a). Dies geschah allerdings auf Kosten einer deutlich 
reduzierten Arbeitsmarktdynamik, mit nur wenigen krisen-
bedingten Entlassungen und zugleich merklich weniger 
Neueinstellungen. Die Folgen davon machen sich derzeit 
deutlich bemerkbar. Denn jeder Versuch, den Pausenmo-
dus auf dem Arbeitsmarkt zu betätigen und den Status quo 
zu zementieren, ist am Ende zum Scheitern verurteilt. Die 
Arbeitswelt wandelt sich trotzdem – auch krisenbedingt.

So wirkte die Pandemie in vielen Bereichen wie ein Katalysa-
tor, etwa indem sich Prozesse der Digitalisierung beschleu-
nigten und tradierte Muster der Präsenzarbeit zugunsten von 
Homeoffi  ce und mobiler Arbeit über Bord geworfen wurden 
(Bonin et al., 2021b). Aufgrund ausgebliebener Neueinstel-
lungen fehlen derzeit Arbeitskräfte vor allem in besonders 
von der Coronakrise betroff enen Branchen, die ohnehin ei-
ne hohe Personalfl uktuation aufweisen und über längere 
Zeit kaum neu eingestellt haben (Röttger und Weber, 2022). 
Der Wanderungssaldo fi el in der Pandemie auf ein geringes 
Niveau und erholt sich nur langsam. Insbesondere die EU-
Binnenmigration kann daher Personallücken nicht in dem 
Maße auff angen, wie dies in den Zeiten des deutschen „Ar-
beitsmarktwunders“ während der 2010er Jahre der Fall war. 

Die Auswirkungen der Coronakrise haben die Abhängigkeit 
des deutschen Arbeitsmarkts von einem funktionierenden 
Niedriglohnsektor und ständiger Arbeitskräftezuwanderung 
verdeutlicht – und die damit verbundenen Risiken.

Zudem führen die Auswirkungen von Pandemie und 
Ukraine krieg die Abhängigkeit des deutschen Modells von 
globalen Lieferketten und dem preiswerten Import von 
Rohstoff en vor Augen. Die bereits zuvor geführte Debat-
te um einen Rückzug aus der Globalisierung (Straubhaar 
et al., 2021), Schlüsseltechnologien und technologische 
Souveränität (EFI, 2022) hat deshalb an Intensität zuge-
nommen. Außerdem gibt es einen erheblichen Schub für 
die Energiewende und die Dekarbonisierung der Gesell-
schaft. Dies hat erhebliche Implikationen für die Nachfra-
ge nach Arbeitskräften. So würden, um die Klimaziele der 
Bundesregierung in der energetischen Gebäudesanierung 
bis 2030 umzusetzen, etwa die Installation von sechs Mio. 
Wärmepumpen, zusätzlich 190.000 Fachkräfte im Hand-
werk gebraucht (IG Metall et al., 2022). Durch den Ukrainek-
rieg müssten diese Wärmepumpen sogar noch schneller in-
stalliert werden – eine angesichts von Lieferengpässen und 
Personalmangel kaum zu bewältigende Herausforderung.

Arbeitsmarktengpässe als gesellschaftliche 

Herausforderung

Die krisenbedingten Engpasslagen werden noch dadurch 
verstärkt, dass sich jetzt der demografi sche Schock des 
Eintritts der Babyboomer-Generation in den Ruhestand 
sehr schnell entfaltet. Den sich daraus ergebenden enor-
men Ersatzbedarf können die neu in den Arbeitsmarkt 
eintretenden Jahrgänge, auch wenn sie im Durchschnitt 
besser berufl ich qualifi ziert sind als die altersbedingt aus-
scheidenden Jahrgänge, zahlenmäßig nicht ausgleichen. 
So drohen nicht nur bei Fachkräften erhebliche Engpässe, 
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sondern auch bei Arbeitskräften im Bereich von Tätigkei-
ten mit geringerem Anforderungsniveau. Schon heute feh-
len z. B. in Deutschland bis zu 80.000 Lkw-Fahrer:innen – 
und jährlich steigt diese Zahl um knapp 15.000 Personen, 
weil der altersbedingte Ersatzbedarf von 30.000 Personen 
nicht gedeckt werden kann (BGL, 2021).

Die Engpässe am deutschen Arbeitsmarkt sind aus volks-
wirtschaftlicher Sicht mit erheblichen Kosten verbunden 
(Bonin, 2020). Um Wachstumsklemmen zu lösen und das 
für eine erfolgreiche Bewältigung der akuten transformati-
ven Prozesse erforderliche Humankapital zu sichern, sind 
Anstrengungen aller gesellschaftlichen Akteur:innen ge-
fordert. Die Arbeitgebenden müssen sich noch aktiver um 
die Gestaltung attraktiver Arbeitsplätze sowie die Aus- und 
Weiterbildung von Personal bemühen. Beschäftigte und 
Arbeitslose sind gefordert, zusätzliche und gänzlich neue 
berufl iche Qualifi kationen zu erwerben. Auf sie könnten 
auch längere eff ektive Arbeitszeiten zukommen – in der 
Woche, im Jahr oder über das gesamte Erwerbsleben –, 
um sinkende Pro-Kopf-Einkommen und damit einen Rück-
gang des Wohlstandsniveaus im demografi schen Wan-
del zu verhindern. Schließlich ist der Staat gefragt: Primär 
muss er die für eine hohe Anpassungsbereitschaft und An-
passungsfähigkeit der Akteur:innen auf beiden Marktsei-
ten nötigen Rahmenbedingungen setzen. Darüber hinaus 
sollte er da korrigierend eingreifen, wo Unvollkommenhei-
ten (wie Informationsmängel) oder Externalitäten (wie Ska-
leneff ekte) gesamtwirtschaftlich effi  ziente Lösungen der 
privaten Akteur:innen verhindern.

Arbeitsbedingungen verbessern

Wie bedeutsam gute Arbeitsbedingungen und die Aufwer-
tung von Tätigkeiten – in erster Linie in der Verantwortung 
der Arbeitgebenden liegende Faktoren – zur Vermeidung 
von Arbeitskräfteengpässen sind, zeigt sich aktuell in Tei-
len des Niedriglohnsektors. So fehlen in der Abfertigung an 
den Flughäfen oder in der Gastronomie akut Beschäftigte. In 
diesen Bereichen wurde in der Coronakrise statt auf Kurz-
arbeit vielfach auf „Fire and Re-Hire“ gesetzt, ohne zu be-
rücksichtigen, dass viele Arbeitskräfte die Gelegenheit nut-
zen könnten, sich nach attraktiveren Jobs umzusehen oder 
in ihre Herkunftsländer zurückzuwandern. Bei extrem ange-
spannter Personalsituation und damit steigender Arbeitsbe-
lastung droht nun ein Teufelskreis. Um zu verhindern, dass 
noch mehr Arbeitskräfte die betroff enen Arbeitsmarktseg-
mente verlassen, erscheint eine rasche Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen zentral – und hier wiederum der Lohn 
als wichtigste und auch kurzfristig zu drehende Stellschrau-
be. Dabei könnten fi rmenübergreifende Lösungen, etwa mit-
tels Einbeziehung der Sozialpartner, Trittbrettfahrerverhalten 
vermeiden. Aber auch nicht monetäre Elemente, wie Unter-
stützung der Work-Life-Balance und berufl iche Aufstiegs-

möglichkeiten, könnten einem fehlenden Arbeitskräftean-
gebot entgegenwirken. Vor allem im Niedriglohnsektor stellt 
sich angesichts der inhärent hohen wirtschaftlichen Risiken 
für die dort Beschäftigten aus gesellschaftlicher Sicht jedoch 
die Frage, ob Personallücken zumindest mittelfristig nicht 
besser durch arbeitssparenden technischen Fortschritt, also 
von der Nachfrageseite her, beseitigt werden sollten. Die be-
rufl iche Tätigkeit der noch verbleibenden Beschäftigten wür-
de dann durch einen höheren Anteil von Nicht-Routinetätig-
keiten eine Aufwertung erfahren und – gegebenenfalls nach 
entsprechender Weiterbildung – höhere Löhne rechtfertigen.

Zuwanderungshürden angehen

Als schon kurzfristig wirkendes Mittel gegen Engpässe am 
Arbeitsmarkt kommt auch Zuwanderung infrage. Auch des-
wegen haben Gefl üchtete aus der Ukraine schnell einen 
stark erleichterten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt 
erhalten. Schon im Mai 2022 hatten 24 % der Betriebe im 
Gastgewerbe Kontakt zu Arbeitsuchenden aus der Ukrai-
ne – weit mehr als in von fehlenden Arbeitskräften weniger 
betroff enen Branchen (Gleiser et al., 2022). Generell macht 
Deutschland inzwischen großzügige Zuwanderungsange-
bote für Fachkräfte aus Drittstaaten, die aber nur auf ge-
ringe Resonanz stoßen. Verantwortlich hierfür sind speziell 
die Passivität bei der Zielgruppenansprache, ein weiterhin 
komplexes System von Zuwanderungsbedingungen in 
Kombination mit der Sprachbarriere, sowie die weiterhin 
große Zögerlichkeit bei der Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Qualifi kationen. Bisher ist unklar, ob die EU-
Binnenmigration nach Deutschland wieder auf das Niveau 
vor der Coronapandemie zurückkehren wird – und diese 
Defi zite wie zuvor ein gutes Stück weit kaschieren kann.

Damit aus guten Zuwanderungsangeboten für Fachkräfte 
auch genug Fachkräfteeinwanderung wird, müsste ein ko-
härentes Gesamtpaket von Maßnahmen geschnürt werden. 
Dabei sollte nicht nur die Einreise in den Blick genommen 
werden, sondern auch die Phase davor und ein Zeitraum 
danach. Außerdem müssen zwei fundamentale Probleme 
adressiert werden. Erstens ist die deutsche Sprache eine 
hohe Hürde und im internationalen Wettbewerb ein Stand-
ortnachteil. Dieser lässt sich nicht vollständig ausgleichen, 
aber etwa durch fremd- und vor allem englischsprachi-
ge Alltags-, Kultur- und Freizeitangebote reduzieren. Auch 
sollte das Angebot von berufsbezogenen Sprachkursen im 
Ausland weiter ausgebaut werden – eine Aufgabe für die 
Goethe-Institute. Zweitens müssen die Verfahren zur An-
erkennung von Berufsabschlüssen schneller, digitaler und 
pragmatischer werden. Hierbei können die Erfahrungen mit 
der Kompetenzfeststellung und der Anerkennung von Teil-
qualifi kationen im Kontext der Fluchtmigration hilfreich sein. 
Statt nach formalen Zertifi katen – übersetzt auf Deutsch und 
in Papierform – zu fragen, muss es mehr darauf ankommen, 
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was Zugewanderte in der berufl ichen Praxis können. Das 
festzustellen ist aber, wie bei Bewerbungen aus Deutsch-
land nicht anders, primär Aufgabe der Arbeitgebenden.

Inländisches Arbeitskräfteangebot stärken

Auch wenn Erwerbsmigration gewiss einen zentralen 
Baustein zur Sicherung der Fachkräftebasis darstellt, 
kann Deutschland sich nicht allein darauf verlassen. Der 
demografi sche Wandel betriff t viele Ziel- und Herkunfts-
länder ähnlich, sodass auch der Markt für international 
mobile gesuchte Fachkräfte zunehmend enger wird. Da-
rum gilt es auch, noch vorhandene inländische Arbeits-
kräftepotenziale möglichst voll auszuschöpfen.

Nach wie vor erschwert es das deutsche Steuer- und Ab-
gabensystem, dass Teilzeitbeschäftigte – insbesondere 
Mütter – ihren oft vorhandenen Wunsch nach einer länge-
ren Arbeitszeit verwirklichen. Eine solche Hürde ist an ers-
ter Stelle die steuer- und sozialrechtliche Sonderbehandlung 
der geringfügig entlohnten Beschäftigung. Die Minijobs er-
weisen sich häufi g als karriereschädliche Teilzeitfallen oh-
ne Brückenfunktion in reguläre Beschäftigung und leisten 
zudem Dequalifi zierung Vorschub (Wippermann, 2012). Sie 
drücken damit sowohl die Quantität als auch die Qualität des 
Arbeitsangebots. Die Sonderstellung geringfügiger Beschäf-
tigung sollte deshalb begrenzt werden, etwa durch eine Be-
schränkung auf bestimmte Personengruppen wie Studieren-
de und Personen im Ruhestand, oder durch eine generelle 
Einbeziehung in das der Lohn- und Einkommensteuer unter-
liegende Einkommen (Bonin et al., 2021c). Dieses Vorgehen 
trüge auch zu den oben skizzierten Zielen bei, den Niedrig-
lohnsektor zu verkleinern und einen Wandel hin zu höherwer-
tigen Arbeitsplätzen in den betroff enen Branchen anzusto-
ßen. Darum erscheint die Anhebung der Minijob-Verdienst-
grenze zum 1. Oktober 2022 mit Blick auf eine nachhaltige 
Überwindung von Arbeitskräfteengpässen kontraproduktiv. 
Sie dürfte die Teilzeitfalle durch geringfügige Beschäftigung 
noch verschärfen (Blömer und Consiglio, 2022).

Bei Verheirateten begünstigt zudem das Ehegattensplit-
ting in Kombination mit der Steuerklassenkombination III-
V ein Erwerbsmodell, bei dem in der Regel der Partner in 
Vollzeit arbeitet und die Partnerin in Teilzeit hinzuverdient. 
Bereits die laufende Besteuerung grundsätzlich nach 
Steuerklassenkombination IV-IV könnte durch ein geän-
dertes Framing die Arbeitsanreize in der Zweitverdienen-
denposition stärken, ohne die tatsächliche Steuerlast der 
Haushalte zu verändern. Ein Übergang zu Alternativen, die 
der verfassungsrechtlichen Vorgabe der Nichtschlech-
terstellung von Verheirateten gegenüber Unverheirateten 
gerecht werden, wie ein Realsplitting oder eine Individu-
albesteuerung, würde die Steuerlast von Verheirateten 
gegenüber dem Status quo dagegen erhöhen. Dies ist 

politisch unpopulär – würde aber, wie Simulationsstudien 
zeigen, das Arbeitsangebotsvolumen insgesamt erhöhen 
(Bachmann et al., 2021; Blömer et al., 2021).

Um die insbesondere von Müttern angestrebten Tätig-
keiten in langer Teilzeit bzw. kurzer Vollzeit zu ermögli-
chen, muss auch die Betreuungsinfrastruktur weiter ver-
bessert werden. Der Mitte der 2000er Jahre einsetzen-
de Ausbautrend hat die Integration von Müttern in den 
deutschen Arbeitsmarkt spürbar erhöht. Allerdings liegt 
Deutschland, was die Versorgung mit guter, verlässlicher 
und von den Betreuungszeiten her fl exibler Kinderbetreu-
ung angeht, in vielen Regionen immer noch spürbar hin-
ter skandinavischen Vorbildern (Dänemark, Norwegen, 
Schweden) zurück. Dabei entspräche eine quantitative 
und qualitative Aufstellung der Kinderbetreuung wie dort 
den Wünschen vieler heutiger Eltern (OECD, 2017).

Aus- und Weiterbildungssystem leistungsfähiger 

machen

Schweren gesellschaftlich-ökonomischen Krisen ist, wie 
transformativen Prozessen, qualifi katorischer Mismatch 
inhärent. Ihr disruptiver Charakter zerstört in manchen Tei-
len der Wirtschaft Arbeitsplätze, während mit den Anpas-
sungen zur Bewältigung der großen Herausforderungen in 
anderen Teilen neue Jobs entstehen. Unterscheiden sich 
die Qualifi kationsanforderungen in den betroff enen Berei-
chen, kann der Aufbau der neuen Jobs ins Stocken ge-
raten, weil die vorhandenen Arbeitsuchenden dafür nicht 
ohne Weiteres infrage kommen. Die Überwindung Mis-
match-bedingter Fachkräfteengpässe erfordert Zeit – und 
ein leistungsfähiges Aus- und Weiterbildungssystem.

Die duale Ausbildung ist traditionell eine Stärke Deutsch-
lands. Sie hat in den Augen vieler Jugendlicher aber off en-
bar an Glanz verloren. Wir sehen einen Run an Hochschu-
len und berufl iche Schulen aller Art – auch von jungen Men-
schen, die im klassischen System der berufl ichen Bildung 
besser aufgehoben wären. Darum braucht es mehr Berufs-
orientierung, die Chancen und ein modernes Bild der Aus-
bildungsberufe vermittelt, etwa in den zur Bewältigung der 
Energiewende essenziellen Handwerken. Doch Information 
allein reicht natürlich nicht, auch die Praxis muss attraktiv 
sein. So ist eine Qualitätsoff ensive zur Digitalisierung und 
für besseren Unterricht an den Berufsschulen dringend ge-
boten. Ausbildungsinhalte, aber auch die Personalführung 
des in den Betrieben ausgebildeten Nachwuchses müssen 
mehr Flexibilität und Autonomie zulassen.

Im Bereich der berufl ichen Weiterbildung sollte eine Neu-
orientierung während des Erwerbslebens mit dem Ziel, 
Fachkräfteengpässe zu verringern oder zu vermeiden, 
verstärkt gefördert werden. Hierzu muss die berufl iche 
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Anpassungsfähigkeit und Mobilität durch Gelegenheiten 
zum Erlernen neuer Kenntnisse und Fähigkeiten – auch 
im Bereich der Soft Skills – verbessert werden. Die För-
derung einer selbstbestimmten Weiterbildung jenseits 
berufsbezogener Qualifi kationen, wie sie im Koalitionsver-
trag mit dem Lebenschancen-BAföG vorgesehen ist, ist 
hierfür kein geeigneter Ansatz. Sie birgt das Risiko, dass 
Menschen an den Bedürfnissen des Arbeitsmarkts vor-
bei investieren. Vielversprechender ist das Instrument der 
Bildungsteilzeit nach österreichischem Vorbild, die eine 
Vereinbarung zwischen Arbeitgebenden und Beschäftig-
ten voraussetzt und zudem der Bundesagentur für Arbeit 
Beratungs- und Kontrollfunktionen gibt. Auch sollte das 
bestehende Instrumentarium der Weiterbildungsförde-
rung für Arbeitgebende erweitert werden, um Beschäf-
tigten, die durch disruptive und transformative Prozesse 
gefährdet sind, ohne den Umweg über die Arbeitslosigkeit 
Brücken zu einer neuen Arbeitsstelle zu bauen (EFI, 2021).

Die Politik muss erst recht aktiv werden, wenn ihre Maß-
nahmen zur Bewältigung großer gesellschaftlicher Her-
ausforderungen die Knappheiten am Arbeitsmarkt ver-
stärken oder überhaupt erst auslösen. Darum benötigen 
etwa die Digitalisierungs- oder die Dekarbonisierungs-
strategie der Bundesregierung eine damit im Einklang ste-
hende und daraus abgeleitete Weiterbildungs- und Quali-
fi zierungsstrategie. In der Nationalen Weiterbildungsstra-
tegie wurden hierzu bereits einige richtige Schwerpunkte 
gesetzt (BMAS und BMBF, 2021). Letztlich können die in 
diesem Rahmen entwickelten und die vorhandenen Inst-
rumente zur Unterstützung der berufl ichen Weiterbildung 
nur dann breit in der Praxis wirken, wenn sie besser be-
kannt und noch leichter zugänglich werden.

Bittere Medizin

Die unangenehme Wahrheit ist: Gegen die großen akuten 
Fachkräfteengpässe, die aus drei starken transformativen 
Prozessen – Digitalisierung, Dekarbonisierung, alternde Ge-
sellschaft – gespeist und durch die gerade erlebte Zeitenwen-
de noch einmal verstärkt werden, gibt es kaum simple Mittel. 
Ihre Überwindung wird dauern. Arbeitgebende, Bürger:innen 
und Politik müssen einiges mehr leisten. Sie werden um diese 
Zumutungen aber nicht herumkommen, wenn der Wohlstand 
in Deutschland nachhaltig gesichert werden soll.
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Title: Germany’s Labour Market at a Turning Point
Abstract: The COVID-19 pandemic and the Ukraine war mark a turning point for the German labour market. These crises accelerate 
transformative forces that have been at work for some time, such as digitalisation and decarbonisation, and are likely to permanently 
change the international division of labour and mobility. The shortage of skilled workers, which already hampered development ahead 
of the crisis, has now grown into a broader labour shortage and has also reached the low-wage sector. This article outlines how labour 
shortages could be countered by concerted action from the supply and demand sides. It shows that coping with the changes in the Ger-
man labour market requires more eff orts from policymakers, fi rms and the labour force.
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Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge ist 
seit Jahren rückläufi g. Der Rückgang lässt sich durch viel-
fältige Faktoren begründen. Es ist zunächst zu vermuten, 
dass die konjunkturelle Entwicklung aufgrund der COVID-
19-Pandemie und des damit verbundenen Wegfalls von Aus-
bildungsplätzen einen Erklärungsansatz bietet. Der Trend ist 
jedoch langfristiger. In einem komplexer werdenden Arbeits-
markt steigen die Anforderungen an die Auszubildenden und 
die Unternehmen: Ein zunehmendes Mismatch ist zu beob-
achten. Auch spielt die demografi sche Zusammensetzung 
eine Rolle. Antworten auf den Druck am Ausbildungsmarkt 
zu fi nden, ist nicht einfach. Vermeintliche Lösungsansätze 
erscheinen oft wie ein Ausdruck hilfl oser Politik.

Der langfristige Trend auf dem Ausbildungsmarkt ist ein-
deutig. Die Zahl gemeldeter Bewerbender für einen Aus-
bildungsplatz ist seit Jahren rückläufi g. Während sich 
deutschlandweit 2009 noch rund 562.000 Nachwuchskräfte 
für eine Ausbildung bewarben, waren es vor Beginn der Co-
ronapandemie nur noch rund 512.000, 2021 sogar nur noch 
rund 434.000. Dahinter verbirgt sich zum einem die demo-
grafi sche Entwicklung, zum anderen der steigende Anteil 
unter jungen Menschen, die einen Hochschulabschluss an-
streben. Dagegen ist die Zahl der angebotenen Stellen bis 
2019 sogar gestiegen. Das hohe Niveau an Stellen spiegelt 
die allgemeine positive Entwicklung der Wirtschaft wider. 
Durch diese Trends lag die Diff erenz zwischen gemeldeten 
Stellen (Arbeitsmarktnachfrage) und Bewerbungen (Arbeits-
marktangebot) 2019 bei rund 60.000 und erhöhte sich wäh-
rend der Pandemie auf 78.000 (vgl. Abbildung 1).

Das Missverhältnis zwischen angebotenen Stellen und 
Bewerbungen geht erwartungsgemäß mit einem Anstieg 
der unbesetzten Stellen von 17.000 (2009) auf über 63.000 
(2021) einher. Auff ällig ist jedoch, dass die Zahl der unver-
sorgten Bewerbenden im gleichen Zeitraum ebenfalls ge-

stiegen ist (vgl. Abbildung 2). Für den Rückgang der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge ist also nicht nur 
eine geringere Zahl an Bewerbenden verantwortlich. Es 
zeigen sich außerdem Probleme beim Matching zwischen 
Angebot und Nachfrage (Abraham und Hinz, 2018). In der 
Theorie können Arbeitsmärkte als „arena for the matching 
of persons to jobs“ (Sørensen und Kalleberg, 1981, 52) ver-
standen werden, in der Arbeitnehmerqualifi kationen und 
-erwartungen auf Stellenanforderungen treff en. Wenn die-
se nicht übereinstimmen, kommt es zu einem Mismatch. 
Wirft man einen genaueren Blick auf die Daten zum Aus-
bildungsmarkt, werden drei Formen von Mismatch deut-
lich (Wieck et al., 2019): ein regionales Mismatch, qualifi -
katorisches Mismatch und berufsfachliches Mismatch.

Regionales Mismatch

Betrachtet man die Relation zwischen Bewerbungen und 
angebotenen Ausbildungsstellen auf Ebene der Landkrei-
se, werden erhebliche regionale Unterschiede deutlich. Vor 
allem in Baden-Württemberg, Thüringen, Bayern, Meck-
lenburg-Vorpommern und im Saarland herrscht ein deut-
licher Überschuss an Ausbildungsstellen. Im Durchschnitt 
kommen hier jeweils nur drei Bewerbungen auf vier Stellen. 
Anders sieht es in Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sach-
sen aus. Hier ist das Verhältnis zwischen Bewerbungen und 
Stellen im Durchschnitt ausgeglichen. In Berlin gibt es sogar 
mehr als 140 Bewerbungen pro 100 Stellen (vgl. Abbildung 
3). Auch wenn einzelne Regionen eine starke Anziehungs-
kraft ausüben, beschränken sich mehr als 90 % der Suchen-
den auf einen Radius von 100 km (Christ et al., 2021).

Qualifi katorisches Mismatch

In vielen Fällen fi nden Betriebe und Bewerbende trotz 
passender Ausbildungsstellen nicht zusammen (vgl. Ab-
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Abbildung 1
Gemeldete Berufsausbildungsstellen und gemeldete 

Bewerbende, jeweils zum 30.9.

Quellen: BA, 2021a; HWWI.

Abbildung 2
Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und 

unversorgte Bewerbende, jeweils zum 30.9.

Quellen: BA, 2021a; HWWI.

Abbildung 3
Bewerbungen pro Ausbildungsstelle nach 

Landkreisen, Stand 30.9.2021

Quellen: BA, 2021a; HWWI.

bildung 2). Dies ist besonders in Großstädten der Fall, 
da hier überdurchschnittlich viele Bewerbende mit Mig-
rationshintergrund wohnen, die schlechtere Chancen auf 
eine Ausbildungsstelle haben. Ebenso sind Bewerbende 
in beliebten Berufen (z. B. Tierpfl ege, Mediengestaltung, 
Veranstaltungstechnik) betroff en. In Hinblick auf die sozio-
demografi schen Merkmale unterscheidet sich die Gruppe 
der Unversorgten vom Durchschnitt aller Bewerbenden. 
Sie sind öfter über 20 Jahre alt oder sogenannte Altbe-
werbende, d. h. sie haben in den vergangenen fünf Jahren 
bereits eine Ausbildungsstelle gesucht. Außerdem verfü-
gen sie häufi ger über keinen oder nur einen Hauptschul-
abschluss (vgl. Tabelle 1). Während dies für rund 30 % der 
Bewerbenden der Fall ist, fordern fast 50 % der Betriebe 
mindestens einen Realschulabschluss. Daraus folgt, dass 
100 gemeldeten Bewerbenden mit Hauptschulabschluss 
nur 71 Ausbildungsstellen zur Verfügung stehen. Dieses 
Ungleichgewicht führt besonders in beliebten Berufen mit 
hohen Anforderungen (z. B. Informatik, Elektrotechnik) da-
zu, dass Bewerbende keinen Ausbildungsplatz fi nden (BA, 
2021b). Dazu passt der Befund, dass 49 % der Betriebe, 
die weniger oder gar nicht mehr ausbilden, die mangelnde 
Eignung der Bewerbenden als Grund angeben (Eckelt et 
al., 2020, Wolbers, 2003).

Neben der Bildung spielt der Migrationshintergrund eine ent-
scheidende Rolle bei der Chance, einen Ausbildungsplatz zu 
fi nden. Während die Erfolgsquote unter Bewerbenden ohne 
Migrationshintergrund bei 46 % liegt, ist sie bei Personen mit 
Migrationshintergrund deutlich geringer (29 %). Auf den ers-
ten Blick liefern die unterschiedlichen soziodemografi schen 
Merkmale dieser beiden Gruppen dafür eine Erklärung. So 
sind Bewerbende mit Migrationshintergrund durchschnitt-
lich älter, was auf schwierige Übergangswege aus der schu-
lischen in die berufl iche Bildung hindeutet. Zudem verfügen 
Bewerbende mit Migrationshintergrund häufi ger über höchs-
tens einen Hauptschulabschluss (37 %) als dies bei denje-
nigen ohne Migrationshintergrund (28 %) der Fall ist (BIBB, 
2021). Doch multivariate Analysen unter Einbeziehung einer 

Reihe von Kontrollvariablen (z. B. höchster schulischer Ab-
schluss, Durchschnittsnote auf dem Schulabgangszeugnis, 
etc.) zeigen, dass ein Migrationshintergrund auch bei gleicher 
Bildung mit schlechteren Chancen auf eine Einmündung in 
eine betriebliche Ausbildung verbunden ist (Eberhard und 
Schuß, 2021). Das gilt vor allem für junge Männer mit türki-
scher bzw. arabischer Herkunft (Beicht und Walden, 2019). 
Dabei sind Zugewanderte erster Generation, d. h. die selbst 
eingewandert sind, stärker betroff en als bereits in Deutsch-
land Geborene (Beicht und Walden, 2018).
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Berufsfachliches Mismatch

Noch größer als die Zahl der unversorgten Bewerbenden 
ist die Summe der unbesetzten Stellen, die seit Jahren 
steigt (vgl. Abbildung 2). Davon sind vor allem Handwerks-
berufe betroff en. Der Anteil der unbesetzten Ausbildungs-
stellen an allen gemeldeten Stellen beträgt 16,4 %. Beson-
ders Berufe im Lebensmittelhandwerk (24,0 % unbesetzte 
Stellen), in der Orthopädie- und Reha-Technik (20,6 %) und 
im Metallbau (16,8 %) sind betroff en. Aber auch der Bereich 
Hotel und Gaststätten (25,3 %), Bauberufe (18,0 %) und der 
Berufskraftverkehr (17,3 %) haben große Probleme, die 
Stellen zu besetzen. Dagegen zeigt sich für kaufmännische 
Berufe und in der medizinischen Fachassistenz ein Über-
angebot an qualifi zierten Bewerbenden (BA, 2021b).

Besonders in Berufen, in denen Engpässe an Fachkräf-
ten bestehen, ergeben sich Probleme, Ausbildungsstel-
len zu besetzen (Jansen und Hickmann, 2021). Dabei sind 
Kleinstbetriebe am stärksten betroff en (Eckelt et al., 2020). 
Sie konnten 2018 59 % aller angebotenen Stellen nicht 
besetzen (Klein- und Mittelbetriebe: 37 %; Großbetriebe: 
27 %). Kleinstbetriebe gelten unter Bewerbenden dabei als 
weniger attraktiv, was wiederum dazu führt, dass diesen 
Unternehmen bei der Ausbildung von Jugendlichen mit 

schlechteren Schulabschlüssen ein höherer Ausbildungs-
aufwand entsteht (Severing und Euler, 2018).

Ausbildungsfondsumlage

Der Handlungsbedarf ist immens, da die Angebots- und 
Nachfrageschere auseinandergeht und das berufl iche, qua-
lifi katorische und regionale Mismatch groß ist. Erschwerend 
kommt hinzu, dass sich die Probleme am allgemeinen Ar-
beitsmarkt fortsetzen. Denn 70 % der ausgeschriebenen 
Stellen für Qualifi zierte richten sich an Fachkräfte mit abge-
schlossener Berufsausbildung (Jansen und Hickmann, 2021).

Vorschläge wie die Ausbildungsfondsumlage, die aktuell in 
Berlin und Bremen diskutiert werden, weisen nicht den rich-
tigen Weg. Bei der Ausbildungsfondsumlage geht es vor-
dergründig um ein Anreizinstrument, das die Ausbildungs-
quote in den Betrieben erhöhen soll. Dahinter steht, dass 
Unternehmen, die den Nutzen von ausgebildeten Fachkräf-
ten erlangen, jedoch vermeiden auszubilden, als Trittbrett-
fahrende (free rider) erachtet werden. Der umlagefi nanzierte 
Ausbildungsfonds zielt auf dieses Trittbrettfahrerverhalten 
(Form des Marktversagens) ab. Der Ausbildungsfond sieht 
im Grundsatz vor, dass Unternehmen, die nicht ausbilden, 
eine Abgabe zahlen. Die volkswirtschaftliche Kosten-Nut-
zen-Überlegung zur Bereitstellung eines öff entlichen Guts, 
hier der umlagefi nanzierte Landesausbildungsfonds, ist 
schwierig zu bewerten. Aus Sicht der Gesamtwohlfahrt 
kann das Gut dann öff entlich bereitgestellt werden, wenn 
eine effi  zientere Bereitstellung des Guts möglich ist. Je-
doch könnten die Kosten der Einführung und Begleitung ei-
nes umlagefi nanzierten Ausbildungsfonds den Nutzen des 
gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtseff ekts übersteigen. Die 
volkswirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Relationen einer Ein-
führung sind somit unklar (Fritsch, 2011).

Das Kriterium der Treff sicherheit wird zudem durch das po-
litisch vorgegebene optimale Niveau bestimmt und nicht 
durch das Angebot der Ausbildungsplätze. Dabei geht die 
Umlage nicht an das Kernproblem des Matching: Die Aus-
bildungsfondsumlage ist nur bedingt dazu in der Lage, die 
Qualifi zierung und die Vermittlungsfunktion des Marktes zu 
übernehmen sowie passgenaue Lösungen anzubieten (Diet-
rich, 2007). Schwerer wiegt noch, dass die konzeptionelle 
Idee zum umlagefi nanzierten Ausbildungsfonds in einer Zeit 
entstanden ist, in der ein großes Angebot an Arbeit(skräften) 
vorgefunden wurde. Demografi sch bedingt geht dieses An-
gebot zurück und zugleich steigt die Nachfrage am Arbeits-
markt: Das Zukunftsthema ist der Fachkräftemangel am Ar-
beitsmarkt. Aus dem Mangel heraus werden die Unterneh-
men nach Lösungen suchen, um Fachkräfte für die Zukunft 
zu entwickeln und Stellen zu schaff en – auch für Niedrigqua-
lifi zierte. Weitere marktwirtschaftliche Eingriff e könnten 
Fehlanreize, wie strukturkonservierende Wirkungen, setzen.

Tabelle 1
Bewerbungen nach Merkmalen in Abhängigkeit von 

deren Vermittlungsstatus

in %

Quellen: BIBB, 2022; HWWI.

Bewerbungen Einmündend Unversorgt

Alter

Unter 18 Jahre 34,1 40,6 11,3

18 bis 19 Jahre 27,5 29,1 29,2

20 bis 24 Jahre 30,4 25,9 41,8

25 Jahre und älter 8,0 4,4 17,7

Nationalität

Deutsche 81,6 85,7 77,1

Ausländer:innen 18,4 14,3 22,9

Schulabschluss

Kein Schulabschluss 1,6 1,5 2,2

Mit Hauptschulabschluss 28,1 26,9 30,2

Realschulabschluss 40,1 46,2 34,7

Fachhochschulreife 12,9 10,5 13,3

Allgemeine Hochschulreife 11,6 9,7 12,4

Keine Angabe 5,7 5,1 7,2

Schulentlassenenjahr

Im Berichtsjahr 52,3 56,4 42,0

Im Vorjahr 16,5 20,3 39,8

In früheren Jahren 30,4 22,8 6,5

Keine Angabe 0,8 0,5 2,3
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Schlussfolgerung

Folgende Lösungsansätze lassen sich exemplarisch be-
nennen und bedürfen weiterer Untersuchungen:

• Die Steigerung der Qualität der schulischen Bildung, 
insbesondere in den sozialbenachteiligten Stadtteilen 
bzw. -quartieren, kann die Einmündungen erhöhen. Ein 
Ansatz ist es, die Schnittstelle zwischen Schule und 
berufl ichem Übergang durch gezielte Schnittstellen-
förderung und -vermittlung von fehlenden qualifi katori-
schen Kompetenzen zu verbessern. Die Erhöhung der 
schulisch-qualifi katorischen Ausbildungsfähigkeit und 
der laufenden Anpassungen der Kerncurricula an tech-
nische Entwicklungen, kann ein Hebel sein, um den 
Fachkräftemangel (Nachfrage) und Ausbildungsange-
bot ins (Markt-)Gleichgewicht zu bringen.

• Schulische und zwischenschulische Maßnahmen, wie 
Vorbereitungswochen im Sinne von Intensivkursen zur 
dualen Ausbildung, zur Verringerung des qualifi katori-
schen Mismatch, werden als notwendig erachtet. Da-
neben bedarf es weitergehender sozialer Begleitung, 
um die Einmündungsquoten zu erhöhen.

• Es bedarf einer laufenden Bewertung bestehender In-
strumente und Ansätze. So äußern beispielsweise ei-
nerseits Unternehmen Unterstützungsbedarf bei der 
Suche nach Bewerbenden und der Qualifi zierung von 
Auszubildenden, anderseits sind den Betrieben viele 
Instrumente nicht bekannt (Eckelt et al., 2020).

• Da der Anteil der sozialversicherungspfl ichtig Beschäf-
tigten mit Hochschulabschluss in den vergangenen Jah-
ren enorm an Bedeutung gewonnen hat, könnte die Ver-
größerung von Studienangeboten im Dualen System zu 
einer Verbesserung der Ausbildungsangebote beitragen.

• Aus dem unternehmerischen Dilemma der Fachkräfte-
anwerbung bedarf es mittelfristig einer (regionalen) 
Strategie zur Zuwanderung von jungen Erwachsenen 
für die duale Ausbildung aus EU-Ländern und Drittstaa-
ten, um den zukünftigen Fachkräftebedarf zu deckeln.

Es bedarf der Anwendung eines ökonometrischen Mo-
dells zur Abbildung der Gründe des regionalen, qualifi -
katorischen und berufsfachlichen Mismatches. Vor dem 
Hintergrund der COVID-19-Pandemie lässt sich über 
Gründe der aktuellen Ausbildungsmarktmisere nur spe-
kulieren. Eigentlich sollte 2022 ein Erholungsjahr werden, 

durch die abschwellende Coronapandemie. Allerdings 
haben sich die Herausforderungen durch den Angriff s-
krieg Russlands verschärft, die Infl ation steigt, die Input-
preise erleben einen sprunghaften Anstieg (Berlemann 
et al., 2022). Hinzu kommt, dass die Lieferkettenprob-
leme aus der COVID-19-Krise bis heute anhalten. Die 
Unsicherheit der Unternehmen ist zurzeit sehr hoch, so 
auch die Bereitschaft für Neueinstellungen. Die Gründe 
für den Rückgang in der Pandemie selbst sind durch ver-
schobene Prüfungen, fehlende Berufsorientierung, ein-
geschränkte Kontaktmöglichkeiten mit potenziellen Be-
werbenden und weniger (Schul-)Praktika verursacht. Es 
bleibt abzuwarten, wie der Ausbildungsmarkt 2023 und in 
den Folge jahren aussehen wird.
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Auch wenn sich die Lage in den vergangenen Monaten in 
vielen Bereichen deutlich verschärft hat, sind Fachkräfte-
engpässe kein neues Phänomen. Bereits im Frühjahr 
2019 gaben in einer Befragung 61 % der Unternehmen 
an, dass Fachkräfteengpässe ein hohes Risiko für ihre 
Geschäftsabläufe darstellen, womit diese weit häufi ger 
genannt wurden als alle anderen zu diesem Zeitpunkt 
potenziell relevanten Risikofaktoren (Grömling und Mat-
thes, 2019). Zumindest aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
stellt die Pandemiezeit mit ihrem vor dem Hintergrund von 
Lockdowns und unterbrochenen Lieferketten stark ein-
gebrochenen Personalbedarf eine Art Verschnaufpause 
am Arbeitsmarkt dar, sodass eine langfristige Perspektive 
notwendig ist, um die aktuelle Lage richtig einzuordnen.

Das Grundproblem ist der demografi sche Wandel, der 
nicht allein Deutschland betriff t. Waren die Geburtenzahlen 
bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts stark rückläufi g, 
kam es in der Mitte des 20. Jahrhunderts in der gesamten 
westlichen Welt nochmals zu einem Babyboom, der nicht 
nur auf ein Nachholen während des Zweiten Weltkriegs 
nicht möglicher Familiengründungen, sondern auch auf ein 
deutlich verändertes Heiratsverhalten zurückzuführen ist 
(Van Bavel und Reher, 2013). In den 1960er Jahren änderte 
sich dies mit der zunehmenden Emanzipation und Gleich-
stellung der Frauen wieder grundlegend. Ehe und Kinder 
verloren an gesellschaftlicher Bedeutung (Lesthaeghe, 
2014). Gleichzeitig standen den Paaren jetzt bessere Ver-
hütungsmethoden zur Verfügung, die es für sie leichter 
machten, den Eintritt einer ungewollten Schwangerschaft 
zu vermeiden, sodass es zu einem starken Absinken der 
Geburtenzahlen auf Werte weit unterhalb des für den Be-
standserhalt notwendig Niveaus von rund 2,1 Kindern je 
Frau kam. Langfristig hat dies ohne Zuwanderung deutli-
che Bevölkerungsrückgänge zur Folge, denen bislang al-
lerdings auch eine steigende Lebenserwartung entgegen-
gewirkt hat. Inzwischen ist ein Punkt erreicht, an dem die 
aus den Arbeitsmärkten ausscheidenden Jahrgänge deut-
lich geburtenstärker sind als die nachrückenden.

Deutschland ist hiervon in besonderem Maße betroff en, 
da der Babyboom hierzulande einen sehr spezifi schen 
Verlauf hatte. So war die Zahl der Geburten in der un-
mittelbaren Nachkriegszeit zunächst eher niedrig und 
erreichte auch in der ersten Hälfte der 1950er Jahre erst 

ein Niveau von 1,1 Mio. pro Jahr. Dann erfolgte allerdings 
ein starker Anstieg auf 1,4 Mio. in den Jahren 1963 und 
1964 (Statistisches Bundesamt, 2016). Dass der Baby-
boom so spät eingesetzt hat, lässt sich damit erklären, 
dass die Lage für die Bevölkerung in Deutschland lange 
Zeit sehr schwierig war und es erst ab den 1950er Jahren 
zu Wachstum und Wohlstand kam. Zudem ist im Blick zu 
behalten, dass in der NS-Zeit eine stark pronatalistische 
Bevölkerungspolitik betrieben wurde, sodass ab Mitte der 
1950er Jahre auch vergleichsweise viele junge Menschen 
in ein Alter kamen, in dem typischerweise eine Familien-
gründung erfolgte. Ab der zweiten Hälfte der 1960er Jahre 
kam es dann zu einem regelrechten Einbruch der Gebur-
tenzahlen bis auf nur noch 780.000 im Jahr 1975 (Statis-
tisches Bundesamt, 2016). Dieser geht zwar maßgeblich 
auf die überall in der westlichen Welt zu beobachtende 
Veränderung des Geburtenverhaltens zurück. So lag die 
zusammengefasste Geburtenziff er in Westdeutschland 
1975 bei 1,45 Kindern je Frau im Vergleich zu 2,54 im 
Jahr 1964 (Statistisches Bundesamt, 2016). Anders als in 
den anderen Ländern wurde er allerdings noch dadurch 
verstärkt, dass nun vor dem Hintergrund der niedrigen 
Geburtenzahlen und gleichzeitig noch substanzieller 
Kindersterblichkeit in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
vergleichsweise wenige Frauen und Männer in das Alter 
kamen, in dem typischerweise eine Familiengründung er-
folgte. Daher stellt auch das Ausmaß des Rückgangs der 
Geburtsjahrgänge um 42 % zwischen 1964 und 1975 eine 
deutsche Besonderheit dar. Später stiegen die Geburten-
zahlen zwar wieder leicht an, erreichen mit einem Höchst-
wert von 910.000 im Jahr 1990 aber nur noch rund zwei 
Drittel des Niveaus der frühen 1960er Jahre (Statistisches 
Bundesamt, 2016).

Für die aktuelle Lage am Arbeitsmarkt ist noch eine zweite 
weniger gravierende demografi sche Entwicklung von Be-
deutung, die spezifi sch für Deutschland ist. Hier ist es in 
den späten 1990er und 2000er Jahren zu einem deutlichen 
Rückgang der Geburtenzahlen bis auf nur noch 670.000 im 
Jahr 2009 und 660.000 im Jahr 2011 gekommen (Statisti-
sches Bundesamt, 2016). Ausschlaggebend hierfür waren 
vor allem vergleichsweise wenige potenzielle Mütter. Die 
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Abbildung 1
Alterskohorten in Fünfjahresschritten am 31.12.2021

in Mio.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2022); eigene Berechnungen.

Tabelle 1
Verhältnisse der Geburtenzahlen in 

Fünfjahresschritten

Quelle: Statistisches Bundesamt (2022); eigene Berechnungen.

zusammengefassten Geburtenziff ern hatten bereits 1994 
mit 1,24 ihren Tiefstwert erreicht und schwankten seit den 
späten 1990er Jahren auf einem niedrigen Niveau zwi-
schen 1,3 und 1,4 Kindern je Frau. In den Folgejahren ist es 
dann allerdings wieder zu einem Anstieg sowohl der Ge-
burtenzahlen als auch der zusammengefassten Geburten-
ziff ern bis auf 792.000 Geburten und 1,59 Kinder je Frau 
im Jahr 2016 gekommen (Statistisches Bundesamt, 2022). 
Dieser Anstieg wird die Arbeitskräftebasis jedoch erst ab 
den späten 2030er Jahren beeinfl ussen.

Welche Geburtsjahrgänge die besonders großen Kohor-
ten der Babyboomer am Arbeitsmarkt konkret ersetzen 
sollten, lässt sich nicht klar sagen, da Erwerbsbiografi en 
teilweise sehr unterschiedlich verlaufen. Als Orientierung 
kann allerdings die von Eurostat (2022) ermittelte erwar-
tete Dauer des Erwerbslebens von Männern dienen, die 
2021 bei 40,7 Jahren lag. Der Wert für die Frauen ist we-
niger zielführend, da familienbedingte Erwerbsunterbre-
chungen bei ihnen eine deutlich größere Rolle spielen. 
Vergleicht man die Gesamtzahlen der Geburten in den 
Jahren 2000 bis 2004 von 3,6 Mio. und 1960 bis 1964 von 
6,9 Mio., kommt man auf ein Verhältnis von nur 55 zu 100 
(Statistisches Bundesamt, 2022; eigene Berechnungen). 
Entsprechende Werte für die vorangehenden und nach-
folgenden Jahrgänge sind in Tabelle 1 dargestellt, wobei 
auf eine noch deutlich höhere Kindersterblichkeit in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit hinzuweisen ist.

Geht man von der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung aus, dürfte 2022 an sich erst der Ge-
burtsjahrgang 1956 aus dem Erwerbsleben ausscheiden. 
Tatsächlich verlässt aber nach wie vor ein großer Teil der 
Erwerbstätigen den Arbeitsmarkt bereits einige Jahre frü-
her (Geis-Thöne, 2021), sodass die Verrentung der gebur-
tenstarken Jahrgänge der Babyboomer bereits deutlich 
weiter vorangeschritten ist. Dennoch befi nden wir uns 
noch am Anfang einer Entwicklung, die ihren Höhepunkt 
voraussichtlich erst in den 2030er Jahren erreichen wird. 
Nicht nur werden die Größenunterschiede zwischen den 
aus dem Arbeitsmarkt ausscheidenden und nachrücken-

den Geburtskohorten bis 2030 immer weiter zunehmen, 
auch werden sich die entstehenden Lücken immer weiter 
akkumulieren. So dürfte sich die Lage erst wieder nach-
haltig entspannen, wenn die bereits kleinen Jahrgänge 
der späten 1970er Jahre aus dem Arbeitsmarkt ausschei-
den und die wieder deutlich größeren Jahrgänge der spä-
ten 2010er Jahre nachrücken.

Verändern lassen sich die demografi schen Grundstruktu-
ren der Bevölkerung lediglich über Migrationsbewegun-
gen, und die Zuwanderung der vergangenen Jahre und 
Jahrzehnte hat hier bereits einen großen Beitrag geleis-
tet. So waren die Jahrgänge 1988 bis 1997 und 1948 bis 
1957 im Jahr 2017 fast exakt gleich groß, wohingegen ihr 
Verhältnis ohne die seit 2007 zugewanderten Personen le-
diglich bei 88 zu 100 gelegen hätte (Geis-Thöne, 2020a). 
Aktuell ergeben sich die in Abbildung 1 dargestellten Stär-
ken der einzelnen Fünfjahreskohorten in Deutschland. Das 
Verhältnis zwischen den 20- bis 24-Jährigen und den 60- 
bis 64-Jährigen liegt jetzt bei 75 zu 100 und das Verhältnis 
zwischen den 15- bis 19-Jährigen und den 50- bis 59-Jäh-
rigen bei 56 zu 100 (Statistisches Bundesamt, 2022; eige-
ne Berechnungen). Dass der erste Wert im Vergleich zum 
Unterschied zwischen den Geburtenzahlen in den jeweili-
gen Jahrgängen deutlich günstiger ist, geht nicht allein auf 
die Zuwanderung zurück, sondern auch auf die Tatsache, 
dass ab einem Alter von etwa 50 Jahren immer größere 
Teile der Jahrgänge durch Todesfälle verloren gehen.

Beschäftigt man sich mit den Potenzialen der Zuwan-
derung für die Entwicklung der Arbeitskräftebasis in 
Deutschland, muss man im Blick behalten, dass die 
meisten Personen im Alter zwischen 18 und 35 Jahren 
wandern (Geis-Thöne, 2022). So können auch erst in den 
nächsten Jahren schwerpunktmäßig die Geburtskohor-
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1995 bis 1999 zu 1955 bis 1959 67 zu 100

2000 bis 2004 zu 1960 bis 1964 55 zu 100

2005 bis 2009 zu 1965 bis 1969 54 zu 100

2010 bis 2014 zu 1970 bis 1974 74 zu 100

2015 bis 2019 zu 1975 bis 1979 97 zu 100
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ten für eine Zuwanderung nach Deutschland gewonnen 
werden, die die besonders starken Jahrgänge der Ba-
byboomer aus demografi scher Sicht optimalerweise am 
Arbeitsmarkt ersetzen sollten. Allerdings zeichnet sich 
ab, dass die neuen EU-Mitgliedsländer, aus denen im ver-
gangenen Jahrzehnt ein großer Teil der erwerbsbezoge-
nen Zuwanderung erfolgt ist, als Herkunftsregion an Be-
deutung verlieren werden. Auch wenn der Rückgang der 
Geburtenzahlen später als in Deutschland eingesetzt hat, 
führt er inzwischen auch dort zu einem Rückgang der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter (Geis-Thöne, 2020a).

Daher muss die deutsche Migrationspolitik ihren Fokus 
verstärkt auf die außereuropäischen Drittstaaten richten, 
wo die Geburtenraten noch hoch oder erst zuletzt zurück-
gegangen sind. Hier fi nden sich grundsätzlich auch weit 
mehr jüngere Menschen, die an einer Zuwanderung nach 
Deutschland großes Interesse haben, als für einen Aus-
gleich der demografi schen Lücken im eigenen Land not-
wendig wären. Allerdings hat die Aufnahme der Gefl üchte-
ten im vergangenen Jahrzehnt gezeigt, dass sich die Integ-
ration sehr niedrig qualifi zierter Personen in den deutschen 
Arbeitsmarkt selbst bei einem günstigen gesamtwirt-
schaftlichen Umfeld schwierig gestalten kann (Geis-Thöne, 
2020b). Möchte man die Lage am Arbeitsmarkt tatsächlich 
verbessern, sollte man also nur Personen für eine Zuwan-
derung gewinnen, die über dem deutschen Standard ent-
sprechende akademische oder berufl iche Qualifi kationen 
verfügen oder diese zeitnah im Land erwerben können. Dies 
schränkt den Kreis der in den außereuropäischen Drittstaa-
ten infrage kommenden Personen stark ein, sodass ein Zu-
sammenspiel von liberalen zuwanderungsrechtlichen Re-
geln, schnellen und unbürokratischen Verfahren, einer wer-
benden Ansprache der infrage kommenden Personen und 
einer gezielten Unterstützung beim Zuzug nach Deutsch-
land notwendig sein wird, um im Wettbewerb mit anderen 
an qualifi zierten Zuwandernden interessierten Staaten eine 
größere Zahl von ihnen zu gewinnen.

Lässt sich die demografi sche Lücke nicht oder nur teil-
weise durch Zuwanderung schließen, kann die Arbeits-
kräfteversorgung auch verbessert werden, indem ein 
größerer Teil der inländischen Bevölkerung für eine ak-
tive Teilhabe am Arbeitsmarkt gewonnen wird. Hilfreich 
ist in diesem Kontext insbesondere eine Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit, für die neben den Regeln der ge-
setzlichen Rentenversicherung etwa auch der Erhalt der 
physischen und psychischen Leistungsfähigkeit durch 
gesundheitsbewusstes Verhalten und eine alternsgerech-
te Personalpolitik der Unternehmen von Bedeutung sind. 
Auch könnten die Zeiten familienbedingter Erwerbsunter-
brechungen und -einschränkungen durch bessere Unter-
stützungsangebote für Eltern insbesondere im Bereich 
der Betreuung reduziert werden.

Wichtig ist überdies, dass möglichst wenig potenzielle 
Arbeitskräfte vor dem Hintergrund eines ungünstigen 
Qualifi kationsportfolios unbeschäftigt bleiben. Aller-
dings hatte 2021 mit 22,7 % weit über ein Fünftel der 
25- bis 34-Jährigen in Deutschland keinen berufl ichen 
oder hochschulischen Bildungsabschluss, was eine 
Verschlechterung gegenüber 2011 mit 20,8 % darstellt 
(Statistisches Bundesamt, 2022, eigene Berechnun-
gen). Auch wählen junge Menschen nicht immer die im 
Hinblick auf die am Arbeitsmarkt gesuchten Qualifi kati-
onen optimalen Bildungsgänge. Dabei hat mit der Aka-
demisierung auch das Angebot an betrieblichen Ausbil-
dungsstellen als Steuerungsmechanismus an Bedeu-
tung verloren. So sind die Studienanfängerzahlen in den 
Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaf-
ten und Technik in den vergangenen Jahren rückläufi g, 
obschon hier besonders große Arbeitskräfteengpässe 
bestehen und sich entsprechend gute Karrierepers-
pektiven bieten (Anger et al., 2022). Verbesserungen 
im Bildungssystem und bei der Berufsorientierung kön-
nen also ebenfalls einen großen Beitrag dazu leisten, 
die Fachkräfteversorgung mittelfristig zu stabilisieren. 
Dies gilt umso mehr, als während der Pandemie vielfach 
große Lernlücken entstanden sind, die den späteren Er-
werb berufl icher und akademischer Qualifi kationen be-
einträchtigen können.

Dennoch wird es aller Wahrscheinlichkeit nach bei ei-
nem starken Rückgang des Arbeitsangebots in den 
nächsten Jahren bleiben. So wird sich die Wirtschaft 
letztlich auch gezwungen sehen, ihren Arbeitskräfte-
bedarf zu reduzieren. Im besten Fall kann das durch 
Automatisierung möglichst vieler Arbeitsschritte ge-
lingen. Allerdings sind dazu Fachkräfte notwendig, die 
die entsprechenden technischen Lösungen konzipie-
ren, einrichten, bedienen und warten können. Gerade 
im dafür besonders relevanten IT- und Ingenieursbe-
reich fehlen aktuell besonders viele Fachkräfte (Anger 
et al., 2022). Im schlechteren Fall werden größere Teile 
der Wertschöpfung ins Ausland verlagert oder erfolgen 
überhaupt nicht mehr. Dies gilt es soweit wie möglich zu 
vermeiden, da die Gesamtbevölkerung in Deutschland 
auch ohne Zuwanderung in den nächsten Jahren noch 
kaum rückläufi g sein wird.
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Die wirtschaftlichen Einschränkungen seit Beginn der 
Coronapandemie waren erheblich – insbesondere infolge 
von staatlich verordneten Betriebseinstellungen. Es gab 
sie vor allem in Teilen der konsumnahen Dienstleistungen. 
In anderen Staaten wie China war auch das Verarbeiten-
de Gewerbe betroff en, was weltweit zu Störungen in den 
Lieferketten bei Industriegütern führte. Nach dem starken 
Einbruch der Wirtschaftsleistung in der ersten Jahreshälf-
te 2020 ging es unter Schwankungen mit der Wertschöp-
fung wieder bergauf. Bei der Zahl der Erwerbstätigen wird 
der Vorseuchenwert mittlerweile sogar schon übertroff en 
– und zwar um 0,75 Mio. Inzwischen gibt es 42 Mio. Er-
werbstätige – so viele wie noch nie in Deutschland. Die 
Kurzarbeit, mit der Arbeitseinschränkungen überbrückt 
wurden, ist stark zurückgefahren.

Hinter dem allgemeinen Aufschwung verbergen sich un-
terschiedliche Entwicklungen bei den einzelnen Grup-
pen von Erwerbstätigen. Getragen wurde der Beschäf-
tigungsaufbau von der weitaus bedeutendsten Gruppe: 
den sozialversicherungspfl ichtig abhängig Beschäftigten. 
Im Aufwind sind auch wieder die Mini-Jobs. Allerdings ist 
hier die Zahl wie vor Corona noch nicht wieder erreicht. 
Unter den Selbstständigen, insbesondere unter den Solo-
Selbständigen, verstärkte COVID-19 einen zuvor schon 
bestehenden Trend. Bereits ab 2012 nahm deren Zahl ab. 
Denn angesichts der damals guten Lage auf dem Arbeits-
markt konnten nicht wenige Solo-Selbständige die un-
sichere und fi nanziell schwierige Selbständigkeit gegen 
eine sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung eintau-
schen. Mit der Pandemie ging die selbständige Beschäf-
tigung dann stark zurück; eine deutliche Erholung zeigen 
die verfügbaren Daten nicht.

Wenn die Zahl der Beschäftigten wächst und sogar ein 
Rekordniveau erreicht wird, muss es nicht verwundern, 
dass hier und dort über einen Mangel an Arbeitskräften 
geklagt wird. Denn das ist der Chorgesang, der üblicher-
weise bei einem Beschäftigungsaufschwung angestimmt 
wird. Gleichwohl gibt es zunehmende Knappheiten, denn 
das Angebot an zusätzlich einstellbarem Personal hat zu-
mindest nicht in gleichem Maße wie die Beschäftigung 
zugenommen. In dieser Hinsicht ist die Datenlage jedoch 

schwierig. In Deutschland wird üblicherweise auf die Zahl 
der registrierten Arbeitslosen gesehen. Bei diesem Indi-
kator weiß man zum einen aber nicht, wie viele Arbeitslose 
wegen mangelnder Motivation oder gesundheitlicher Pro-
bleme dem Arbeitsmarkt überhaupt nicht zur Verfügung 
stehen. Zum anderen kann es Jobsuchende geben, die 
gar nicht als Arbeitslose registriert sind – beispielsweise 
weil sie keinen Anspruch auf Versicherungs- oder Sozial-
leistungen haben. Jedenfalls ist die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen nach einem zeitweiligen kräftigen Anstieg 
deutlich gesunken. Das Niveau ist mit 2,4 Mio. jedoch 
nicht geringer als vor Beginn der Seuche – was allerdings 
auch mit den jüngsten Fluchtbewegungen aus der Uk-
raine zusammenhängt. International wird eher die Zahl 
der Erwerbslosen in den Blick genommen. Als erwerbs-
los gelten diejenigen Personen, die keinerlei bezahlter 
Tätigkeit nachgehen, die dem Arbeitsmarkt kurzfristig 
zur Verfügung stehen und aktiv einen Job suchen. Pro-
blematisch ist bei diesem Indikator vor allem, dass Un-
terbeschäftigung unzureichend erfasst wird. Die Zahl der 
Erwerbslosen ist nach einem coronabedingten Anstieg 
ebenfalls gesunken – und zwar stärker als die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen. Inzwischen ist hier mit 1,3 Mio. 
der niedrigste Stand seit Einführung der monatlichen Er-
fassung dieser Statistik im Jahr 2005 erreicht worden.

Engpässe bei mittlerer Qualifi kation

Zur Ermittlung von Engpässen vergleicht die Bundes-
agentur für Arbeit die Zahl von Arbeitslosen mit der Zahl 
der ihr gemeldeten off enen Stellen. Auf dem Arbeitsmarkt 
gibt es allerdings ein ständiges Kommen und Gehen – 
und die off enen Stellen werden in der Regel mit Personen 
besetzt, die von einem in ein anderes Beschäftigungsver-
hältnis wechseln. Überdies gibt es nur die Zahlen über 
die bei den Arbeitsagenturen gemeldeten Vakanzen, die 
lediglich einen Teil des gesamtwirtschaftlichen Stellen-
angebots widerspiegeln. Und diese Teilmenge ist selektiv 
zusammengesetzt: Denn je höher die Ansprüche an die 
Qualifi kation des gesuchten Personals sind, desto we-
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niger werden bei der Stellensuche die Arbeitsagenturen 
eingeschaltet. Hierbei gibt es überdies Schwankungen 
je nach der Lage auf dem Arbeitsmarkt. Werden Arbeits-
kräfte knapper, suchen die Betriebe und andere Beschäf-
tigungsstellen intensiver und melden ihre off enen Stellen 
häufi ger der Arbeitsverwaltung. Bei den off enen Stellen 
wurde der Einbruch ab Frühjahr 2020 inzwischen über-
wunden und mit knapp 900.000 ein Wert erreicht, der 
etwas höher ist als zu der Zeit vor Corona. Ein Indiz für 
einen Arbeitskräftemangel in gesamtwirtschaftlichem 
Ausmaß ist das nicht.

Gleichwohl können Engpässe auf Teilarbeitsmärkten be-
stehen. Ein Vergleich der registrierten off enen Stellen für 
bestimmte Berufe oder Tätigkeiten mit den entsprechen-
den Arbeitslosen dürfte darauf vage Hinweise geben. So 
zeigt sich, dass es wohl nach wie vor schwerfällt, für all 
diejenigen Arbeitslosen, die lediglich für eine Helfertätig-
keit infrage kommen, einen Job zu fi nden. Das gilt für alle 
Bereiche – auch für das Gesundheitswesen oder für die 
Altenpfl ege, wo es nach den verfügbaren Daten an qualifi -
zierten Kräften mangelt. Bemerkenswert ist zudem, dass 
sich nur bei wenigen akademischen Berufen Engpässe 
andeuten. Ausnahme sind bestimmte Mediziner:innen, 
EDV-Berufe sowie Personen mit einer Ingenieurausbil-
dung in den Bereichen Bau, Verkehrs-, Elektro- und Au-
tomatisierungstechnik, nicht jedoch in den „klassischen“ 
Ingenieurbereichen wie dem Maschinen- und dem Fahr-
zeugbau – hier haben die Arbeitslosenzahlen zuletzt so-
gar zugenommen. Viel häufi ger scheint es ausgeprägte 
Knappheiten bei denjenigen Qualifi kationen zu geben, 
die im Zuge einer Ausbildung im dualen System oder in 
einer Fachschule erworben werden. Neben Berufen in 
der Pfl ege und dem Gesundheitswesen triff t das für Teile 
der industriellen Fertigungsberufe (etwa für die Metallver-
arbeitung), die meisten Bauberufe, für Berufe im Eisen-
bahnverkehr, EDV-Berufe mittlerer Qualifi kation sowie für 
Fachkräfte in der Gastronomie und für einige Büroberufe 
(etwa in der Steuerberatung) zu. Auff allend ist überdies, 
dass auf manchen solcher Berufsfelder, die mit Blick auf 
die Berufswahl besonders beliebt sind, die Zahl der Ar-
beitslosen diejenige der off enen Stellen weit überstiegt. 
Das gilt – unabhängig vom Grad des Berufsabschlusses – 
für die Tätigkeiten im Bereich Kommunikation, für künstle-
rische Jobs und auch für Tätigkeiten im Bereich der Geis-
tes- und Sozialwissenschaften.

Der Blick auf die Berufe zeigt naturgemäß nur eine Mo-
mentaufnahme. Im Sommer 2022 ist auf dem Arbeits-
markt der Eff ekt von Corona weitgehend überwunden. 
Nicht auszuschließen ist, dass alsbald die Seuche im 
Gewand einer neuen Mutationsvariante wieder das 
Wirtschaftsleben stört. Ganz sicher ist hingegen, dass 
sich die bereits grassierende Teuerung und die sich ab-

zeichnende Krise bei der Energieversorgung infolge der 
Sanktionspolitik gegenüber Russland hemmend auf die 
Wirtschaftsleistung auswirken werden. Bei manchen der 
genannten Berufe könnten deshalb die Engpässe nur vor-
übergehender Natur sein.

Zunehmende Alterung

Politisch relevant sind vor allem die grundlegenden den 
Arbeitsmarkt beeinfl ussenden Trends – und nicht so sehr 
die Wechselhaftigkeit des Wirtschaftsgeschehens in kur-
zer Frist. Von zentraler Bedeutung ist, dass sich die Be-
völkerungsstruktur hin zu den Alten verschiebt. Zum ei-
nen steigt die Lebenserwartung. Im Besonderen kommt 
hinzu, dass die geburtenstarken Jahrgänge der Babyboo-
mer-Generation das Rentenalter erreichen; dies wird sich 
noch etwa die nächsten zehn Jahre hinziehen. Zum ande-
ren reicht – wenngleich es zuletzt eine leichte Besserung 
gab – die Geburtenhäufi gkeit bei weitem nicht zur Repro-
duktion aus. Entsprechend werden die nachwachsenden 
Alterskohorten kleiner. Vor 20 Jahren gab es noch 1,5 
Mio. mehr Kinder und Jugendliche als heute und vor 30 
Jahren 1,7 Mio. mehr. Zwar zeigt sich seit geraumer Zeit 
eine vermehrte Erwerbsbeteiligung derjenigen Personen, 
die das gesetzliche Renteneintrittsalter erreicht haben. 
Das genügte aber nicht; seit Mitte des vergangenen Jahr-
zehnts schrumpft das bereits in Deutschland wohnende 
Erwerbspersonenpotenzial. Die Zuwanderungen hatten 
zwar in den letzten Jahren zugenommen, reichten aber 
nicht ganz aus, um den Eff ekt aufgrund der natürlichen 
Bevölkerungsbewegung auszugleichen.

Man muss weiterhin auf Zuwanderungen setzen. Aller-
dings wird man dadurch die Probleme nur abmildern 
können. Die Erwartungen sollten nicht zu hoch gesteckt 
werden. Denn viele andere Länder haben ähnliche demo-
grafi sche Probleme wie Deutschland. In jedem europä-
ischen Land ist die Geburtenhäufi gkeit zu gering – und 
zwar schon seit Jahrzehnten. In Europa beträgt die totale 
Fertilitätsrate 1,6 – ähnlich wie in Deutschland; zur Repro-
duktion sind aber etwas mehr als zwei Kinder pro Frau 
nötig. Auf einen solchen Wert kommen nur die Staaten 
der Subsahara, manche arabische Länder, Mittelamerika 
sowie Teile Süd- und Südostasiens. In den allermeisten 
Fällen handelt es sich dabei um weniger entwickelte Län-
der, was sich auch im Bildungswesen niederschlägt. Das 
spiegelt sich in den Problemen bei der Integration derje-
nigen Flüchtlinge wider, die insbesondere ab 2014 nach 
Deutschland kamen. Die bedeutendsten Herkunftsländer 
waren Syrien, Irak, Afghanistan, Iran, Pakistan, Eritrea, 
Somalia und Nigeria. Aus diesen Ländern stammten im 
April 477.000 der sozialversicherungspfl ichtig Beschäf-
tigten, aber 574.000 der erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten für Hartz IV.
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Aber selbst bei einer erfolgreicheren Zuwanderungs-
politik wird man lediglich die Zunahme der Altenlast ab-
schwächen können – darauf deuten die Daten der amt-
lichen Statistik zur „ersten mittelfristigen Bevölkerungs-
vorausberechnung 2021 bis 2035“ hin. Im Jahr 2020 ka-
men auf 100 Personen im Alter von 20 bis 66 Jahren 31,5 
Personen ab 67 Jahren. Unter der Annahme, dass es zu 
hohen Zuwanderungszahlen kommt, werden es 37,3 Alte 
im Jahr 2030 sein – und im Jahr 2035 dann 41,3.

Das Produktivitäts-Akademisierungs-Paradoxon

Der Königsweg wäre, mit einer steigenden Produktivität 
die Belastung durch die Alterung aufzufangen. Die tat-
sächliche Entwicklung geht jedoch in die andere Richtung. 
Denn der Tendenz nach nimmt in den westlichen Industrie-
staaten das Produktivitätswachstum ab; in Deutschland 
war es vor Corona sogar schon zum Stillstand gekommen. 
Dafür dürfte es mehrere Gründe geben. Für Deutschland 
lässt sich zeigen, dass der sektorale Wandel eine Rolle 
spielt: Einer wachsenden Bedeutung wenig produktiver 
Dienstleistungszweige steht die Abkehr von überdurch-
schnittlich produktiven Bereichen des produzierenden 
Gewerbes gegenüber. Das ist es aber nicht allein. Denn 
die Probleme bei der Produktivitätsentwicklung gehen 
mit einer zunehmenden Akademisierung des Arbeitskräf-
tepotenzials einher. Da es keine rapide wachsende Aka-
demikerarbeitslosigkeit gibt, lässt sich das Paradoxon 
nur damit erklären, dass sich der Einsatz der zusätzlichen 
Arbeitskräfte mit Hochschulabschluss nicht förderlich auf 
die Produktivitätsentwicklung auswirkt. Entsprechend ist 
in den angelsächsischen Ländern eine Debatte um eine 
zunehmende Bürokratisierung und die Ausbreitung un-
nützer Tätigkeiten aufgekommen. Für Deutschland lassen 
sich einige empirische Belege für eine entsprechende Ver-
schiebung der Tätigkeitsstruktur fi nden. 

Das mit großem Abstand beliebteste Studienfach in 
Deutschland ist die Betriebswirtschaftslehre. Darauf folgen 
Informatik und Jura. Theoretisch ist es schwer zu begrün-
den, wie durch eine stetig zunehmende Zahl an Personen 
mit BWL- oder Juraabschluss der wirtschaftliche Wohl-
stand gemehrt werden könnte. Ähnliche Zweifel können 
auch mit Blick auf andere Hochschulfächer aufkommen – 
insbesondere dann, wenn unter dem Strich wenig an prak-
tischem oder wissenschaftlichem Nutzen sichtbar wird.

Schon seit zehn Jahren beginnt in Deutschland mehr 
als die Hälfte eines Altersjahrgangs ein Studium. Da die 
nachwachsenden Generationen kleiner werden, gibt es 
entsprechend weniger junge Leute, die für eine Ausbil-
dung im dualen System infrage kommen. Die Zeiten des 
Lehrstellenmangels sind inzwischen vorbei, nunmehr 
mangelt es an Auszubildenden. Im September 2021, dem 
Beginn des neuen Ausbildungsjahrs und Ende des übli-
chen Berichtsjahrs, kamen auf einen Ausbildungsplatz 
0,83 Lehrstellensuchende. Und wenn es an Auszubilden-
den mangelt, fehlen bald die Fachkräfte. Wie angedeutet, 
triff t das wohl bereits jetzt schon für eine ganze Reihe von 
Berufen im Bereich der mittleren Qualifi kation zu.

Politische Folgerungen

Mit Blick auf die Demografi e muss mehr auf eine kinder-
freundliche Politik gesetzt werden und das Image der 
Familie ist zu stärken. Das ist eine langwierige Aufgabe. 
Vorrangig ist ebenfalls eine Debatte in Deutschland darü-
ber, welche Berufe künftig überhaupt gebraucht werden. 
Die in der hiesigen Politik und auch in internationalen Ins-
titutionen verbreitete Vorstellung, dass ein immer größe-
rer Teil der jungen Leute einen akademischen Abschluss 
haben sollte, passt wohl immer weniger zu den ökono-
mischen Erfordernissen. Das Land braucht nicht immer 
mehr Mundwerker, sondern eher mehr Handwerker bzw. 
generell mehr Personal für die praktischen Herausforde-
rungen. Es gilt daher, einen Diskussionsprozess über die 
künftig erforderlichen Qualifi kationen zu organisieren. 
Das könnte Aufgabe des Bundesbildungsministeriums 
sein – und eine Profi lierungschance für diesen Fremd-
körper im föderalen Gefüge. Die Zeit drängt, zumal eine 
Ausbildung dauert. Allein auf den Markt kann nicht ge-
setzt werden. Denn das Marktergebnis hängt immer von 
den Präferenzen und vom Verhalten der Menschen ab – 
und bei der Bürokratisierung spielt auch das Verlangen 
nach Macht und Einfl uss eine Rolle. Auf jeden Fall wird es 
Widerstände bei einer Neuausrichtung der Berufsausbil-
dung geben. Schließlich sollte sofort auf alles verzichtet 
werden, wodurch ein vorzeitiger Gang in den Ruhestand 
gefördert wird. Dazu gehört das Steuerprivileg bei der 
Altersteilzeit und der frühe und abschlagsfreie Rentenzu-
gang für „langjährig Versicherte“. Statt all dem wird man 
wohl kaum über eine Anhebung des Rentenzugangsal-
ters umhinkommen.

Title: More and More Academics and Not Enough Skilled Workers
Abstract: All western countries are faced with the problem of a low birth rate and an increasingly aging population. The burden of old 
age requires accelerated productivity growth. Productivity growth is declining, however. In Germany, it has come to a standstill. At the 
same time, there is an increasing academisation of the labour force. There are several reasons for this paradox: sectoral change or bu-
reaucratisation. A shortage of qualifi ed blue collar workers is also a contributing factor.
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 Im zweiten Quartal 2022 gab es in Deutschland 1,93 Mio. 
off ene Stellen (Kubis und Popp, 2022), saisonbereinigt so-
gar knapp über 2 Mio. Stellt man diese Zahl den im selben 
Quartal rund 2,31 Mio. Arbeitslosen gegenüber, kommen 
rein rechnerisch auf 120 Arbeitslose rund 100 off ene Stel-
len. Nimmt man die Zahlen der international vergleichbaren 
ILO Erwerbslosenstatistik, gibt es sogar weniger Erwerbs-
lose als off ene Stellen. Dies bedeutet, dass wir aktuell nicht 
über einen qualifi kationsspezifi schen Fachkräfteengpass 
in einzelnen Qualifi kationsgruppen sprechen, sondern 
über einen weit verbreiteten Arbeitskräftemangel. Dies gilt 
insbesondere für den Süden von Deutschland.

Ursachen für die aktuelle Lage

Infolge einer ungewöhnlich langen Phase des Wirtschafts-
wachstums, kam es zu einem stetigen Beschäftigungs- und 
Stellenwachstum vor der Coronapandemie. Klinger und We-
ber (2020) zeigen, dass insbesondere die steigenden Knapp-
heiten die betriebliche Nachfrage nach oben trieben. Schwer 
ersetzbare Beschäftigte werden länger gehalten und neue 
Fachkräfte intensiver gesucht. Speziell durch die vergleichs-
weise hohe Zuwanderung der vergangenen Jahre konnte der 
gestiegene Bedarf gedeckt werden. Die Coronapandemie 
führte dann zu einer kurzen Entspannung in Bezug auf die 
Arbeitskräfteknappheiten (Gürtzgen und Kubis, 2021).

Zum Teil stellen sich die schon vor der Pandemie beob-
achteten Trends am Arbeitsmarkt jedoch wieder mit al-
ter Kraft ein. Hinzu kommt, dass Branchen zum Teil sehr 
unterschiedlich durch die Krise gekommen sind. Das 
Kurzarbeitergeld hat dabei vielen Branchen geholfen, ih-
re Fachkräfte zu halten (Weber und Yilmaz, 2022). Andere 
Branchen haben gehoff t, dass sie ihr entlassenes Perso-
nal nach der Krise schnell wieder einstellen können und 
nutzten dieses Instrument nicht in gleichem Maße.

Auch wenn es Arbeitskräfteabwanderung in andere ver-
meintlich krisenfestere Tätigkeitsfelder gab, weisen Rött-
ger und Weber (2022) darauf hin, dass ein signifi kanter 
Anteil der aktuell beobachteten Personallücken durch die 
Einstellungsfl aute während der Lockdowns entstanden 
ist. Der breite Einstellungsstopp (auch durch Kurzarbeit 
für betroff ene Betriebsbereiche) verstärkt aktuell die Zahl 
der off enen Stellen, da damals unterbliebene Neueinstel-
lungen nun auf einen Schlag nachgeholt werden.

Vermehrt berichten derzeit Betriebe über Schwierigkei-
ten bei der Stellenbesetzung auch in Tätigkeitsfeldern mit 
niedrigerem Anforderungsniveau. Die Arbeitslosenquote 
für Ungelernte von 20,5 % im Jahr 2021 spricht jedoch eine 
andere Sprache und weist an dieser Stelle nicht auf einen 
generellen Arbeitskräftemangel, sondern vielmehr auf per-
sistente qualifi kationsspezifi sche Passungsprobleme bei 
einigen potenziellen Bewerber:innen hin. Aus betrieblicher 
Sicht waren nur ca. ein Viertel der Bewerber:innen 2021 
geeignet für die ausgeschriebene Tätigkeit (Kubis, 2022a).

Es ist off ensichtlich, dass der Arbeitsmarkt derzeit von er-
heblichen Herausforderungen umgeben ist. So zeigen Liefer-
engpässe und eine drohende Energiekrise bereits erste Aus-
wirkungen auch auf den Arbeitsmarkt (Hummel et al., 2022; 
Wolter et al., 2022; Hutter und Weber, 2022). Im Moment liegt 
die Beschäftigungskomponente des IAB-Arbeitsmarktbaro-
meters jedoch mit insgesamt 106 Punkten im Juli 2022 wei-
ter auf einem hohen Niveau (IAB, 2022). Die Arbeitsagenturen 
erwarten nach wie vor eine positive Beschäftigungsentwick-
lung für die kommenden Monate, woraus sich auch ein ent-
sprechender Bedarf an neu zu besetzenden Stellen ableiten 
lässt. Klinger und Weber (2020) untersuchen für Deutschland 
die Wirkung konjunktureller Faktoren auf den Arbeitsmarkt 
und weisen nach, dass sich Realwirtschaft und Arbeitsmarkt 
seit der großen Rezession 2009 zum Teil entkoppelt haben; 
so hat sich der Zusammenhang zwischen Wirtschafts- und 
Beschäftigungswachstum halbiert. Dennoch wird sich ein 
Eintreten der Risiken vermutlich auch in einem rückläufi gen 
Personalbedarf niederschlagen (Zika et al., 2022a).

Demografi e und Strukturwandel prägen die Zukunft 

Doch wie sieht es in den kommenden Jahren am Arbeits-
markt aus? Die Mittelfristprognose des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales (BMAS, 2022) zeigt eine Ar-
beitsmarktdynamik bis 2025, die durch Digitalisierung, 
Demografi e und Dekarbonisierung geprägt ist. Die BIBB-
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IAB-Qualifi kations- und Berufsprojektionen (QuBe) be-
stätigen den starken ökologischen und technologischen 
Wandel. So werden z. B. durch die neuen Zielvorgaben 
und Maßnahmen zum Klimaschutz und sozialen Woh-
nungsbau ab 2025 etwa 400.000 Erwerbstätige zusätzlich 
benötigt (Zika et al., 2022b).

Weitgehend unabhängig von konjunkturellen Einfl üssen 
zeigt die Statistik, dass rund 22,4 % der sozialversiche-
rungspfl ichtig Beschäftigten 2021 über 55 Jahre alt sind, 
vor 20 Jahren lag dieser Anteil bei 9,7 %. Der altersbe-
dingte Ersatzbedarf für die Betriebe wird deshalb bis 
2030 enorm steigen. Neben einer guten Konjunktur lässt 
der Abgang der Babyboomer zunehmend den Ersatzbe-
darf ansteigen und erhöht damit auch die Zahl der off e-
nen Stellen. Langfristig lässt die demografi sche Entwick-
lung das Arbeitskräfteangebot stark schrumpfen (Fuchs 
et al., 2019). Studtrucker et al. (2022) zeigen zudem, dass 
der Urbanisierungstrend zu einem Bevölkerungsschwund 
im ländlichen Raum und in weiten Teilen Ostdeutschlands 
führt und damit auch das Erwerbspersonenpotenzial in 
diesen Regionen verstärkt reduziert wird.

Drei Ansatzpunkte gegen Fachkräfteengpässe

Was können die Akteur:innen des Arbeitsmarkts tun? Er-
stens steht die Frage im Raum, wie gut es gelingt, den 
prognostizierten Rückgang der dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehenden Köpfe abzumildern. Ein Teil des We-
ges wurde in den vergangenen Jahren in diesem Sinn be-
schritten. Betriebe wollen verstärkt rentenberechtigte Be-
schäftigte halten (Westermeier und Wolf, 2020). Frühzeiti-
ge Gesundheitsvorsorge steht genauso im Fokus wie die 
Frage einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
für beide Partner und damit einer höheren Erwerbsbeteili-
gung von Frauen. In der kommenden Zeit müssen alle ein-
heimischen Reserven noch intensiver gehoben werden, 
wie es auch eines verstärkten Engagements in Bezug auf 
eine internationale Fachkräftezuwanderung bedarf.

Zuwanderung ist nur ein weiterer Baustein, aber sicherlich 
der größte Hebel. Um das Erwerbspersonenpotenzial auf 
heutigem Niveau zu halten, zeigen Fuchs et al. (2021), dass 
hierfür jedes Jahr eine Nettozuwanderung von 400.000 Per-
sonen erforderlich ist. Auch wenn 2021 die Nettozuwande-
rung mit 329.000 sehr hoch war, legen die stochastischen 
Prognosemodelle im Durchschnitt eher eine Nettozuwan-
derung in der Größenordnung von 140.000 pro Jahr nahe. 
Fuchs et al. (2019) zeigen zudem aufgrund einer rückläu-
fi gen EU-Nettomigrationsprognose den steigenden Bedarf 
einer qualifi zierten Zuwanderung aus Drittstaaten. Hierfür 
wurde mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz eine zen-
trale Grundlage geschaff en. Dennoch müssen auch diese 
Regelungen regelmäßig evaluiert und bei Bedarf weiter-

entwickelt werden (Brücker et al., 2019). In Bezug auf die 
Zuwanderung geht es nicht nur um einen höheren Zuzug, 
sondern auch um eine verbesserte Integration in den Ar-
beitsmarkt, die einen späteren Fortzug reduziert. Ähnlich 
wie bei der Binnenmigration konzentriert sich die Zuwande-
rung wahrscheinlich auf wirtschaftsstarke Ballungsräume.

Zweitens geht es um die Fähigkeit der Betriebe, im Wettbe-
werb um Fachkräfte zu bestehen. Ein gutes Betriebsklima 
verhindert den vorzeitigen Ersatzbedarf und stärkt die Re-
putation des Betriebs. Dies ist wichtig, denn bei rund ei-
nem Drittel der Neueinstellungen (insbesondere bei kleinen 
Betrieben) ist der Suchweg über eigene Beschäftigte oder 
persönliche Kontakte entscheidend für den Besetzungs-
erfolg (Kubis, 2022b). Auch an die verschiedenen Lebens-
phasen der Beschäftigten angepasste Arbeitszeitmodelle 
erhöhen die Attraktivität als Marke. Ein konkurrenzfähiges 
Steuer- und Abgabensystem erhält den Standort. Nicht zu-
letzt wird aber der angebotene Lohn über die Attraktivität 
einer Stelle entscheiden. Bossler und Popp (2022) zeigen 
jedoch, dass die Betriebe in den Jahren vor Corona auf die 
gestiegene Arbeitsmarktanspannung nur in geringem Ma-
ße mit Lohnerhöhungen reagiert haben. 

Ahlers und Quispe Villalobos (2022) legen dar, dass aus 
Sicht von Betriebs- und Personalräten je nach berufl i-
chem Anpassungsniveau aktuell 24 % bis 32 % der Stel-
lenbesetzungen aufgrund von zu schlechten Konditionen 
problematisch sind. Mehr als die Hälfte der Stellenbeset-
zungsprobleme (57 % bis 66 %) wird auf den Mangel an 
geeigneten Bewerber:innen zurückgeführt.

Im Rahmen der IAB-Stellenerhebung berichtet rund ein 
Drittel der befragten Betriebe von Aktivitätshemmnissen 
aufgrund von zu wenig geeigneten Arbeitskräften. In Be-
zug auf erfolgreiche Stellenbesetzungsprozesse geben für 
2021 rund 15 % der Betriebe an, dass bei sozialversiche-
rungspfl ichtiger Neueinstellung zu hohe Lohn-/Gehaltsfor-
derungen der Bewerber:innen ein Problem waren. Letztlich 
mussten bei 12,8 % der Einstellungsprozesse 2021 die Be-
triebe mehr bezahlen als ursprünglich von ihnen eingeplant. 
Bei 20 % der Neueinstellungsprozesse kam es aufgrund der 
unzureichenden Qualifi kation der Bewerber:innen zu Stel-
lenbesetzungsschwierigkeiten. Bei 12 % wurde die fehlen-
de Bereitschaft der Arbeitsuchenden, die Arbeitsbedingun-
gen zu erfüllen, als Grund für Schwierigkeiten genannt. Bei 
28 % der Neueinstellungen 2021 führten aber auch generell 
zu wenig Bewerber:innen zu Besetzungsproblemen.

Drittens ist auch die Produktivität der dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehenden Köpfe entscheidend. Ein Ansatz-
punkt ist das Arbeitszeitvolumen. Es geht nicht nur um die 
Schaff ung von Perspektiven für eine schrittweise Auswei-
tung von Teilzeitarbeitsverhältnissen, sondern auch um die 
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Frage der Notwendigkeit einer Verlängerung der Vollzeit-
arbeitszeit. Als wichtigster Punkt ist ein verstärkter Bedarf 
an Aus- und Weiterbildung für das gesamte Arbeitskräfte-
angebot zu nennen. In der Altersgruppe 50 bis 65 Jahre 
sind rund 14,6 % ohne einen berufl ichen Abschluss (Statis-
tisches Bundesamt, 2020). Eine nachhaltige Reduktion der 
Abbruchzahlen in Schulen, Ausbildung bzw. Studium ist 
ein wichtiger Ansatzpunkt für eine bessere Arbeitsleistung.

Das erarbeitete Wissen wird in einer Transformationsge-
sellschaft schnell obsolet, Arbeitslosigkeit kann sich so 
verfestigen. Die Arbeitslosenstatistik der Bundesagentur 
für Arbeit zeigt, dass vor der Coronapandemie der ste-
tige Rückgang auch bei der (Langzeit-)Arbeitslosigkeit 
primär einem verminderten Zugangsrisiko in (Langzeit-)
Arbeitslosigkeit und nicht einer grundlegend besseren 
Abgangschance geschuldet war. Durch die Coronakrise 
und auch durch die statistische Erfassung von ukraini-
schen Gefl üchteten erhöht sich aktuell der Arbeitslosen-
bestand (Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2022). 
Insgesamt muss es das Ziel sein, für alle Arbeitslosen 
bzw. von Arbeitslosigkeit bedrohten Personen möglichst 
frühzeitig eine (Anschluss-)Beschäftigung zu fi nden und 
damit die Chance auf eine qualifi kationsadäquate An-
schlusstätigkeit zu erhöhen.

Nicht zuletzt kann auch der ökologische und technolo-
gische Strukturwandel die Schwierigkeiten am Arbeits-
markt noch erhöhen. Wenn es nicht gelingt, die transfor-
mationsbedingten Passungsprobleme am Arbeitsmarkt 
zu reduzieren, verstärken sich die bestehenden Engpässe 
um ein Vielfaches (Kruppe et al., 2019).
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von knappen Mobilfunkfrequenzen ist das Ausschreibungsverfahren für die Erreichung von 
Regulierungszielen wie Effi  zienz und Transparenz jedoch generell ungeeignet.
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*  Der Beitrag geht zurück auf das 12. Sektorgutachten Telekommunika-
tion „Wettbewerb im Umbruch“ der Monopolkommission (2022).

Gemäß § 91 Abs. 1 Satz 1 TKG bedarf grundsätzlich jede 
Frequenznutzung, d. h. auch der Betrieb von Mobilfunk-
netzen, einer vorherigen Frequenzzuteilung. Soweit es 
(technisch) möglich ist, werden Frequenzen als Allgemein-
zuteilung für die Nutzung durch die Allgemeinheit oder 
einen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis zu-
geteilt (§ 91 Abs. 2 Satz 1 TKG). Ein Beispiel hierfür ist der 
Betrieb von WLAN-Geräten. Soweit eine Allgemeinzutei-
lung nicht möglich ist, insbesondere, weil die Gefahr funk-
technischer Störungen besteht, hat eine Einzelzuteilung 
an Einzelpersonen zu erfolgen (§ 91 Abs. 3 TKG).

Wenn für die Einzelzuteilungen nicht in ausreichendem Um-
fang verfügbare Frequenzen vorhanden sind oder für be-
stimmte Frequenzen mehrere Anträge gestellt werden, kann 
die Bundesnetzagentur anordnen, dass der Einzelzuteilung 
ein Vergabeverfahren nach § 100 TKG vorausgeht (§  91 
Abs. 9 Satz 1 TKG). Der Bundesnetzagentur steht bei der 
Frage, ob einer Einzelzuteilung ein Vergabeverfahren vorge-
schaltet wird, dem reinen Wortlaut der Norm nach („kann“) 
ein Ermessensspielraum zu. Dieses Ermessen ist aber bei 
Frequenzknappheit infolge der Grundrechtsbindung, d. h. 
dem Recht auf chancengleiche Teilhabe aus Art. 12 Abs. 1 
in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 GG und dem unionsrecht-
lichen Diskriminierungsverbot (Art.  48  Abs.  2 und Art. 55 
Abs. 6 EKEK1) regelmäßig im Sinne des Erlasses einer Ver-
gabeanordnung vorgeprägt (BVerwG, 2011, Rn.  25). Dies 

1 Bei der Gerichtsentscheidung waren die Regelungen noch in Art.  5 
Abs. 2, Art. 7 Abs. 3 der Genehmigungsrichtlinie 2002/20/EG verankert.

bedeutet, dass bei Frequenzknappheit grundsätzlich ein 
Vergabeverfahren nach § 100 TKG durchzuführen ist. So-
fern keine Neuerteilung von Frequenznutzungsrechten im 
Raum steht, sondern es um die Verlängerung von bereits 
zugeteilten, befristeten Frequenznutzungsrechten geht, ist 
grundsätzlich2 § 92 Abs. 2 TKG einschlägig, der auf § 91 
Abs. 9 TKG verweist und einige zusätzliche Abwägungskri-
terien enthält. Sobald die Bundesnetzagentur entschieden 
hat, ein Vergabeverfahren durchzuführen, kommen gemäß 
§ 100 Abs. 1 Satz 1 TKG das Versteigerungsverfahren und 
das Ausschreibungsverfahren in Betracht.

Auswahlkriterien in Ausschreibungsverfahren

Das Ausschreibungsverfahren zeichnet sich dadurch 
aus, dass anhand verschiedener Kriterien das am besten 
geeignete Unternehmen für eine Frequenzzuteilung be-

2 Wenn in einer Frequenzzuteilung künftig Verlängerungskriterien auf-
genommen werden, richtet sich die Verlängerung nach § 92 Abs. 3 
Satz  3 TKG. 2010 waren keine Verlängerungskriterien vorgesehen, 
sodass diese Vorschrift nicht anwendbar ist (BNetzA, 2009, 5).
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stimmt wird. Gemäß § 100 Abs. 6 TKG sind als abschlie-
ßende Kriterien die Zuverlässigkeit, Fachkunde und Leis-
tungsfähigkeit von Bewerbenden, die Eignung der Planun-
gen zur Frequenznutzung, die Förderung eines nachhaltig 
wettbewerbsorientierten Marktes und der räumliche Ver-
sorgungsgrad vorgesehen (Ruthig, 2021, Rn. 16).

• Zuverlässigkeit: Hier kommt es insbesondere darauf an, 
ob ein Bewerber gegen gesetzliche Vorschriften ver-
stoßen hat und derzeit Verfahren gegen ihn anhängig 
sind (Sörries, 2013, Rn.  42). Außerdem werden unter 
diesem Kriterium z. B. in der Vergangenheit entzogene 
Frequenzzuteilungen, Aufl agen wegen Nichterfüllung 
von Verpfl ichtungen aus Frequenzzuteilungen, Verstö-
ße gegen das Telekommunikations- oder Datenschutz-
recht, verwaltungs-, bußgeld-, oder strafrechtliche 
Verfahren berücksichtigt (BNetzA, 2020a, Rn. 402).

• Fachkunde: Diese kann danach bewertet werden, über 
welche Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten das 
beim Aufbau und Betrieb tätige Personal verfügt. Da-
zu werden in der Praxis unter anderem Lebensläu-
fe, Zeugnisse und Zertifi kate von Beschäftigten oder 
vertraglich gebundenen externen Beratenden geprüft 
(BNetzA, 2020a, Rn. 411 ff .; Sörries, 2013, Rn. 42).

• Leistungsfähigkeit: Unter dem Kriterium der Leistungs-
fähigkeit prüft die Bundesnetzagentur, ob „ausreichen-
de fi nanzielle Mittel (…) dauerhaft zur Verfügung ste-
hen“, sowie die „mittelfristige geschäftliche Planung“ 
(BNetzA, 2020a, 8). In der Praxis heißt dies, dass mit 
Blick auf die fi nanziellen Mittel z. B. belegte Bürgschaf-
ten, Kredite, Eigenmittel, Gewährleistungen und Pat-
ronatserklärungen bewertet werden (BNetzA, 2020a, 
Rn. 419). Bei der geschäftlichen Planung werden z. B. 
Markt- und Marketinganalysen sowie mittelfristige Pro-
gnosen zu Marktgröße, Marktwachstum und Preisge-
staltung gewürdigt (BNetzA, 2020a, Rn. 421 ff .).

• Eignung der Planungen zur Frequenznutzung: Ferner 
muss die Bundesnetzagentur beurteilen, welcher Be-
werber am besten geeignet ist, die Bedürfnisse der 
Nutzenden im Hinblick auf die zu realisierenden Tele-
kommunikationsdienste zu befriedigen (Sörries, 2013, 
Rn. 43). Diese Eignung wird anhand des von den Bewer-
benden zur Verfügung gestellten Frequenznutzungs-
konzepts geprüft (BNetzA, 2020a, 8). Dies umfasst z. B. 
eine Prüfung, ob die technische Planung erkennen lässt, 
„dass der Bewerber die geplante Vorgehensweise be-
herrscht“ und ob die Annahmen, auf denen die tech-
nische Planung beruht, schlüssig und nachvollziehbar 
sind (BNetzA, 2020a, Rn. 429 ff .).

• Förderung eines nachhaltig wettbewerbsorientierten 
Marktes: Hier prüft die Bundesnetzagentur die Darlegun-
gen der Bewerbenden, wie sie „einen nachhaltigen wett-
bewerbsorientierten Markt im Sinne des § 2 Abs. 2 TKG“ 
fördern (BNetzA, 2020a, 8). Dabei muss die Behörde ei-

ne Prognose aufstellen, wie sich die sachlich und räum-
lich relevanten Märkte entwickeln würden, wenn die Bie-
tenden ihr jeweiliges Konzept umsetzen (Sörries, 2013, 
Rn.  44). Mit diesem Kriterium kann ein etwaiger Neu-
einsteiger mangelnde technische Erfahrungen bei der 
Gesamtabwägung ausgleichen (Sörries, 2013, Rn.  44; 
Ruthig, 2021, Rn. 16). Denkbar wären in der Praxis au-
ßerdem weitere Aspekte, z. B. eine Würdigung von Zu-
gangsvereinbarungen mit Diensteanbietenden.

• Räumlicher Versorgungsgrad: Diesem Kriterium kommt 
bei der Entscheidung ein etwas höheres Gewicht zu, 
da bei sonst gleicher Eignung derjenige Bewerber mit 
dem höheren Versorgungsgrad auszuwählen ist (§ 100 
Abs. 6 Satz 3 TKG). Dieses höhere Gewicht kommt je-
doch erst dann zum Tragen, wenn sonst eine gleiche 
Eignung festgestellt wird (Hahn et al., 2018, Rn. 63). Üb-
licherweise wird in vergleichbaren internationalen Ver-
fahren sowohl die angestrebte Flächenversorgung als 
auch die Geschwindigkeit, mit der die angestrebte Flä-
chenversorgung erreicht werden soll, berücksichtigt.

Eignung der Ausschreibungen

Eines der wesentlichen Ziele der Frequenzregulierung ist 
gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 1 TKG die effi  ziente Verwaltung von 
Frequenzen. Im Mobilfunkbereich bedeutet dies, dass meh-
rere trennbare Frequenzblöcke zwischen mehreren Mobil-
funknetzbetreibenden so aufzuteilen sind, dass der größte 
volkswirtschaftliche Nutzen realisiert wird. Um dieses Ziel in 
einem Ausschreibungsverfahren zu erreichen, müssten die 
das Frequenzangebot üblicherweise übersteigenden Fre-
quenzbedarfe der Unternehmen bewertet und gegeneinan-
der abgewogen werden.3 Der Frequenzbedarf jedes Mobil-
funknetzbetreibenden ist durch einen grundlegenden Trade-
off  gekennzeichnet. Je weniger Frequenzen ein Betreiber 
erhält, umso mehr Mobilfunkstandorte benötigt er, um die 
gleiche Netzqualität (Netzabdeckung und Übertragungsrate) 
zu gewährleisten.4 Ein Mobilfunknetzbetreiber, der in einem 
Vergabeverfahren weniger Frequenzspektrum erhält, wird 
folglich mehr in seine Netzinfrastruktur investieren müssen 
als ein vergleichbarer Mobilfunknetzbetreiber, der über mehr 
Frequenzspektrum verfügt. Dies bedeutet auch, dass ein 
Betreiber, der in der Lage ist, seine Infrastruktur kostengüns-
tiger als seine Konkurrenz zu erweitern, tendenziell weniger 
dringenden Frequenzbedarf hat als diese. Grundsätzlich ist 

3 In dem der Versteigerung regelmäßig vorgeschalteten Bedarfsermitt-
lungsverfahren wird lediglich geprüft, ob der von den Unternehmen an-
gemeldete Bedarf off ensichtlich nicht besteht (BVerwG, 2017, Rn. 14 f.).

4 Durch das Aufteilen eines Areals in eine größere Zahl von Mobilfunk-
zellen kann derselbe Frequenzkanal jeweils in mehreren Mobilfunk-
zellen durch unterschiedliche Nutzende verwendet werden. Gibt es 
in dem Areal nur eine Mobilfunkzelle, so kann nur ein Nutzer einen 
bestimmten Frequenzkanal störungsfrei nutzen. Folglich werden in 
diesem Fall mehr Kanäle, d. h. mehr Spektrum benötigt, um dieselbe 
Zahl an Nutzenden zu versorgen (Rappaport, 2002, 14).
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es also nicht das Ziel einer effi  zienten Vergabe, die Bedarfe 
einzelner Unternehmen vollständig zu decken, sondern die 
Bedarfe der Unternehmen so zu decken, dass der Trade-off  
der einzelnen Unternehmen zwischen Investitionskosten in 
Infrastruktur, zugeteiltem Frequenzspektrum und angestreb-
ter Netzqualität volkswirtschaftlich optimal gelöst wird.

Dieser Trade-off  ist komplex. Ein einfacher Vergleich der 
Bewerbenden anhand von Kriterien, wie sie § 100 Abs. 6 
TKG vorsieht, reicht nicht aus. Dies gilt selbst dann, wenn 
die Bewerbenden mit dem höchsten Frequenzbedarf, d. h. 
dem besten Geschäftsmodell für den Betrieb einer Mobil-
funkinfrastruktur, identifi ziert würden. Für eine solche Iden-
tifi kation könnte prinzipiell das Kriterium der Leistungsfä-
higkeit nach § 100 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 TKG geeignet sein, 
sofern man außer Acht lässt, dass der Regulierer die Vali-
dität der von den Unternehmen zur Verfügung gestellten In-
formationen generell nur eingeschränkt prüfen kann. Unter 
dem Kriterium der Leistungsfähigkeit legen die Bewerben-
den ihre geschäftliche Planung off en. Jene mit der höchs-
ten Leistungsfähigkeit gemäß ihrer geschäftlichen Planung 
erhielten dann, unter der Maßgabe der anderen Kriterien 
und insbesondere des räumlichen Versorgungsgrads, den 
Zuschlag. Ein solches Vorgehen ließe jedoch außer Acht, 
dass es nicht genügt, durch einen einfachen Vergleich zwi-
schen den Bewerbenden auszuwählen. Es muss vielmehr 
auch entschieden werden, wie viele Betreibende überhaupt 
Frequenzspektrum erhalten und wie viel Frequenzspektrum 
jeder einzelne Betreiber erhält. Der Bedarf der potenziellen 
Netzbetreibenden ist nicht zwangsläufi g gleich groß.

Es genügt auch nicht, die Leistungsfähigkeit von Mobil-
funknetzbetreibenden in verschiedenen Marktsituationen 
zu vergleichen. Denkbar wäre z. B. entsprechend der aktu-
ellen Marktsituation in Deutschland, die Leistungsfähigkeit 
der drei etablierten Mobilfunknetzbetreibenden Deutsche 
Telekom, Vodafone und Telefónica sowie des neuen Mobil-
funknetzbetreibers 1&1 mit der Leistungsfähigkeit dieser Un-
ternehmen zu vergleichen, wenn nur die drei etablierten Be-
treibenden Frequenzspektrum erhalten würden. Jedoch ist 
insbesondere die Leistungsfähigkeit einzelner Unternehmen, 
aber auch die aller Unternehmen auf einem Markt insgesamt, 
in der Regel höher, wenn der Wettbewerbsdruck geringer ist. 
Die Unternehmen haben dann geringere Infrastrukturkosten, 
weil sie mehr Spektrum zu Verfügung haben. Außerdem kön-
nen sie höhere Preise und damit insgesamt höhere Gewinne 
durchsetzen. Ihre geschäftliche Planung kann entsprechend 
optimistischer ausfallen. Ein solcher simpler Vergleich würde 
also zwangsläufi g zu dem möglicherweise falschen Ergebnis 
führen, dass eine Situation mit drei Netzbetreibenden einer 
Situation mit vier Netzbetreibenden vorzuziehen sei.

Die Komplexität einer Ausschreibung, die tatsächlich eine 
effi  ziente Allokation gewährleisten will, lässt sich anhand 

eines theoretischen Beispiels verdeutlichen. Es sei ange-
nommen, dass bei einer Vergabe von zwei gleichwertigen 
Frequenzblöcken A und B mit zwei Bewerbenden mit einer 
Ausschreibung geklärt werden soll, ob es effi  zient ist, dass 
einer der Bewerbenden alle Frequenzblöcke erhält oder bei-
de jeweils einen Frequenzblock erhalten. Dazu müsste zu-
nächst für jeden Bewerber die Leistungsfähigkeit ermittelt 
werden, wenn dieser keinen, einen oder beide Frequenzblö-
cke erhält. Auf Basis der Leistungsfähigkeit in diesen drei 
verschiedenen Konstellationen können für jeden Bewerber 
verschiedene Bedarfe bestimmt werden: (1) Der Bedarf eines 
Bewerbers für einen Frequenzblock durch den Vergleich der 
Leistungsfähigkeit des Bewerbers mit und ohne diesen Fre-
quenzblock. (2) Sein Bedarf an einem zweiten zusätzlichen 
Frequenzblock durch einen Vergleich der Leistungsfähigkeit 
mit und ohne diesen zusätzlichen Frequenzblock. (3) Der 
Bedarf des Bewerbers an beiden Frequenzblöcken insge-
samt durch einen Vergleich der Leistungsfähigkeit mit bei-
den Frequenzblöcken und der Leistungsfähigkeit, wenn der 
Bewerber keinen der beiden Frequenzblöcke erhält. Bei der 
anschließenden Analyse wäre dann Folgendes zu prüfen:5

a) Unter der Annahme, dass der erste Bewerber den Fre-
quenzblock A erhält, ist sein Bedarf am Frequenzblock 
B höher als der Bedarf des zweiten Bewerbers, den 
Frequenzblock B zu erhalten?

b) Unter der Annahme, dass der zweite Bewerber den 
Frequenzblock A erhält, ist sein Bedarf am Frequenz-
block B höher als der Bedarf des ersten Bewerbers, 
den Frequenzblock B zu erhalten?

c) Unter der Annahme, dass a) oder b) erfüllt ist, ist der 
Bedarf des ersten Bewerbers, beide Frequenzblöcke 
zu erhalten, höher als der des zweiten Bewerbers?

Sind weder a) noch b) erfüllt, sollten unter Berücksichti-
gung aller weiteren Vergabekriterien beide Bewerbenden 
einen Frequenzblock erhalten. Sind a) oder b) erfüllt und 
ist zugleich c) erfüllt, so sollte der erste Bewerber beide 
Frequenzblöcke erhalten. Sind a) oder b) erfüllt und ist zu-
gleich c) nicht erfüllt, so sollte der zweite Bewerber den 
Zuschlag für beide Frequenzblöcke erhalten.

Die Komplexität dieser Problemstellung nimmt mit der Zahl 
der Bewerbenden und der Zahl der Frequenzblöcke expo-
nentiell zu. Eine Ausschreibung von Mobilfunkfrequenzen 
gemäß § 100 Abs. 6 TKG kann folglich schon deshalb keine 
effi  ziente Frequenzvergabe im Mobilfunkbereich gewähr-

5 Eine sukzessive Prüfung der einzelnen Bedarfe pro Frequenzblock ist 
notwendig. Es ist z. B. nicht zielführend, eine durchschnittliche Leistungs-
fähigkeit der beiden Unternehmen für jede mögliche Frequenzallokation 
zu berechnen und jene Allokation zu wählen, bei der die Unternehmen 
im Durchschnitt die höchste Leistungsfähigkeit aufweisen. Dieser Durch-
schnitt wäre, da die Leistungsfähigkeit die Kosten und Unternehmensge-
winne umfasst, üblicherweise in einem Monopol am höchsten.



Wirtschaftsdienst 2022 | 9
686

Analysen Regulierung  

leisten, weil es nicht möglich ist, die Komplexität des Pro-
blems im Auswahlverfahren praktikabel abzubilden. Fra-
gestellungen wie jene, ob vier oder drei Netzbetreibende 
Frequenzspektrum erhalten sollten oder ob z. B. einzelne 
Netzbetreibende mehr und andere weniger Frequenzspek-
trum in bestimmten Frequenzbereichen benötigen, lassen 
sich mit diesem Verfahren nicht klären. Daher kann die Al-
lokation des durch Ausschreibung zugeteilten Frequenz-
spektrums ineffi  zient sein. Das Versteigerungsverfahren 
als mögliche Alternative führt bei richtiger Ausgestaltung 
der Regeln hingegen zu einer effi  zienten Allokation des Fre-
quenzspektrums, weil für jeden der zu vergebenden Fre-
quenzblöcke jeweils derjenige Mobilfunknetzbetreiber das 
höchste Gebot abgibt und den Zuschlag erhält, der den 
höchsten Bedarf hat (Gebhardt und Wambach, 2008). Da-
durch werden volkswirtschaftliche Verluste vermieden.

Eingeschränkte Transparenz in Ausschreibungen

Die in § 100 Abs. 6 TKG festgeschriebenen Kriterien sind nur 
eingeschränkt transparent objektivierbar. Betrachtet man z. B. 
das Kriterium Fachkunde, stellt sich die Frage, welche nach-
gewiesenen Qualifi kationen des Personals berücksichtigt 
werden sollen, ob Qualifi kationen in einzelnen Fragen höher 
gewichtet werden sollen und wie viel höher sie zu gewichten 
sind, ob zwei Beschäftigte mit derselben nachgewiesenen 
Qualifi kation vorteilhafter sind als eine Person, weil das Un-
ternehmen dann z. B. gegen den Ausfall einer solchen Person 
abgesichert ist. Unklar ist ferner, mit welchem Gewicht eine 
zweite sachverständige Person gewürdigt werden soll und 
ob eine dritte Person mit derselben Qualifi kation ebenfalls 
Relevanz hat. In einem transparenten Verfahren müssten die-
se Details inklusive Gewichtung vorab transparent mitgeteilt 
werden, damit Bewerbende die Gelegenheit haben, entspre-
chende Vorbereitungen zu treff en. In der Praxis dürfte es auf-
grund der hohen Komplexität und technologischen Heteroge-
nität der Mobilfunknetze schwierig bis unmöglich sein, solche 
transparenten Kriterien vorab sinnvoll detailliert festzulegen. 
Auch bei dem Kriterium der Förderung eines nachhaltig wett-
bewerbsorientierten Marktes erscheint es sehr schwierig, im 
Vorfeld einer Ausschreibung klare und konkrete Bewertungs-
parameter darzulegen und eine Gewichtung vorzunehmen, da 
in der Praxis viele Aspekte, z. B. der Eintritt von Neueinstei-
genden, eine Würdigung von Zugangsvereinbarungen mit 
Diensteanbietenden, Diff erenzierungsstrategien zur Erweite-
rung der Auswahl für Endkundschaft usw. denkbar sind.

In einem nicht vollständig transparenten Verfahren besteht 
die Gefahr, dass derjenige den Zuschlag erhält, der zufällig 
am besten den nicht vollständig bekannten Kriterien des 
Auswahlverfahrens entspricht. Zudem könnte dem Regulie-
rer unterstellt werden, dass er die Auswahlkriterien oder ihre 
Gewichtung so gewählt habe, dass ein politisch gewünsch-
tes Ergebnis zustande gekommen ist. Die mögliche Willkür 

der praktischen Ergebnisse bei vorab nicht vollständig trans-
parenten Auswahlkriterien lässt sich an der UMTS-Vergabe 
in Schweden illustrieren. Hier scheiterte der größte schwe-
dische Mobilfunknetzbetreiber Telia mit seiner Bewerbung, 
weil die dortige Regulierungsbehörde feststellte, dass die 
von Telia zugesagte Mobilfunknetzabdeckung nicht mit der 
von Telia vorgelegten Frequenznutzungsplanung realisierbar 
sei, da Telia den Bau zu weniger Basisstationen vorsehe, um 
die notwendigen Signalstärken zu erreichen (Andersson et 
al., 2005, 586). Zugleich war die Bewerbung von zwei Mobil-
funkunternehmen erfolgreich, die zum Zeitpunkt der Vergabe 
noch über kein bestehendes Mobilfunknetz verfügten. Deren 
Zusage sah zwar den Bau von mehr Basisstationen vor, die 
Realisierung dieser Zusagen hätte jedoch den Bau von 700 
Basisstationen pro Monat erfordert, was von Beobachten-
den als ebenso unrealistisch betrachtet wurde (Andersson et 
al., 2005, 587). Objektiv ließ sich folglich auch die Plausibilität 
der erfolgreichen Bewerbungen infrage stellen. Dieses Ext-
rembeispiel illustriert, dass es unter anderem vom Zufall ab-
hängt, ob ein Bewerber nicht vollständig transparente Aus-
wahlkriterien in einem Vergabeverfahren richtig antizipiert. 
Auch hier zeigt sich die Überlegenheit der Versteigerung als 
Vergabeverfahren. Die Ausgestaltung einer Versteigerung 
lässt sich vorab klar und detailliert kommunizieren. Zugleich 
bildet, bei richtiger Ausgestaltung der Versteigerung, die Hö-
he des Gebots eines Bieters die gesamte unternehmerische 
und technische Komplexität der künftigen Nutzung des je-
weiligen Frequenzblocks durch diesen Bieter ab.

Verbindlichkeit von Angeboten

Ausschreibungsverfahren können Unternehmen zu sehr ambi-
tionierten Zusagen verleiten, wenn im Verfahren z. B. jene Un-
ternehmen einen Zuschlag erhalten, die das ehrgeizigste Aus-
bauziel formulieren. Dies hat in Finnland und Schweden, die 
sich bei der Vergabe der UMTS-Frequenzen – soweit möglich 
– um eine transparente und objektive Ausschreibung bemüht 
haben, dazu geführt, dass alle erfolgreichen Bewerbenden die 
maximale im Ausschreibungsverfahren erzielbare Punktzahl 
erreichten (Börgers und Dustmann, 2003, 248). Auch die Bun-
desnetzagentur hat sich in ihrer Planung für die Vergabe eines 
einzelnen Frequenzblocks im 450-MHz-Bereich mit dem Fall 
befasst, dass mehrere Bewerbende in der Ausschreibung die 
maximale Punktzahl und eine identische Flächenversorgung 
erreichen. Für diesen Fall hatte die Bundesnetzagentur eine 
Vergabe per Los vorgesehen (BNetzA, 2020a, Rn. 458 ff .).

Den möglichen ambitionierten Zielen in den Bewerbungen 
der Unternehmen steht gegenüber, dass Regulierende die 
Realisierung der Zusagen insbesondere auch in der im 
Ausschreibungsverfahren angekündigten Form nur mit be-
grenzter Eff ektivität durchsetzen können. Als Beispiel für 
mögliche Probleme kann erneut Schweden dienen. Dort 
gingen die vier erfolgreichen Bewerbenden nach der Ver-
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gabe der UMTS-Lizenzen Kooperationen ein, die nicht in 
ihrer Bewerbung angekündigt worden waren. Tele2, das 
über eine der UMTS-Lizenzen verfügte, ging eine Koope-
ration mit Telia ein, das nicht zum Zuge gekommen war 
(Tele2 Group, 2002). Beide Unternehmen erwarben später 
zusätzlich die Lizenz von Orange, das kein UMTS-Netz in 
Schweden aufbaute (COMMS Update, 2004). Europolitan 
und Hi3G, die jeweils über eine UMTS-Lizenz verfügten, 
vereinbarten ebenfalls eine Kooperation (Hi3G Access AB, 
2021). Faktisch wurde das ursprüngliche Ziel, vier im Wett-
bewerb stehende UMTS-Netze aufzubauen, verfehlt, da nur 
zwei unabhängige UMTS-Netze realisiert wurden. Auch in 
Deutschland zeigen Erfahrungen mit Versorgungsaufl agen 
aus der Frequenzversteigerung 2015, dass trotz bestehen-
der Sanktionsmechanismen keineswegs sichergestellt ist, 
dass Ausbaupläne, wie mit den Mobilfunknetzbetreibenden 
vereinbart, eingehalten werden. Keiner der drei Mobilfunk-
netzbetreibenden hatte am Stichtag 1. Januar 2020 die 
Versorgungsaufl agen vollständig erfüllt (BNetzA, 2020b). In 
einer Ausschreibung könnten daher solche Unternehmen 
begünstigt werden, welche die Nichteinhaltung von Zusa-
gen trotz möglicher Sanktionen billigend in Kauf nehmen.

Zwar droht bei einer Ausschreibung in gleichem Maß wie bei 
einer Versteigerung als Ultima Ratio der Widerruf einer Fre-
quenzzuteilung nach § 102 Abs. 1 Nr. 4 TKG (Ruthig, 2021, 
Rn.  11), wenn gegen eine Verpfl ichtung, die sich aus der 
Frequenzzuteilung ergibt, schwer oder wiederholt zuwider-
gehandelt oder ihr trotz Auff orderung nicht nachgekommen 
wird. Gleichwohl ist das Risiko, das ein Unternehmen bei der 
Nichterfüllung seiner Verpfl ichtungen eingeht, bei einer Ver-
steigerung ungleich höher, da es zuvor unter Umständen be-
trächtliche Summen für die Ersteigerung von Frequenzen aus-
gegeben hat, die bei einem Widerruf unwiederbringlich verlo-
ren sind.6 Etwaige Frequenzzuteilungsgebühren, die bei einer 
Ausschreibung einen ähnlichen Eff ekt wie Versteigerungser-
löse haben könnten, werden gemäß § 223 Abs. 1 Satz 6 TKG 
nicht erhoben. Zudem erscheint die gleichermaßen bei beiden 

6 Quam bezahlte z. B. für eine UMTS-Lizenz insgesamt 8,5 Mrd. Euro. Da 
das Unternehmen nach Auff assung der Bundesnetzagentur nach der 
Zuteilung der Frequenzen keine (ausreichenden) Versorgungsaktivitäten 
entwickelt hatte, wurden ihm die Frequenznutzungsrechte entzogen, 
ohne dass die Versteigerungserlöse erstattet wurden. Dieser entschä-
digungslose Widerruf wurde vom Bundesverwaltungsgericht bestätigt 
und auch vom Bundesverfassungsgericht gebilligt (BVerfG, 2015).

Verfahren mögliche Durchsetzung von Verpfl ichtungen über 
Zwangsgelder wenig abschreckend, da die Höhe der Zwangs-
gelder auf 10 Mio. Euro begrenzt ist (§ 202 Abs. 5 TKG).

Fazit

Ausschreibungen sind aus mehreren Gründen nicht geeig-
net, den Mobilfunknetzbetreibenden entsprechend ihres 
Bedarfs Frequenzspektrum zuzuweisen. (1) Ausschreibun-
gen können den Frequenzbedarf der Firmen nicht sachge-
recht gegeneinander abwägen; (2) Unternehmen können in 
einem nicht völlig transparenten Ausschreibungsverfahren 
nur eingeschränkt antizipieren, welche Kriterien sie wie zu 
erfüllen haben; (3)  Unternehmen, die bereit sind, spätere 
Sanktionen in Kauf zu nehmen, um dank umfangreicher Zu-
sagen den Zuschlag zu erhalten, werden in Ausschreibungs-
verfahren bevorzugt. All diese Probleme können durch eine 
Versteigerung als Vergabeverfahren vermieden werden.
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die unfaire Designmuster bei Nutzeroberfl ächen auf Websites vor allem durch Verbote beseitigen 
sollen. Diese legalistische Politik erfordert jedoch Ergänzungen, die von der Bundesregierung 
bislang nicht mit ausreichender Durchschlagskraft in Angriff  genommen worden sind.

© Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Wer im Internet einkauft, der fi ndet in vielen Shops Hin-
weise auf ein nur noch in begrenzter Zahl zwei Tage 
verfügbares Produkt, das zu den Top-Sellern mit Spit-
zenbewertungen früherer Käufer:innen gehört und sich 
x andere Personen gerade ebenfalls anschauen. Nimmt 
ein Besucher dann das Produkt in den Warenkorb auf, 
so erscheint nicht selten ein Abwahlkasten, der mit einer 
Formulierung wie „Ich verzichte darauf, die Vorteile einer 
Transportversicherung für meine Bestellung wahrzuneh-
men“ verknüpft ist. Solche Nutzeroberfl ächen sollen In-
teressierte zu Käufern von Basis- und Zusatzleistungen 
machen, um Absatz und Gewinn des Verkäufers zu stei-
gern. Außerdem sieht man sich auf vielen Websites bei 
Cookie-Zustimmungsauff orderungen mit Varianten kon-
frontiert, die Nutzenden durch Farben, Schriftgröße und 
Platzierung von Schaltfl ächen nahelegen, in die Verarbei-
tung ihrer personenbezogenen Daten zum Zweck geziel-
ter Werbung und von Inhaltsvorschlägen einzuwilligen. 
Stimmen Nutzende hier zu, dann tragen sie ebenfalls da-
zu bei, den betriebswirtschaftlichen Erfolg von Website-
Betreibenden zu steigern.

Die skizzierten und von ihren Eff ekten her verwandten 
Spielarten der Gestaltung digitaler Nutzeroberfl ächen 

werden in Fachkreisen mit den Anglizismen „Dark Pattern“ 
(DP; geheimes Muster), „Nudging for Bad” (unethisches 
Anstupsen) oder „Malicious Interface Design“ (bösartige 
Schnittstellengestaltung) angesprochen. Sie werden seit 
rund 15 Jahren als unfaire Mittel zur Einschränkung der 
Entscheidungsautonomie von Website-Besucher:innen 
sowie in die Irre führende listige psychologische Fallen 
im digitalen Online-Raum gebrandmarkt (etwa Brignull, 
2011; Conti und Sobiesk, 2010; Gerpott, 2022; Lupiáñez-
Villanueva et al., 2022; Martini et al., 2022; Reisch, 2020). 
Ursprünglich ging es bei DP um Online-Dienste, die auf 
PCs oder Laptops über Webbrowser aufgerufen wurden. 
Später kamen digitale Angebote hinzu, die über Schnitt-
stellen speziell für Betriebssysteme mobiler Geräte oder 
in Apps für solche Geräte realisiert wurden.

Allgemeine Merkmale von DP sind, dass sie (z. B. Kühling 
und Sauerborn, 2022, 4-19; Martini et al., 2022, 49-53):

• Nutzende zu einem Handeln, Dulden oder Unterlassen 
verleiten, das nicht im Einklang mit deren langfristigen 
Interessen und Präferenzen steht;

• Nutzende unfair sehr einseitig gegenüber mindestens 
einer anderen Transaktionspartei benachteiligen;

• auf das heimliche Ausschöpfen von Nutzenden in der 
Regel nicht bewussten, irrationalen Informationsverar-
beitungs-, Urteils- und Entscheidungstendenzen zie-
len, die nicht bei jedem einzelnen, aber in einer Gruppe 
von Menschen im Durchschnitt zu beobachten sind.

Dark Patterns in der digitalen Welt bedeutender

Nun mag man entgegnen, dass solche Designs keine Be-
sonderheit der digitalen Welt sind. Schließlich ist es auch 
in der analogen Welt üblich, Verbraucher:innen durch 
limitierte Editionen, nur kurze Zeit gültige Preissenkun-
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gen und Hinweise auf gute Testergebnisse renommierter 
Institutionen ohne Übertreten der Grenze zur betrügeri-
schen Täuschung gemäß § 263 Abs. 1 StGB im Sinn der 
Verkäufer:innen zu beeinfl ussen. Doch dieser Einwand 
trägt nicht. Im digitalen Raum ist es Website-Betreiben-
den viel schneller und zu niedrigeren Kosten möglich, 
hinterhältige Nutzerschnittstellen empirisch fundiert in 
kurzen Abständen zu optimieren, indem sie die Wirkun-
gen von Gestaltungsalternativen auf das Nutzerverhal-
ten in Tests miteinander vergleichen (Kleinz, 2022, 136; 
Narayanan et al., 2020, 44; OECD, 2021, 13). Außerdem 
werden Nutzende im digitalen Raum nicht nur bei der 
seit Jahren rasch steigenden großen Zahl von entgelt-
pfl ichtigen Online-Vertragsabschlüssen DP ausgesetzt, 
sondern zudem bei vielen anderen Gelegenheiten, z. B., 
wenn sie sich eine Meinung zu politischen Themen bilden 
oder einem Hobby nachgehen.

Dafür, dass DP aktuell auf Websites global, in der Euro-
päischen Union und in Deutschland weit verbreitet sind, 
gibt es zahlreiche wissenschaftliche Belege. Tabelle 1 
fasst die Ergebnisse aus fünf breit angelegten empiri-
schen Studien zum DP-Einsatz in der Praxis von 2018 bis 
2021 zusammen. Die Angebotsanalysen zeigen, dass DP 
im Web und in Apps für mobile Endgeräte keine auf we-
nige „schwarze Schafe“ begrenzte Seltenheit sind. Auch 
die großen Betreibenden digitaler Plattformen Google, 
Amazon, Meta, Microsoft und Apple (GAMMA) setzen 
DP etwa zur Erschwerung von Dienstkündigungen ein. 
Darüber hinaus off enbaren etliche Untersuchungen, die 
auf Cookie-Platzierungen beschränkt sind, dass ein sig-
nifi kanter Anbieteranteil DP einsetzt, um Zustimmungs-
erklärungen der Nutzenden in die Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten zu erhalten. Gebräuchlich ist 
hier die Darbietung der Zustimmungsoption dergestalt, 
dass deren Anklicken provoziert wird (Graßl et al., 2021; 
Human und Cech, 2021; Machuletz und Böhme, 2020; 
Matte et al., 2020; Nouwens et al., 2020; Soe et al., 2020; 
Utz et al., 2019).

Bewusstsein und Wirksamkeit auf Nutzerseite

Website-Besucher:innen sind sich der Problematik unfai-
rer digitaler Oberfl ächen durchaus bewusst. In aktuellen 
bevölkerungsrepräsentativen Umfragen in Deutschland 
stufen Verbraucher:innen „Internet und Digitalisierung“ 
als Bereich ein, auf dem (a) sie sich mit Abstand schlech-
ter geschützt fühlen als in anderen Bereichen (z. B. Fi-
nanzen und Versicherungen) und (b) sich das empfunde-
ne Schutzniveau im Zeitablauf verschlechtert hat (VZBV, 
2021, 9-10). Empirische Erhebungen zeigen zudem, dass 
die Teilnehmer:innen im Durchschnitt meinen, dass sie 
einen DP-Einsatz im Web erwarten würden, aber bei Zu-
grundelegung eines objektiven Maßstabs tatsächlich DP 

(insbesondere das Setzen von Bezugspunkten/Frames 
und das Darlegen von Entscheidungsalternativen, so-
dass die Wahl der für Verbraucher:innen nachteiligen 
Alternative wahrscheinlicher wird) oft nicht bemerken 
(Bongard-Blanchy et al., 2021). Dementsprechend be-
legen etliche wissenschaftliche Untersuchungen, dass 
DP, wenn sie nicht allzu aggressiv und plump angelegt 
sind, im Sinn der Website-Betreibenden wirken, weil 
Nutzer:innen aufgrund kognitiver Beschränkungen (z. B. 
Aufmerksamkeit, Erinnerungsfähigkeit, Ermüdung) – ins-
besondere sofern sie unter Zeitdruck agieren und Emoti-
onen wie Begeisterung, Gier oder Neid im Spiel sind – es 
nicht schaff en, den psychologischen Fallen auszuwei-
chen (jüngst etwa Lupiáñez-Villanueva et al., 2022, 95-
108; Sin et al., 2022).

Von den Betreibenden angestrebte Eff ekte werden in 
jüngster Zeit dadurch noch besser erreicht, dass Nutzer-
schnittstellen zunehmend dynamisch über die Auswer-
tung von Surfdaten auf Nutzersegmente, die im Extrem-
fall nur noch eine Person einschließen, ausgerichtet wer-
den (DP der zweiten Generation oder „Hypernudging“; 
Kitkowska et al., 2022, 4701; Lanzing, 2019, 553-555; 
Lupiáñez-Villanueva et al., 2022, 33; Marcellis-Warin et 
al., 2022, 260-262; Mendelsohn, 2021, 859; Mills, 2022, 
152; Yeung, 2017, 122).

Juristische Interventionen

Direkte Verbote

Angesichts der starken Verbreitung und gefährlichen 
Wirkungen von DP beschäftigen sich Politiker:innen auf 
EU-Ebene und in den Mitgliedstaaten der EU seit länge-
rem damit, wie sie Besucher:innen und lautere Betrei-
bende von Websites vor Schäden durch DP bewahren 
können. Der typische Ansatz besteht darin, im Einklang 
mit Empfehlungen der wissenschaftlichen Politikbera-
tung (z. B. Datenethikkommission, 2019, 102; Lupiáñez-
Villanueva et al., 2022, 122), direkte Verbote irreführen-
der Designmuster in EU- und nationale Rechtsakte auf-
zunehmen. Solche Untersagungen betreff en entweder 
sämtliche Anbietenden oder bestimmte Anbietertypen 
(z. B. Online-Vermittlungen). So verbietet die EU-weit 
gültige Richtlinie 2005/29/EG vom 11.5.2005 zu Zwe-
cken des Wettbewerbs- und Verbraucherschutzes in 
Art. 8 generell „aggressive Geschäftspraktiken“ und de-
fi niert sie dergestalt, dass darunter auch viele digitale 
DP-Varianten fallen. In Deutschland wurde diese Vor-
schrift in § 4a Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und S. 2 des Gesetzes 
gegen unlauteren Wettbewerb (UWG) umgesetzt. Darü-
ber hinaus unterstützt in jüngster Zeit die Europäische 
Kommission speziell im digitalen Raum DP-Verbote 
beim Einsatz künstlicher Intelligenz im Artifi cal Intelli-
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gence Act, Teilen von Daten im Data Act, Begrenzen der 
Wettbewerbsmacht digitaler Gatekeeper (insbesondere 
GAMMA) im Digital Markets Act und beim Schutz von 
Nutzenden digitaler Online-Vermittlungsdienste im Digi-
tal Services Act.

Indirekte Eindämmung durch Daten- und Verbraucherschutz

Über direkte Verbote hinaus versucht man auf europäi-
scher Ebene im Datenschutzrecht DP mit Hilfe von un-
abdingbaren Einwilligungen von Website-Besuchenden 
in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten und 
damit verbundene Informationsaufl agen für Website-
Betreibende der in jedem EU-Mitgliedstaat direkt anzu-
wendenden Verordnung (EU) 2016/679 vom 27.4.2016 
(Datenschutz-Grundverordnung) allgemein einzudäm-
men (Kühling und Sauerborn, 2022, 48-56). Auf deut-
scher Ebene geht man gegen DP juristisch außerdem 
im Vertrags- und Wettbewerbsrecht vor. Einschlägige 
Normen befassen sich mit (Fellner, 2021, 1170-1171; 
Kühling und Sauerborn, 2022, 29-32; Kulke, 2022, 45-
49; Schmidt, 2022, 132-138; Specht-Riemenschneider 
et al., 2020, 297-304):

• Transparenzpfl ichten für Rankings und Kundenbewer-
tungen auf Online-Marktplätzen (Art. 246d EGBGB, § 5a 
Abs. 2, § 5b Abs. 2, 3 und Nr. 11a, 23b, 23c des Anhangs 
zu § 3 Abs. 3 UWG);

• Verzichtsgeboten bei Voreinstellungen als unabding-
bare Voraussetzung für die Wirksamkeit von Verbrau-
chervertragsbestandteilen im elektronischen Ge-
schäftsverkehr (§ 312a Abs. 3 BGB);

• Widerrufsrechten nach Fernabsatzverträgen zur Be-
grenzung fi nanzieller Schäden für Verbraucher:innen (§ 
312g, § 355 BGB);

• Vorgaben zur Gestaltung von Online-Schaltfl ächen bei 
ent geltpfl ichtigen Verbraucherverträgen (§ 312j Abs. 2, 
3 BGB);

• Vorgaben zur Bereitstellung von Kündigungsschaltfl ä-
chen bei auf Online-Marktplätzen geschlossenen ent-
geltlichen Dauerschuldverhältnissen wie einem Mobil-
funkvertrag (§ 312k BGB).

Wirkungsgrenzen

Trotz des starken Ausbaus gesetzlicher Regelungen im 
Kontext von DP nimmt die Verbreitung solcher Design-
muster nicht ab (vgl. Tabelle 1). Hierfür gibt es zwei Haupt-
gründe. Erstens ist es leicht, Nutzerschnittstellen so zu 
gestalten, dass kein off ensichtlicher Verstoß gegen eine 
allgemein formulierte Rechtsnorm vorliegt. Für solche Fäl-
le muss dann erst in langwierigen Gerichtsverfahren mit 
hoher Ergebnisunsicherheit für den Kläger eine Entschei-

Tabelle 1
Breit angelegte empirische Studien zur Verbreitung von Dark Patterns seit 2018

Quelle: eigene Darstellung.

Autor:innen Untersuchte Anbietende Hauptergebnisse

Geronimo
et al., 2020

– 240 unentgeltliche Apps für mobile Endgeräte mit Android-
Be triebssystem

– Top-30-Apps in den USA für acht Angebotskategorien des 
Google Play Store

– Erhebung im Juli 2019
– Diff erenzierung von acht DP-Ka tegorien

– Mittelwert DP pro App: 7,4 (σ: 0,5)
– Mittelwert DP-Kategorien pro App: 4,3 (σ: 2,6) 
– Häufi gste DP: (1) Wiederholte Zustimmungsauff orderung, 
   (2) lenkende Präsentation von Entscheidungsalternativen, 
   (3) nutzerunfreundliche Vorauswahl

Gunawan
et al., 2021

– 105 unentgeltliche, nicht mit Identitätsnachweis verbundene populä-
re Online-Dienste für stationäre oder mobile Endgeräte über Browser 
oder als App für mobile Endgeräte mit Android-Betriebssystem

– Erhebung im August 2020
– Diff erenzierung von neun DP-Kategorien

– Mittelwert DP pro Dienst bzw. App: 22,1
– Häufi gste DP: (1) Nutzerunfreundliche Vorauswahl, (2) funktional 

nicht erforderliche Einrichtung eines Nutzerkontos, (3) wieder-
holte Zustimmungsauff orderung

– Derselbe Dienst verwendet für stationäre und mobile Endgeräte 
über Browser unterschiedliche und unterschiedlich häufi g DP

Lupiáñez-
Villanueva
et al., 2022

– 45 in Europa populäre Websites für stationäre oder mobile Endgeräte 
über Browser und 30 in Europa populärste Apps für mobile Endgeräte

– Erhebung vermutlich im Jahr 2021
– Diff erenzierung von 19 DP-Kate gorien

– Mittelwert DP pro Dienst bzw. App: 4,3
– Häufi gste DP: (1) Lenkende Präsentation von Entscheidungsal-

ternativen, (2) nutzerunfreundliche Vor auswahl, (3) wiederholte 
Zustimmungsauff orderung

Mathur, 2020; 
Mathur et al., 
2019

– 11.297 englischsprachige populäre Shopping-Websites für stationäre 
Endgeräte über Browser

– Erhebung im Februar 2019
– Diff erenzierung von sieben DP-Kategorien

– Mittelwert DP pro Website: 0,2, 11,1 % (1,7 %) der Websites 
enthalten mindestens ein DP (eindeutig betrügerisches DP)

– Häufi gste DP: (1) Lenkender Restbestandsverweis, (2) Count-
down-Zeitangaben für Sonderan gebote, (3) lenkender Verweis 
auf Aktivitäten anderer Nutzer (z. B. Zahl paralleler Beobachter)

Moser,
Schoene-
beck,
Resnick, 2019

– Top 200 E-Commerce Websites in den USA für stationäre Endgeräte 
über Browser

– Erhebung im Februar 2018

– Mittelwert Designelemente zur Förderung von Spontankäufen 
pro Website: 19,4

– Häufi gste Designelemente: (1) Preisabschlag für Kontoinhaben-
de, (2) Preisnachlass, (3) Produktbewertung
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dung herbeigeführt werden. Die geringe Wahrscheinlich-
keit, mit der vor allem die zahlreichen in der Öff entlich-
keit weniger beachteten, kleinen Website-Betreibenden 
für DP zur Rechenschaft gezogen und mit empfi ndlichen 
Geldbußen belegt werden, schaff t gemeinsam mit erwar-
teten Gewinnsteigerungen durch DP Anreize, mit abs-
trakten gesetzlichen DP-Vorgaben „locker“ umzugehen. 
Zweitens sind die DP-Möglichkeiten so vielfältig, dass 
es selbst für kleine Website-Betreibende nicht schwierig 
ist, konkret verbotene DP-Varianten rasch durch subtile-
re Spielarten zu ersetzen. Ein Beispiel ist der Austausch 
von nicht klar formulierten Bestellschaltfl ächen durch 
Buttons, die anstreben durch Optionen wie „Ja, ich tra-
ge gern Kosten für den umweltfreundlichen Versand mei-
ner Ware“ und „Nein, ich verzichte beim Versand meiner 
Bestellung auf Umweltschutz“ bei Buchungsverzicht 
Schamgefühle hervorzurufen.

Ergänzung juristischer Interventionen

Da eine enge legalistische Strategie zur DP-Bekämpfung 
nicht ausreicht, sollte man umdenken und wirksame Er-
gänzungen identifi zieren. Bislang setzt die Politik mit Desi-
gnaufl agen und Strafen auf „negative Anreize“ für Website-
Betreibende. Deshalb besteht eine naheliegende Politik-
veränderung darin, verstärkt positive Anreize zu schaff en.

Spezielle Dark-Pattern-Leitlinien als Bewertungsmaßstab

Hierzu sollte die Bundesregierung selbst oder von ihr 
beauftragte renommierte neutrale Institutionen (z. B. Ver-
braucherzentralen, Technische Überwachungsvereine) 
spezielle Leitlinien zu DP für kommerzielle Online-Verkäu-
fer, -Intermediäre und Betreibende sozialer Medien erar-
beiten. Solche Leitlinien müssen neben generellen Gestal-
tungsprinzipien für Nutzeroberfl ächen (z. B. Easy, Attracti-
ve, Social, Timely (EAST) oder Fairness, Openness, Res-
pect, Goals, Opinions, Options, Delegation (FORGOOD); 
Lades und Delaney, 2022, 78; Sunstein und Reisch, 2019, 
130) konkrete Fallbeispiele umfassen, die zeigen, welche 
Designs als gut und als noch gerade zulässig einzustufen 
sind. Die Bundesregierung kann sich dabei an etlichen 
DP-Empfehlungen, die EU-Behörden, nationale Behörden 
der EU-Mitgliedstaaten und zivilgesellschaftliche Organi-
sationen bereits veröff entlicht haben (EDPB, 2022; Euro-
päische Kommission, 2021; Information Commissioner’s 
Offi  ce, 2020; Netherlands Authority for Consumer and 
Markets, 2020), orientieren und sie auf deutsche Verhält-
nisse zuschneiden. Außerdem kann sie Anregungen aus 
freiwilligen Verhaltenskodizes von Internetanbietenden für 
den digitalen Raum wie dem von 34 Technologieunterneh-
men mit Wohlwollen der Europäischen Kommission unter-
zeichneten „Strengthened Code of Practice on Disinfor-
mation“ (European Commission, 2022) entnehmen.

Anreize zur Beachtung von Dark Pattern-Leitlinien

Damit solche Leitlinien rasch an Markt- und Techniktrends 
angepasst werden können, sollte es sich bei ihnen nicht 
um juristisch zwingend einzuhaltende Vorgaben handeln, 
die erst in einem zeitaufwändigen Gesetzgebungspro-
zess änderbar sind. Gleichzeitig ist aber darauf zu achten, 
dass sie aufgrund ihrer rechtlichen Unverbindlichkeit von 
Anbietenden nicht als bloßes Alibi für die vermeintliche 
Übernahme von Verantwortung für ihr Verhalten im Inter-
net missbraucht werden, um den Eindruck von „DP Free 
Washing“ und eine Debatte analog zu den im Hinblick auf 
„Corporate Social Responsibility-“ und „Environmental, 
Social and Governmental”-Taxonomien geführten Diskus-
sionen zu vermeiden. Dies lässt sich durch drei Maßnah-
men erreichen, die es für Unternehmen attraktiv machen, 
DP-Leitlinien bei der Gestaltung ihrer Nutzerschnittstellen 
tatsächlich zu beachten.

1. Von einer im Auftrag des Bundes tätigen neutralen 
Organisation sind Software-Tools bereitzustellen und 
fortlaufend zu aktualisieren, die den Grad der Über-
einstimmung der Nutzerschnittstellengestaltung ei-
ner Website mit den Soll-Ausprägungen gemäß DP-
Leitlinien in quantifi zierender und leicht verständlicher 
Weise abbilden (z. B. ähnlich wie eine Ampelkenn-
zeichnung auf Lebensmittelverpackungen; Gerpott, 
2020a, 656). Solche Tools sind erforderlich, um auch 
kleine Website-Betreibende in die Lage zu versetzen, 
ihre Webschnittstellen ohne großen Aufwand im Hin-
blick auf ihre DP-Leitlinien konformität hin zu bewer-
ten. Gegenüber einer Verlagerung der Verwendung 
der Software auf Nutzende hat die Selbstprüfung bei 
Anbietenden zwei Vorteile (Gerpott, 2020b, 742). Ein-
mal ist sie unabhängig von der Kompetenz und Mo-
tivation der Nutzenden. Außerdem belastet sie diese 
nicht damit, bei Website-Besuchen Zeit für DP-Tests 
zu investieren. Bei der Tool-Entwicklung kann auf 
mehrere öff entlich fi nanzierte Forschungsprojekte1 
wie zum Beispiel „CLAUDETTE“, „DATENSCHUTZ-
scanner“ oder „Dark Pattern Detection Project“ auf-
gesetzt werden (Kettner et al., 2019; Lagioia et al., 
2022). Vor dem Hintergrund der Vielfältigkeit von DP 
ist zwar kurzfristig nicht damit zu rechnen, dass die 
Software nahezu fehlerfrei arbeitet (Kleinz, 2022, 138). 
Machbar sind aber schon heute Lösungen, die vor al-
lem für Nutzende stark nachteilige DP unter Einsatz 
von Techniken des Maschinenlernens mit befriedi-
gender Zuverlässigkeit identifi zieren können (Micklitz 
et al., 2017, 377-383).

1 Abzurufen unter folgenden Links: http://claudette.eui.eu/about/index.
html, https://datenschutz-scanner.de/en/das-projekt und https://
dapde.de/de/. 
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2. Es sind Aktionen notwendig, die öff entliche Aufmerk-
samkeit für von mit der Prüfsoftware erzielte Ergeb-
nisse schaff en. So könnte die Bundesregierung Ver-
braucherschutzorganisationen damit beauftragen, DP-
Top- und -Flop-Listen zu erstellen sowie breit zu kom-
munizieren. Der Reputationsgewinn bzw. -verlust, den 
Website-Betreibende über solche Listen erzielen bzw. 
erleiden können, hilft, Anbietende zu motivieren, DP-
Leitlinien auch ohne juristischen Zwang umzusetzen.

3. Es sind Zahlungen – analog zu jüngst vorgeschlagenen 
Prämien für Verbraucher:innen oder Unternehmen, die 
in einer Energiekrise sparsam mit Gas umgehen – an 
kleine und mittelgroße Betreibende einzuführen, die 
der Bund bei Nachweis des Erreichens bestimmter 
DP-Qualitätsschwellenwerte mit der oben genannten 
zertifi zierten Prüfsoftware vornimmt. Dem Einwand, 
dass damit Anbietende für eigentlich gesetzestreu-
es Verhalten belohnt würden, ist entgegenzuhalten, 
dass sich Zahlungen auf „überobligatorisch“ gute 
Nutzerschnittstellen, die Gesetzesstandards deutlich 
überschreiten, begrenzen lassen. Zudem kann durch 
„helle“ Nutzeroberfl ächen das Verbrauchervertrau-
en so gestärkt werden, dass die öff entliche Hand im 
Fall höherer Transaktionsvolumina zumindest einen 
Teil der Zahlungen über gestiegene Steuereinnahmen 
kompensieren kann.

Maßnahmen der Bundesregierung ausbauen

Bis heute sind die Bemühungen der Bundesregierung(en), 
über legalistische Interventionen hinaus Nutzende vor DP 
zu schützen, unzureichend. Das Bundesjustizministerium 
hat zwar 2018 eine „Corporate Digital Responsibility-” 
(CDR-)Initiative ins Leben gerufen. Sie hat jedoch bis heute 
lediglich eher als Lippenbekenntnisse einzustufende und 
in der Öff entlichkeit kaum bekannte Selbstverpfl ichtungen 
weniger Konzerne mit Betonung von Nachhaltigkeitsthe-
men und ohne umfangreichere Konkretisierungen von DP 
hervorgebracht (BMJV, 2018, 2-8; Kettner und Thorun, 
2021, 2). Mit dem Regierungswechsel im Dezember 2021 
wurde der Verbraucherschutz und mit ihm die CDR-Initi-
ative in das Bundesumweltministerium verschoben. Aber 
auch dort hat man es bei unverbindlichen isolierten Maß-
nahmenvorschlägen zu DP und allgemeinen Meinungsfo-
ren belassen. Weiter unterstützt das Bundesinnenministe-
rium seit 2019 jährlich einen Digitaltag, der über eine reine 
PR-Veranstaltung mit folgenlosen Appellen wie, dass die 
Digitalkompetenz der Bürger:innen zu stärken sei, nicht 
hinaus kommt. Schlussendlich haben weder das Bundes-
digitalministerium noch das Bundeswirtschaftsministeri-
um Schritte in Richtung auf DP-Leitlinien/-Software sowie 
Anreize zur Leitlinienanwendung in der Praxis unternom-
men. Das Fehlen einer zentralen Instanz in der Bundesre-

gierung, die sich nicht nur in ihrem Titel mit dem Verweis 
auf Digitales schmückt, sondern tatsächlich weitreichen-
de Befugnisse für Digitalthemen hat, macht sich bei DP 
einmal mehr schmerzlich bemerkbar.

Die Bundesregierung hat derzeit mit Gasnotstand sowie 
drohender ernster Rezession infolge des Putinschen An-
griff skriegs auf die Ukraine, Klimaschutz und Haushalts-
sanierung verständlicherweise dringende politische The-
men vorrangig zu behandeln, die mit Nutzer- und Wett-
bewerbsschutz im Internet wenig zu tun haben. Im Sinn 
der langfristigen Sicherung eines fairen digitalen Internet-
raums sollte sie aber jenseits juristischer Maßnahmen 
trotzdem spezielle Leitlinien, Software Tools, Informati-
onskampagnen und Prämienzahlungen als Hebel zur DP-
Bekämpfung ins helle Rampenlicht rücken.
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Erneuerbare Energien effi  zient und
wirksam fördern
Das Jahr 2021 hat in Deutschland neuen Schwung in die Bemühungen zum Klimaschutz 
gebracht. Die Novelle des Klimaschutzgesetzes schreibt eine Reduktion der 
Treibhausgasemissionen um 65 % bis zum Jahr 2030 gegenüber 1990 fest. Maßgeblich 
dazu beitragen soll ein massiver Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien. 
Nach Verschärfung der Klimaschutzmaßnahmen stellt sich die Frage, ob das bisherige 
Strommarktdesign und die damit einhergehenden Vergütungsregeln für die Stromerzeugung 
auch bei einem von erneuerbaren Energien dominierten Strommarkt weiterhin geeignet sind, 
um die im Energiewirtschaftsgesetz festgeschriebenen Ziele der Versorgungssicherheit und 
Preisgünstigkeit bestmöglich zu erreichen.
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Vor dem Hintergrund des im Juli verabschiedeten EEG 
2023 und der im Koalitionsvertrag vorgesehenen Platt-
form Klimaneutralität, die bis Mitte 2023 Vorschläge für 
ein neues Strommarktdesign entwickeln soll, fokussiert 

dieser Beitrag auf folgende Fragen1: Welche Optionen 
stehen für die Vergütung der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien zur Verfügung? Welche Vor- und 
Nachteile bringen diese Optionen mit sich? Welche Op-
tionen sind für ein neues Strommarktdesign mit Blick 
auf das Jahr 2030 geeignet? Darüber hinaus stellen sich 
weitere Fragen im Hinblick auf Versorgungssicherheit 
und Flexibilität, wie welche Instrumente am besten ge-
eignet sind, um weitere Ziele wie etwa eine adäquate 
Versorgungssicherheit oder Forschungs- und Entwick-
lungsziele zu erreichen. Zu diesen Fragen erarbeitet die 
Arbeitsgruppe ebenfalls Handlungsoptionen, die in einer 
umfassenden Stellungnahme Ende des Jahres veröf-
fentlicht werden sollen. Auch wenn diese Fragen nicht 
Gegenstand des vorliegenden Beitrags sind, ist davon 
auszugehen, dass ein einziges Instrument wie etwa ein 
CO2-Preis allein nicht ausreichen wird, um alle gesell-
schaftlichen Ziele der Energiewende gleichermaßen zu 
erreichen. Vielmehr dürfte es notwendig sein, verschie-
dene Instrumente komplementär einzusetzen, um ver-
schiedene Ziele zu erreichen.

Kurzfristig gesehen liegt das Problem beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien zwar weniger bei der Gestaltung 
fi nanzieller Anreize, sondern eher bei langwierigen Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, dem sich abzeich-
nenden Fachkräftemangel und weiteren Hemmnissen 
(Bett et al., 2021). Da der Ausbau der Stromerzeugung 

1 Die Autor:innen des Beitrags arbeiten zurzeit zusammen in einer inter-
disziplinären Arbeitsgruppe des Akademienprojekts ESYS („Energie-
systeme der Zukunft“) – einer Initiative von acatech, Leopoldina und 
Akademienunion. Die hier vorgestellten Ideen gehen auf die Erkennt-
nisse dieser AG zurück (vgl. dazu Haucap et al., 2022).
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aus erneuerbaren Energien jedoch mit sehr großen Inves-
titionen verbunden ist, wird langfristig ein kosteneffi  zien-
tes und wirksames Fördersystem immer wichtiger.

Vergangene und aktuelle Vergütungsmodelle für 

erneuerbare Energien

Zu Beginn der Förderung von erneuerbaren Energien 
über das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) im Jahr 
2000 erhielten die Betreibenden von Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen (EE-Anlagen) eine feste Einspeisevergütung 
pro Kilowattstunde, die mit Abnahmegarantien verknüpft 
wurde. Diese festen Vergütungen vergemeinschafteten 
die unternehmerischen Risiken, senkten die Kosten für 
die einzelnen Projekte und unterstützten auf diese Weise 
einen verlässlichen Ausbau der erneuerbaren Energien. 
Allerdings fehlte durch die festen Vergütungen der Anreiz 
zu marktdienlichem Verhalten und Risikominimierung. 
Dies führte wiederum im Gesamtsystem zu höheren Kos-
ten, weshalb die systemweite Kosteneffi  zienz im damali-
gen Modell gering war.

Durch den in den vergangenen Jahren geschaff enen 
Übergang zu Ausschreibungen und Direktvermarktung 
erneuerbarer Energien am Strommarkt konnte die Kos-
teneffi  zienz und die Marktintegration von erneuerbaren 
Energien bereits deutlich gesteigert werden. Feste Ein-
speisevergütungen werden gegenwärtig nur noch sehr 
kleinen Anlagen zugestanden.

Das in Deutschland aktuell vorherrschend verwendete 
Fördermodell ist die einseitig gleitende Marktprämie, die 
durch Ausschreibungen bestimmt wird. Für Innovations-
ausschreibungen wurde bis vor kurzem eine fi xe Markt-
prämie angewendet. Innovationsausschreibungen wer-
den für innovative, system- oder netzdienliche Anlagen 
eingesetzt und sollen Anlagenkombinationen fördern, 
die aus verschiedenen erneuerbaren Technologien oder 
Windenergie- oder Photo voltaikanlagen in Kombination 
mit einem Energiespeicher bestehen (§ 4 InnAusV). Laut 
dem im Juli 2022 verabschiedeten EEG 2023 werden In-
novationsausschreibungen nun auf die einseitig gleitende 
Prämie umgestellt.

Marktintegration von erneuerbaren Energien

Investitionen in erneuerbare Energien müssen sich über 
die Lebensdauer der Anlage amortisieren. Windener-
gie- oder Photovoltaikanlagen sind aufgrund ihrer be-
sonderen Kostenstruktur langfristig auf hinreichend hohe 
Vermarktungspreise angewiesen, deren (unerwarteter) 
Verfall ein Investitionsrisiko darstellt. Die mit den Investi-
tionen verbundenen Risiken lassen sich im Wesentlichen 
auf Merit-Order-Eff ekte (Dillig et al., 2016; Cludius et al., 

2014) sowie Kannibalisierungseff ekte (Clò und D‘Adamo, 
2015) zurückführen. Im Falle von Infant Industries (z. B. 
Herstellung grünen Wasserstoff s; etablierte Technologi-
en wie Windenergie- oder Photovoltaikanlagen sollten je-
doch nicht mehr zu den Infant Industries gezählt werden) 
können zudem stark fallende Technologiekosten prob-
lematisch sein. Mögliche negative Auswirkungen dieser 
Eff ekte sind Risikoaufschläge bei den Renditeanforde-
rungen für Investitionen, wodurch Projekte teurer und 
gegebenenfalls unrentabel werden können (Nicolini und 
Tavoni, 2017; Steff en, 2018). 

Da zu erwarten ist, dass die Technologiekosten weiter 
fallen, besteht außerdem die Gefahr, dass Investitionen 
bis dahin zurückgehalten werden und der Umbau des 
Energiesystems sich somit verzögert. Jedoch zeichnen 
sich marktbasierte Instrumente als Vergütungsmodelle 
dadurch aus, dass sie Preissignale in Form schwanken-
der Börsenstrompreise an Anlagenbetreibende weiter-
geben und diese Preissignale nicht oder möglichst we-
nig verzerren. Im Vergleich zu direkten und vom Markt 
entkoppelten Vergütungsprogrammen (z. B. feste Ein-
speisevergütungen) können marktbasierte Instrumente 
durch entsprechende Anreizsetzung Effi  zienzvorteile 
bieten – sowohl bei Investitionsentscheidungen als auch 
bei Anreizen zu systemdienlichem Verhalten. Dazu ge-
hören z. B. eine effi  ziente Standort- und Technologie-
wahl, der Anreiz zum Zubau von Energiespeichern und 
die Produktionsdrosselung (oder Einspeisung in Spei-
cher) zu Zeiten negativer Börsenstrompreise. Insgesamt 
kann der Ausbau erneuerbarer Energien so kostengüns-
tiger bewerkstelligt werden.

Damit marktbasierte Instrumente ihre Effi  zienzvorteile 
voll ausnutzen können, ist es besonders wichtig, Fehlan-
reize zu vermeiden. Es besteht die Gefahr, dass ein di-
rektes Fördermodell für erneuerbare Energien in Verbin-
dung mit dem bestehenden europäischen Emissions-
handelssystem (Emission Trading System, ETS) einen 
Wasserbett-eff ekt verursacht: Emissionseinsparungen, 
die durch direkte Fördermaßnahmen erreicht werden, 
würden im Rahmen des ETS Mehremissionen an anderer 
Stelle ermöglichen, sofern nicht im ETS gegengesteuert 
wird. Direkte Fördermaßnahmen würden Emissionen im 
schlechtesten Fall lediglich an einen anderen Ort ver-
schieben, aber nicht reduzieren.

Marktbasierte Instrumente bringen aber auch höhere In-
vestitionsrisiken mit sich. Damit bieten sie mit Blick auf 
das Erreichen bestimmter Ausbauziele eine geringere 
Sicherheit. Direkte (nicht marktliche) Förderprogramme 
würden Marktakteur:innen im Wesentlichen von diesen 
Risiken befreien. Diese sind jedoch kostenineffi  zient und 
bergen die Gefahr von Fehlanreizen sowie von rechtlichen 
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Hürden. Direkte Förderprogramme sind daher eher zur 
Anschubförderung für Infant Industries geeignet. Mit zu-
nehmendem Einsatz einer Technologie sollte der Fokus 
stärker auf Anreizen zur Kosteneffi  zienz liegen, um den 
steigenden Finanzierungsbedarf nicht unnötig aufzublä-
hen. Dies kann auch wichtig sein, um die gesellschaftli-
che Akzeptanz langfristig aufrechtzuerhalten.

Sofern direkte Förderprogramme dennoch für erneuer-
bare Energien angewandt werden, sollte die Höhe der 
Zuschüsse im Rahmen von Ausschreibungen bestimmt 
werden. Ausschreibungen bieten insbesondere den Vor-
teil, dass sie gut steuerbar sind: Über eine Auktion wird 
der nötige Referenzmarktpreis ermittelt, der den Kapazi-
tätsausbau erneuerbarer Energien genau im gewünsch-
ten Umfang ermöglicht. Auktionen stellen zudem sicher, 
dass die Prämien nicht höher ausfallen, als es für den 
gewünschten Ausbau nötig ist. Zusätzlich können durch 
Ausdiff erenzierung in viele verschiedene Ausschreibun-
gen gewünschte technologiespezifi sche oder regionale 
Ausbauziele erreicht werden.

Anforderungen an ein neues Strommarktdesign 2030

Um das Strommarktdesign an einen von erneuerbaren 
Energien dominierten Strommarkt anzupassen, gibt es 
neben der bereits besprochenen marktwirtschaftlichen 
Ausgestaltung einige Anforderungen, die das neue Sys-
tem erfüllen sollte:

• Wirksamkeit: Das Fördermodell sollte dazu beitragen, 
die vereinbarten Klimaschutzziele auf EU-Ebene zu 
erreichen.

• Politische Umsetzbarkeit: Die im Fördermodell gewähl-
ten Instrumente (z. B. ein hoher CO2-Preis) sollten poli-
tisch durchgehalten werden können und nicht z. B. auf 
gesellschaftlichen Druck hin aufgeweicht werden.

• Kosteneffi  zienz: Angesichts des massiven Ausbaus 
und dem damit einhergehenden Finanzierungsvolu-
men sollten die Gesamtkosten der Energiewende mög-
lichst gering gehalten und die Wettbewerbsfähigkeit 
der erneuerbaren Energien gestärkt werden.

• Gesellschaftliche Akzeptanz: Das gewählte Fördermo-
dell sollte nicht die Akzeptanz der Bevölkerung zur 
Energiewende gefährden.

• Rechtliche Umsetzbarkeit: Die Fördermodelle sind (uni-
ons-)rechtlich vor allem am Maßstab des EU-Beihilfen-
rechts (Art. 107 ff . AEUV) zu prüfen und entsprechend 
rechtskonform auszugestalten.

• Die Anschlussfähigkeit des Fördermodells an die inter-
nationale und europäische Entwicklung sollte gewähr-
leistet sein.

Handlungsoptionen für ein Strommarktdesign

Für die Vergütung der Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien im zukünftigen Strommarkt werden drei Optio-
nen untersucht: Fixe Marktprämien (Handlungsoption 1) 
und die diesem Modell nahestehenden einseitig gleiten-
den Prämien (Handlungsoption 2) entsprechen im Ansatz 
dem aktuell noch gegenwärtigen Stand der Förderung 
erneuerbarer Energien im EEG 2021. Sowohl fi xe Markt-
prämien als auch einseitig gleitende Prämien können per 
Auktion (Ausschreibung) festgelegt werden. Eine deutli-
che Fortentwicklung wäre hingegen ein Verzicht auf diese 
spezifi schen Förderungen erneuerbarer Energien zuguns-
ten einer indirekten „Förderung“ dadurch, dass der CO2-
Preis entsprechend angehoben wird (Handlungsoption 3).

• Fixe Marktprämien (Handlungsoption 1): Im Rahmen 
fi xer Marktprämienmodelle wird Strom aus erneuer-
baren Energien direkt an der Strombörse vermarktet, 
aber zusätzlich mit einer fi xen (gegebenenfalls tech-
nologieabhängigen) Prämie bezuschusst (etwa in Cent 
pro Kilowattstunde eingespeistem Strom) (Flues et al., 
2013). Die Höhe der fi xen Marktprämie ist dabei gleich-
bleibend und unabhängig davon, welchen Erlös (Cap-
ture-Preis) eine Erzeugungsanlage in einer bestimmten 
Zeitperiode erzielen konnte.

• Einseitig gleitende Marktprämien (Handlungsoption 2): 
Bei einseitig gleitenden Prämien wird ein Zuschlags-
preis (der „anzulegende Wert“) fi xiert. Liegt der am 
Markt erzielte Capture-Preis in einem bestimmten Zeit-
raum unterhalb des Zuschlagspreises, wird die Diff e-
renz durch eine entsprechende positive Prämie ausge-
glichen. Liegt der am Markt erzielte Preis in einem Zeit-
raum dagegen oberhalb des Zuschlagspreises, erhal-
ten Anlagenbetreibende den erzielten Marktpreis und 
es wird keine zusätzliche Prämie gezahlt. Eine einseitig 
gleitende Prämie sichert den Erlös nach unten ab, wirkt 
also wie eine garantierte Mindestvergütung.

• Fokussierung auf CO2-Preis (Handlungsoption 3): 
Ein CO2-Preis stellt eine indirekte Fördermöglichkeit 
erneuerbarer Energien dar, da er die Stromentste-
hungskosten aller im Wettbewerb befi ndlichen (fos-
silen) Energieträger gemäß ihrer Emissionsintensität 
erhöht. Da der Stromsektor bereits durch das EU-ETS 
abgedeckt ist, würde eine Entscheidung für diese 
Handlungsoption bedeuten, den CO2-Preis, der in der 
Stromerzeugung wirkt, zu stärken, idealerweise euro-
paweit und direkt im EU-ETS verankert.
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Tabelle 1
Vor- und Nachteile der Handlungsoptionen

- nicht gegeben; O bedingt gegeben; (+) bei richtiger Ausführung gege-
ben; + gegeben; ++ gegeben und besonders förderlich.

Quelle: Haucap et al. (2022).

Handlungs-
option 1: Fixe 
Marktprämien

Handlungsop-
tion 2: Einsei-
tig gleitende 

Marktprämien

Handlungs-
option 3: 
CO2-Preis

Wirksamkeit
(in Bezug auf Errei-
chung von Klimazielen) O O +

Anschlussfähigkeit an 
internationale Systeme 
und EU-Mechanismen + - ++

Kosteneffi  zienz + O ++

Sicherstellung der EE-
Ausbauziele + ++ O

Politische 
Umsetzbarkeit + + O

Rechtliche 
Umsetzbarkeit (+) (+) +

Zeitliche 
Umsetzbarkeit kurzfristig sofort

perspekti-
visch

Vor- und Nachteile der verschiedenen Optionen

Die Tabelle 1 gibt eine Übersicht darüber, inwiefern die 
Handlungsoptionen die erarbeiteten Anforderungen an 
ein Strommarktdesign für 2030 erfüllen.

Handlungsoption 1: fi xe Marktprämien

Marktprämien liefern Anreize zu marktdienlichem Han-
deln, da ein Teil der Einnahmen vom Erfolg der Direkt-
vermarktung und nicht nur von der Vergütung über die 
Prämie abhängt. Die durch Preissignale verursachten 
marktbasierten Anreize werden unverzerrt an die Markt-
teilnehmenden weitergegeben, weil die Erlöse im gleichen 
Umfang wie die rein marktlichen Capture-Preise schwan-
ken. Somit entstehen insbesondere Anreize, auf schwan-
kende Capture-Preise mit einer höheren Flexibilität der 
Erzeugung zu reagieren, z. B. durch den Zubau eines 
Energiespeichers. Dadurch könnte die Stromeinspeisung 
von Zeitperioden mit geringen Capture-Preisen in Zeitpe-
rioden mit höheren Capture-Preisen verschoben werden. 
Gleichzeitig können fi xe Marktprämien die erzielbaren Er-
löse als gesicherte Komponente nach unten absichern, 
zumindest solange der Strompreis an sich nicht negativ 
wird. Sie können damit sowohl das Investitionsrisiko (in 
Form eines Verfalls der Börsenstrompreise) als auch das 
Kannibalisierungsrisiko (in Form eines Verfalls der indivi-
duellen Capture-Preise) für Investierende begrenzen.

Zusätzlich lassen sich fi xe Marktprämien grundsätzlich 
fl exibel anpassen, sodass bei Bedarf bestimmte Regionen 
(z. B. zur Verringerung von Netzengpässen) oder Techno-
logien (z. B. Infant Industries) durch eine höhere Prämie 
besonders gefördert werden können. Ebenso lassen sich 
Marktprämien prinzipiell auch außerhalb der Strombör-
se für Geschäfte wie Power-Purchase-Agreements (PPA) 
nutzen, bei denen Stromlieferung und die entsprechenden 
Preise oftmals langfristig vereinbart werden, sodass der 
Strom nicht über eine Strombörse vermarktet wird.

Als im EEG etablierter Fördermechanismus sind Markt-
prämien bereits seit 2012 bekannt und rechtlich um-
setzbar. Eine Fortentwicklung und Fortschreibung der 
Maßnahmen würden jedoch einer Genehmigung durch 
das EU-Beihilfenrecht erfordern. Bei angemessener Aus-
gestaltung der Marktprämien, die die jüngst verabschie-
deten neuen Kommissionsleitlinien für Klima-, Umwelt-
schutz- und Energiebeihilfen beachtet, ist eine Genehmi-
gung durch die Kommission aber durchaus möglich – wie 
bereits in der Vergangenheit geschehen. In der neueren 
Entwicklung der EU zeigt sich vor dem Hintergrund der 
verschärften EU-Klimaziele eine fl exiblere und weniger 
strikte Handhabung der beihilferechtlichen Ausgestaltung 
der Förderung. Probleme entstehen insbesondere dann, 

wenn bei der Förderung keine ausländischen Anlagen 
einbezogen werden oder wenn die Technologieneutralität 
nicht gewährleistet ist. In der mittelfristigen Perspektive 
gefährden diese beiden Aspekte gegebenenfalls die Ge-
nehmigungsfähigkeit von Marktprämien.

Durch die Direktvermarktung und die Abhängigkeit von 
den Börsenstrompreisen besteht nach wie vor ein ge-
wisses Investitionsrisiko. Außerdem sind Marktprämien 
bei einer individuellen normativen Diff erenzierung, wie 
sie gegenwärtig im EEG vorgesehen ist, weder technolo-
gie- noch standortneutral. Die ausdiff erenzierten Prämien 
können somit zu einer suboptimalen Standort- oder Tech-
nologiewahl führen, sie sind somit nicht kosteneffi  zient. 
Grundsätzlich wären allerdings auch technologie- und 
standortneutrale Marktprämien denkbar, indem einheitli-
che statt ausdiff erenzierte Prämien angewendet werden. 
Zudem besteht auch bei fi xen Marktprämien der Anreiz, 
eine Einspeisung auch bei negativen Strompreisen vorzu-
nehmen, solange die Prämienzahlung den negativen Er-
lös am Strommarkt übersteigt.

Handlungsoption 2: einseitig gleitende Marktprämien

Einseitig gleitende Prämien schaff en eine stärkere Si-
cherheit über den Mindestverkaufspreis. Zeitliche Preis-
schwankungen werden im Vergleich zu fi xen Marktprä-
mien (Handlungsoption 1) sowie Modellen ohne direkte 
Förderprämien (Handlungsoption 3) abgeschwächt. Das 
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verringert das Investitions- und Kannibalisierungsrisiko 
für Investierende. Investitionen werden auf diese Wei-
se günstiger in der Finanzierung oder gegebenenfalls 
überhaupt erst fi nanzierbar. Insbesondere um private In-
vestitionen zu fördern (z. B. „Bürgerwindparks”), könnte 
die teilweise Übernahme von Investitionsrisiken in Form 
einer „Mindestvergütung“ ein wichtiger Aspekt sein, da 
hier eventuell das Umweltbewusstsein (bei überschau-
barem fi nanziellem Risiko) statt fi nanzieller Renditen der 
primäre Investitionsgrund sind. Einseitig gleitende Markt-
prämien sind in Kombination mit der Direktvermarktung 
derzeit das im deutschen EEG vorherrschende Modell 
zur Förderung erneuerbarer Energien. Genau wie bei 
fi xen Marktprämien ist die Weiterentwicklung des EU-
Beihilfenrechts zu beachten. Bei einer angemessenen 
Ausgestaltung ist aber auch hier eine Genehmigung nach 
aktuellem Stand möglich. Bei einer Beibehaltung dieses 
Modells zur Förderung erneuerbarer Energien wäre au-
ßerdem ein Vorteil, dass keine umfassenden Änderungen 
des bestehenden EEGs notwendig sind.

Gegenüber fi xen Marktprämien bieten einseitig gleitende 
Marktprämien keinen vollumfänglichen Anreiz, auf Markt-
preisänderungen zu reagieren, da die Vergütung über die 
vereinbarte Prämie teilweise ausgeglichen wird. Im Ver-
gleich zu fi xen Marktprämien führt der größere Versiche-
rungseff ekt (durch den Ausgleich niedriger Börsenstrom-
preise durch die Prämie) zwangsläufi g auch zu vermin-
derten Anreizen, auf die Entwicklung der erzielbaren Cap-
ture-Preise am Markt zu reagieren. Dies kann den Anreiz 
verringern, Erzeugungsanlagen mit einem Energiespei-
cher zu kombinieren, um Strom in Zeiten geringer Nach-
frage und somit zu geringen Börsenstrompreisen für Zei-
ten mit hoher Nachfrage einzuspeichern. Zusätzlich wür-
de auch kein Anreiz bestehen, die Stromeinspeisung zu 
Zeiten negativer Börsenstrompreise zu drosseln, obwohl 
das zu diesen Zeitpunkten gesamtwirtschaftlich sinnvoll 
wäre. Um solche Drosselungen doch zu erreichen, sind 
zusätzliche Regelungen zur Aussetzung der Prämie (wie 
die 4-Stunden-Regel) notwendig. Da gleitende Prämien 
nicht das komplette Spektrum schwankender Marktprei-
se weitergeben, ist ihre Anschlussfähigkeit – beispiels-
weise an das EU-ETS – gegenüber fi xen Marktprämien 
limitierter. Eine eventuelle Überführung in ein marktpreis-
liches System brächte somit einen härteren Wechsel mit 
sich: Dies würde im Falle von einseitig gleitenden Prämien 
den Wegfall garantierter Mindestpreise bedeuten.

Handlungsoption 3: Fokussierung auf CO
2
-Preis

Eine indirekte Förderung über einen CO2-Preis bietet ins-
besondere zwei entscheidende Vorteile: Eine hohe Kos-
teneffi  zienz und eine hohe Wirksamkeit im Erreichen der 
Klimaziele. Während direkte Fördermaßnahmen erneuer-

barer Energien in der allgemeinen Praxis an die verschie-
denen Technologien angepasst werden (was zu Verzerrun-
gen führen kann), bietet ein CO2-Preis den Vorteil, dass er 
technologie- und standortneutral ist. Zusätzlich wirkt ein 
CO2-Preis auf alle im Markt aktiven Anlagen, nicht nur auf 
erneuerbare Energien, wodurch CO2-intensivere Anlagen 
tendenziell von weniger CO2-intensiven Anlagen verdrängt 
werden – z. B. Kohlekraftwerke von Gaskraftwerken. Da-
mit bietet der CO2-Preis den Vorteil stärkerer marktbasier-
ter Anreize und einer höheren Kosteneffi  zienz verglichen 
mit den in den Handlungsoptionen 1 und 2 dargestellten 
Fördermaßnahmen (Liebensteiner et al., 2021).

Um eine hohe Wirksamkeit zu erreichen und zusätzlich 
hinreichend verlässliche Investitionsanreize in erneuer-
bare Energien zu ermöglichen, ist eine starke politische 
Verpfl ichtung zu einem hinreichend hohen CO2-Preis (be-
ziehungsweise einer knappen Menge an Emissionszer-
tifi katen) entscheidend (SVR, 2019). Der CO2-Preis sollte 
dann auch robuster gegenüber Lobbyarbeit sein als ein 
Förderpaket, das aus einer Vielzahl an (beeinfl ussbaren) 
Einzelmaßnahmen besteht. Ein dauerhaft hoher CO2-
Preis kann so auch strukturelle Veränderungen anreizen 
und wirkt potenziell schneller als direkte Maßnahmen, da 
er dem Eff ekt des grünen Paradoxons vorbeugt.

CO2-Preise wurden und werden weltweit vermehrt ein-
geführt, somit bietet dieses Instrument eine hohe An-
schlussfähigkeit an bereits etablierte Systeme, etwa im 
Rahmen des EU-ETS. Durch diese Vernetzung beugt eine 
indirekte Förderung über einen CO2-Preis dem Wasser-
betteff ekt vor, weil unmittelbar der CO2-Ausstoß begrenzt 
wird und Emissionen nicht lediglich verschoben werden, 
wie es bei der direkten Förderung erneuerbarer Energi-
en der Fall ist. Hierbei muss allerdings beachtet werden, 
dass Emissionen nicht in Form eines „Carbon Leakage“ in 
einen unregulierten Bereich ausgelagert werden; z. B. in 
Drittstaaten, die nicht Teil des vernetzten CO2-Preis-Sys-
tems sind. Eine Kombination von CO2-Preisen mit zusätz-
lichen (direkten) Förderinstrumenten (z. B. spezifi schen 
Prämien) ist weiterhin möglich, sofern bestimmte Techno-
logien oder Regionen besonders gefördert werden sollen.

Schließlich schwächt die Abhängigkeit vom Börsenstrom-
preis den Merit-Order-Eff ekt sowie Kannibalisierungs-
eff ekt durch unmittelbare Preisanreize ab (Brown und 
Reichenberg, 2021; Liebensteiner und Naumann, 2022). 
Anlagenbetreibende haben einen hohen Anreiz, Strom zu 
hochpreisigen Zeiten zu verkaufen, um höhere Erlöse zu 
erzielen. So würde z. B. ein Verkauf zu sonnenintensiven 
Stunden immer unattraktiver, je mehr Photovoltaikanlagen 
zu diesen Zeiten bereits einspeisen und den Verkaufspreis 
drücken. Je stärker ein solcher Kannibalisierungseff ekt 
bereits vorhanden ist, desto stärker wird der Anreiz, z. B. 
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in alternative Technologien zu investieren oder den Strom 
mittels Speicher in höherpreisige Zeiten zu „verschieben”. 
Der Anreiz, Erzeugungsanlagen z. B. mit Speichern zu 
kombinieren, besteht dabei nicht nur für Neu-, sondern 
auch für Bestandsanlagen.

Ein vollständiger Verzicht auf die spezifi sche direkte För-
derung erneuerbarer Energien in Form eines zusätzlichen 
Vergütungsmodells im Sinne des EEG würde entspre-
chende gesetzliche Regelungen und eine Prüfung unter 
den EU-Beihilfeleitlinien obsolet machen. Grundsätzlich 
wird man mit Blick auf die rechtliche Umsetzbarkeit daher 
eine erhebliche Vereinfachung erzielen.

Andererseits erhöht der Verzicht auf direkte Förderung 
das Risiko von Investitionen, was den Zubau neuer An-
lagen gegebenenfalls hemmt und eventuell verhindert, 
dass Ausbauziele für erneuerbare Energien erreicht wer-
den. Hohe Investitionsrisiken können sich zudem negativ 
auf die Investorenvielfalt auswirken, da manche mögli-
cherweise durch hohe fi nanzielle Risiken abgeschreckt 
werden. Dieses Risiko besteht in der starken Abhängig-
keit der Vergütung von einem unsicheren Börsenstrom-
preis. Im Vergleich zu direkten Fördermodellen erhalten 
erneuerbare Energien keine Zusatzvergütung, die z. B. 
im Falle niedriger Börsenstrompreise eine Art Sockelbe-
trag garantieren. Kommt ein Emissionshandelssystem 
zum Einsatz, können auch die CO2-Preise selbst sehr vo-
latil sein, was zu zusätzlichen Preisschwankungen und 
somit Unsicherheiten in Bezug auf die Vergütungshöhe 
führen kann (sofern CO2-intensive Kraftwerke preisset-
zend sind). Abhilfe kann hier jedoch die Vorgabe eines 
Mindestpreises oder beidseitigen Preiskorridors für den 
CO2-Preis schaff en.

Zwar können CO2-Preise, insbesondere in Form eines 
Emissionshandels, potenziell eine hohe Wirksamkeit in 
Bezug auf das Erreichen der Klimaziele aufweisen. Ihre 
Wirksamkeit ist jedoch maßgeblich von einer konsequen-
ten politischen Durchsetzungsfähigkeit und von politi-
schen Stellschrauben (Zertifi katmenge beziehungsweise 
CO2-Steuer) abhängig, die sich mit der Zeit ändern kön-
nen. Da eine indirekte Förderung über CO2-Preise zu hö-
heren Börsenstrompreisen führt, werden sich diese auch 
in höheren Preisen für Verbraucher:innen widerspiegeln 
und somit „direkter spürbar” sein als steuerfi nanzierte 
Fördermodelle. Hohe CO2-Preise könnten somit negativ 
auf die soziale Akzeptanz wirken und politischen Druck 
zu einer Abschwächung des Instruments (z. B. durch eine 
Abfl achung des CO2-Reduktionspfades) aufbauen. Um-
verteilungskonsequenzen im Blick zu behalten und ge-
eignete Gegenmaßnahmen zu implementieren, um insbe-
sondere einkommensschwache Haushalte zu entlasten, 
ist in diesem Zusammenhang besonders relevant – nicht 

nur um die gesellschaftliche Akzeptanz zu erhalten, son-
dern auch um soziale Verwerfungen zu vermeiden.

Übergang zu einem neuen Modell im Jahr 2030

Bei der Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile der 
verschiedenen Modelle zeigt sich, dass ein CO2-Preis die 
Anforderungen an ein neues Strommarktdesign 2030 in 
vielen Bereichen am besten erfüllt. Insbesondere ist der 
CO2-Preis als Modell besonders kosteneffi  zient. Durch 
das EU-ETS ist gleichzeitig ein klarer Reduktionspfad 
klimaschädlicher Emissionen vorgegeben. Sofern dieser 
politisch durchgehalten werden kann, ist das EU-ETS da-
her ein äußerst wirksames Instrument, um die Klimaziele 
in Form von Emissionsreduktionen zu erreichen.

Der Wechsel in eine vom CO2-Preis getriebene indirekte 
Förderung stellt allerdings einen harten Bruch gegenüber 
dem aktuellen, auf festen Prämien basierenden System 
dar. Deshalb ist es nicht sinnvoll, sofort auf einen CO2-
Preis ohne weitere Fördersysteme umzustellen. Es sollte 
nichtsdestotrotz begonnen werden, auf ein solches Sys-
tem hinzuarbeiten, da es langfristig eine technologieneu-
trale und effi  ziente Fördermöglichkeit darstellt. Eine reine 
Förderung über einen CO2-Preis kann jedoch nicht sicher-
stellen, dass (kurzfristig) bestimmte Ausbauziele eingehal-
ten werden können – es sei denn, die Preise würden sehr 
hoch gewählt. Möchte die Politik sicherstellen, dass diese 
Ziele bis 2030 erreicht werden, ist ein zusätzlicher Förder-
mechanismus für eine Übergangszeit notwendig. Mit Blick 
auf das Jahr 2030 sollte jedoch auf das Ziel hingearbeitet 
werden, dass ein substanzieller Anteil der Förderung er-
neuerbarer Energien auf einem CO2-Preis basiert.

Übergangszeit

Unabhängig davon, ob für die Übergangszeit zu einem 
CO2-Preis als Leitinstrument fi xe oder einseitige Prämien 
zum Einsatz kommen, sollte die Prämienzahlung in einem 
kontinuierlichen Pfad schrittweise auf null gesenkt wer-
den. Da davon auszugehen ist, dass die Prämien durch 
Ausschreibungen ermittelt werden, kann diese kontinu-
ierliche Reduktion nur durch eine schrittweise Anhebung 
des CO2-Preises erreicht werden. Dieser Anstiegspfad 
kann durch einen Mindest- und Maximalpreis für Emis-
sionszertifi kate begleitet werden, um eine größere Preis-
sicherheit zu gewährleisten. Ein verhältnismäßig enger 
Preiskorridor kann den CO2-Preis im Rahmen des EU-ETS 
absichern und somit die indirekte Förderung durch den 
CO2-Preis sicherer und planbarer gestalten. Bei Einsatz 
der fi xen und der einseitig gleitenden Marktprämie wäre 
der Übergang in eine indirekte Förderung über einen CO2-
Preis dann geschaff t, wenn die Marktprämie beziehungs-
weise der Zuschlagspreis bei null angekommen ist. Ein 



Wirtschaftsdienst 2022 | 9
700

Analysen Erneuerbare Energien  

Beispiel für eine erfolgreiche Transition stellen Off shore-
Wind energieanlagen dar, bei denen es bereits regelmäßig 
zu Ausschreibungen mit dem Ergebnis von Nullprämien 
kommt. Fixe Marktprämien eignen sich besonders gut als 
Übergangsmodell in die indirekte Förderung über CO2-
Preise, da anders als unter den gleitenden Prämien bereits 
die gesamte Bandbreite potenzieller Börsenstrompreise 
weitergegeben wird. Im EEG 2023 wurden die fi xen Prämi-
en für Innovationsausschreibungen abgeschaff t.

Da einseitig gleitende Prämien nicht die komplette Band-
breite an Preisschwankungen weitergeben, ist ihr Ein-
satz als Übergangsmodell im Vergleich zum Einsatz fi xer 
Marktprämien erschwert. Grundsätzlich sind aber auch 
einseitig gleitende Prämien als Übergangsmodell an-
wendbar. Hier würde das Absenken der Prämie jedoch 
gleichzeitig zu einer Reduktion des Versicherungseff ekts 
hinsichtlich einer garantierten Mindestvergütung führen, 
wodurch der Übergang im Vergleich zu fi xen Marktprä-
mien insgesamt härter ist. Da einseitig gleitende Prämi-
en das zurzeit vorherrschend verwendete Modell im EEG 
sind, gäbe es bei Beibehaltung dieses Modells wiederum 
den geringsten rechtlichen Änderungsbedarf.

Abgesehen von einzelnen Förderungen (wie etwa Infant In-
dustries, Kapazitätsmärkten oder Systemdienstleistungen) 
sind die zweiseitig gleitenden Prämien (Diff erenzverträge) 
kein geeignetes Fördermodell für den weiteren Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Da zweiseitig gleitende Prämien 
eine hohe Fixierung auf den Zuschlagspreis beinhalten, 
bedeuten sie eine Abkehr von einem marktwirtschaftlichen 
Modell. Deshalb sollte für die Übergangszeit besser auf 
einseitig gleitende oder fi xe Marktprämien zurückgegriff en 
werden. Von einer fl ächendeckenden Einführung von zwei-
seitig gleitenden Prämien ist daher eher abzuraten. 

Während der Übergangszeit zu einer CO2-Bepreisung 
als Leitinstrument sollten die Auswirkungen des Strom-
marktdesigns regelmäßig einem Monitoring unterzogen 
werden. So könnten Probleme, die während der Über-
gangszeit identifi ziert werden, wie z. B. zu geringere 
Ausbaumengen oder zu niedrige CO2-Preise, gezielt an-
gegangen werden. In Einzelfällen könnten dann gezielt 
einzelne Fördermodelle mit Prämien eingesetzt werden 
– z. B. bei benötigten Infant Industries, Systemdienstleis-
tungen oder Kapazitätsmärkten.

Eine weitere Möglichkeit, das Fördermodell für die Über-
gangszeit zu gestalten, wäre die Umstellung von einer 
zeitbezogenen Förderung zu einer Mengenförderung. Bei 
der Mengenförderung würde statt einem festen Förder-
zeitraum (z. B. 20 Jahre) ein Gesamtvolumen eingespeis-
ter Energie vereinbart, das durch eine Prämie gefördert 
wird. Die Förderung endet somit, wenn die vereinbarte 

Menge an Strom ins Stromnetz eingespeist wurde. Somit 
würde der Anreiz entfallen, so viel Strom wie möglich in-
nerhalb des vereinbarten Förderzeitraums einzuspeisen 
(Bundesverband Erneuerbarer Energien, Fraunhofer IEE 
und Fraunhofer ISE/BBH, 2021).

Negative Strompreise wären in Verbindung mit fi xer 
Marktprämie somit besser zu verhindern, da in Zeiten mit 
negativen Börsenstrompreisen ein Anreiz zum Abregeln 
entstünde und Prämienzahlungen nicht verloren gingen, 
sondern lediglich zeitlich nach hinten verschoben würden. 
Eine zeitliche Verschiebung von Zeiten ohne Förderung 
aufgrund negativer Preise über den festen Förderzeitraum 
hinaus ist bereits im aktuellen System gemäß § 51a EEG 
vorgesehen. Allerdings würde bei einer Umstellung auf 
Mengenförderung gleichzeitig die Verknüpfung an einen 
festen Förderzeitraum aufgelöst werden. Bei einer Ver-
bindung der Mengenförderung mit einseitig gleitenden 
Prämien müsste allerdings zusätzlich eine Regelung ge-
troff en werden, um das Abschalten der Anlagen bei ne-
gativen Strompreisen zu erreichen. Zusätzlich würde das 
Investitionsrisiko sinken, da das gesamte Fördervolumen 
besser vorhersagbar ist. Somit würde z. B. kein Risiko 
mehr bestehen, dass der vereinbarte Förderzeitraum mit 
eher „windschwachen“ Jahren aufeinander fällt.

CO
2
-Preis als zukünftiges Leitinstrument 

Je stärker der CO2-Preis ansteigt, desto geringere zu-
sätzliche direkte Förderprämien (in Form von Marktprä-
mien) müssen gewährt werden, um den Zubau von EE-
Anlagen im gewünschten Umfang zu ermöglichen. Ziel 
sollte sein, dass der CO2-Preis möglichst spätestens 
2030 ein Niveau erreicht, das zusätzliche Förderprämien 
im Regelfall für Neuanlagen auf null absenkt. In diesem 
Fall ist ein Marktszenario erreicht, in dem erneuerbare 
Energien ohne weitere direkte Fördermittel bestehen und 
zugebaut werden können.

Ist im Jahr 2030 das Ausbauziel von 80 % erneuerbare 
Energien in der Stromerzeugung erreicht, sollte der Fo-
kus darauf gelegt werden, die Wirkung der CO2-Beprei-
sung auf die Erreichung der Klimaziele zu verstärken. Da-
für sollte die CO2-Bepreisung in Europa auf alle Sektoren 
ausgeweitet werden. Auch hierfür ist 2030 ein sinnvoller 
Zeithorizont, da bis dahin die Festlegung der sogenann-
ten Lastenteilung („Eff ort Sharing Regulation“) der EU 
ausläuft (acatech, Leopoldina und Akademienunion, 
2020). Eine solche Erweiterung des CO2-Preises kann die 
Kosteneffi  zienz von Emissionsreduktionen noch einmal 
erhöhen, weil Emissionen dann auch sektorübergreifend 
dort eingespart werden können, wo Einsparungen am 
günstigsten umsetzbar sind (Abrell und Rausch, 2021). 
Da außerdem sowohl der Wärme- als auch Verkehrssek-
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tor (Beispiel E-Mobilität) immer stärker elektrifi ziert und 
somit in den Stromsektor integriert werden, wären riva-
lisierende CO2-Preissysteme für verschiedene Sektoren 
mittelfristig ohnehin nicht mehr trennscharf und könnten 
zu Unsicherheiten führen.

Um Investitionsrisiken zu vermindern, ist in erster Linie 
ein verlässlicher Mindestpreis für CO2-Ausstoß wichtig. 
Optimalerweise würde ein solcher Mindestpreis im EU-
ETS europaweit und über alle abgedeckten Sektoren 
hinweg eingeführt. Gelingt dies nicht, wäre es auch mög-
lich, im bestehenden EU-ETS einen nur für Deutschland 
gültigen Mindestpreis einzuführen. Dann würde für deut-
sche Stromproduzenten eine zusätzliche Abgabe auf 
CO2-Ausstoß fällig, die eine Handelspreisunterschreitung 
des gesetzten Mindestpreises kompensiert. Eine nati-
onale Variante wäre allerdings weniger effi  zient als eine 
europaweite Umsetzung und sollte daher maximal als 
Übergangslösung hin zu einem EU-weiten Mindestpreis 
angesehen werden (acatech, Leopoldina und Akademi-
enunion, 2020).

Andererseits wäre auch eine Preisobergrenze für CO2-
Emissionen denkbar, die ebenfalls mit der Zeit ansteigt. 
Da sich ein hoher CO2-Preis in hohen Strompreisen für 
Verbraucher:innen widerspiegelt, könnte langfristig die 
soziale Akzeptanz einer konsequenten CO2-Bepreisung 
abnehmen. Das könnte den Druck auf die Politik erhöhen, 
das Instrument abzuschwächen, wodurch der eingeschla-
gene Emissionskorridor gegebenenfalls politisch nicht 
durchgehalten wird. Eine Preisobergrenze könnte die so-
ziale Akzeptanz stärken, indem sie CO2-Preise und daraus 
resultierende Strompreisanstiege deckelt. Da eine Preis-
obergrenze eine Überschreitung der vorgegebenen Emis-
sionsmenge ermöglicht, müssen eventuell zu viel ausge-
stoßene Emissionen vom zukünftigen Emissionsbudget 
abgezogen werden, um das gesetzte Ziel der ausgestoße-
nen Emissionsmengen nicht dauerhaft zu verfehlen. 

Mit dem Übergang zum CO2-Preismodell wird das EEG 
nach und nach überfl üssig. Für Bestandsanlagen wird 
gleichwohl aus Bestandsschutzgründen noch lange Zeit 
das EEG übergangsweise weiter gelten. Weitere Privile-
gierungen wie der Einspeisevorrang, der ohnehin zuneh-
mend relativiert wird, sollten ebenfalls zeitnah auslaufen. 
Langfristig ist damit auch eine signifi kante Komplexitäts-
reduktion zu erreichen.

Fazit

Damit das Strommarktdesign zur Erreichung der Klima-
ziele beiträgt und den zukünftigen hohen Anteilen von 
erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung gerecht 
wird, bedarf es einer Überarbeitung des aktuellen Mo-
dells. Auf lange Sicht ist dafür ein CO2-Preis als Leitinst-
rument nach den Kriterien der Klimawirksamkeit und der 
Kosteneffi  zienz am besten geeignet. Deshalb sollte auf 
dieses Modell hingearbeitet werden, sodass es im best-
möglichen Fall schon vor 2030 greifen kann. Während 
der Übergangszeit sollte der CO2-Preis in einem vorher-
sehbaren Preiskorridor allmählich ansteigen. Gleichzeitig 
sollte ein für die Übergangszeit gewähltes Prämienmo-
dell zur Förderung der hohen Ausbauziele von erneuer-
baren Energien bereits marktnah ausgestaltet sein, um 
den Übergang möglichst fl ießend zu gestalten. 

Fixe Marktprämien kommen diesem Kriterium am nächs-
ten. Da einseitig gleitende Marktprämien jedoch weit 
verbreitet sind und bis spätestens 2030 der CO2-Preis 
als alleiniges Fördermodell greifen soll, kann der Über-
gang auch direkt aus einer einseitig gleitenden Prämie 
gestaltet werden, um einen weiteren Zwischenschritt zu 
vermeiden. Zweiseitig gleitende Prämien (Diff erenzver-
träge) sind kein marktnahes Modell, deshalb ist von ihnen 
abzuraten. Eine Ausnahme hiervon könnten gesondert zu 
fördernde Einzelfälle sein.

Kasten 1
Zweiseitig gleitende Prämien

Eine zweiseitig gleitende Prämie (auch Contract for Dif-
ference oder Diff erenzvertrag genannt) ähnelt der ein-
seitig gleitenden Prämie: Allerdings gleicht die zweiseitig 
gleitende Prämie Abweichungen der am Markt erzielten 
Capture-Preise vom vereinbarten Zuschlagspreis sowohl 
nach oben als auch nach unten durch eine positive bezie-
hungsweise negative Prämie aus. Bei zweiseitig gleiten-
den Prämien wird somit eine starke Fixierung in Höhe des 
Zuschlagspreises erreicht. Ein solches Fördermodell kä-
me festen Einspeisevergütungen sehr nahe mit dem wich-
tigsten Unterschied, dass die Förderprämien über wettbe-
werbliche Ausschreibungen ermittelt werden.

Die starre Preisfi xierung zweiseitig gleitender Prämien 
birgt die Gefahr potenzieller Fehlanreize und hat somit 
langfristig klare Nachteile, wenn es um eine effi  ziente För-
derung von erneuerbaren Energien im großen Stil geht. 

Auch ihre Integration in internationale Systeme wie das 
EU-ETS ist deutlich erschwert. Zweiseitig gleitende Prä-
mien werden derzeit in Deutschland nicht angewendet. 
Andererseits bieten sie im Gegensatz zu den vorgestell-
ten Handlungsoptionen die größte Sicherheit über die er-
zielbaren Erlöse und sind somit am wenigsten riskant für 
Investierende.
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Wirksamkeit und Kosteneffi  zienz des Modells sollten 
während des Übergangs stets evaluiert werden, um uner-
wünschte Entwicklungen möglichst früh zu identifi zieren 
und gegensteuern zu können. Außerdem sollte auf eine 
gute Anbindung an das EU-ETS hingearbeitet werden, 
damit zu einem späteren Zeitpunkt die alleinige CO2-
Bepreisung bestmöglich greifen kann. Bei der Ausgestal-
tung der CO2-Bepreisung sollte eine mögliche Festlegung 
von Mindest- oder Maximalpreisen geprüft werden.

Die Fokussierung auf den CO2-Preis als Leitinstrument 
der Marktintegration der Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien bedeutet nicht, dass zur Erreichung weiterer 
Ziele (wie etwa das Sicherstellen einer adäquaten Ver-
sorgungssicherheit und die Förderung von Innovationen) 
nicht weitere Instrumente zusätzlich zum CO2-Preis sinn-
voll sind. Im Gegenteil: Es ist davon auszugehen, dass die 
Erreichung weiterer Ziele am besten mit Hilfe weiterer In-
strumente sichergestellt werden kann. Für die Förderung 
einer kosteneffi  zienten Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien ist gleichwohl ein CO2-Preis langfristig das 
am besten geeignete Instrument.
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Flächenziele für die Windenergie: Wie 
zielführend ist das neue Wind-an-Land-Gesetz?
Die Ausbauziele für die Windenergie an Land sind von der Bundesregierung für die kommenden 
Jahre zuletzt mehr als verdreifacht worden. Gleichzeitig stockt aber seit einigen Jahren der 
tatsächliche Ausbau der Windenergie in Deutschland. Wesentlicher Hemmschuh für den Ausbau 
ist, dass zu wenige Flächen für Windenergieanlagen ausgewiesen werden. Um dieses Problem zu 
lösen, ist nun das Wind-an-Land-Gesetz verabschiedet worden. Dieses gibt den Bundesländern 
Flächenziele vor, damit bundesweit insgesamt 2 % der Landesfl äche für Windenergie 
ausgewiesen werden. Ein Schritt in die richtige Richtung. Es bleibt aber zweifelhaft, ob das 
angelegte Zeit-Mengen-Gerüst konform mit den Windenergie-Ausbauzielen des Bundes ist.
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Für die Windenergie an Land sind mit dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) 2023 kürzlich sehr ambitionierte 
Ausbauziele beschlossen worden. In den nächsten Jah-
ren sollen jährlich mindestens 10 GW Leistung zugebaut 
werden (§ 28 EEG 2023). Das ist jedes Jahr mehr als das 
Fünff ache der Leistung, die in den letzten beiden Jah-
ren installiert wurde (2020: ca. 1,4 GW, 2021: ca. 1,9 GW) 
(Deutsche WindGuard, 2021, 2022). Die neuen jährlichen 
Ausbauziele übertreff en auch deutlich den bisherigen 
Rekordausbau aus dem Jahr 2017. Damals gingen Wind-
energieanlagen mit einer Leistung von ca. 5,3 GW ans 
Netz (Deutsche WindGuard, 2018). Zugleich ist in den 
vergangenen Jahren zu beobachten gewesen, dass sogar 
die bisher deutlich weniger ambitionierten Ausbauziele 
verfehlt wurden. So waren in den vergangenen Jahren die 
Ausschreibungen für die Windenergie an Land oft unter-
zeichnet (vgl. Abbildung 1).

Für den stockenden Ausbau können mehrere Gründe 
benannt werden. Dazu zählen derzeit oftmals sehr lang-
wierige Genehmigungsverfahren sowie zahlreiche Klagen 
gegen Windenergieprojekte, insbesondere aufgrund von 
Natur- und Artenschutzbelangen. Darüber hinaus mangelt 
es aber vor allem auch an planerisch ausgewiesenen Flä-
chen für den Windenergieausbau an Land. Nach Einschät-
zung der Bundesregierung müssen zur Erreichung der 
langfristigen EEG-Ausbauziele 2 % der Bundesfl äche für 
die Windenergie an Land ausgewiesen werden (Deutscher 
Bundestag, 2022). Derzeit sind nur rund 0,8 % der Bun-

desfl äche für die Windenergie an Land ausgewiesen, wo-
von lediglich 0,5 % tatsächlich verfügbar sind (UBA, 2021).

Wind-an-Land-Gesetz für mehr Flächen

Um das Flächenproblem zu lösen, hat die Bundesregie-
rung kürzlich ein neues sogenanntes Wind-an-Land-Ge-
setz (WaLG) auf den Weg gebracht, dessen Kern ein Wind-
energiefl ächenbedarfsgesetz (WindBG) bildet (BGBl. I S. 
1353). Ziel des Gesetzes ist die Bereitstellung von insge-
samt 2 % der Fläche Deutschlands für die Windenergie an 
Land bis Ende 2032. Bis Ende 2027 soll ein Zwischenziel 
von 1,4 % der Landesfl äche erreicht werden (Bundesre-
gierung, 2022). Dazu werden den Bundesländern konkrete 
Vorgaben gemacht, welchen Anteil ihrer Landesfl äche sie 
bis Ende 2027 und Ende 2032 planerisch für die Wind-
energie an Land ausweisen müssen (Anlage 1 WindBG). 
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Fast alle Länder müssen demnach deutlich mehr Flächen 
als bisher bereitstellen (vgl. Abbildung 2).

Verfehlen Länder die für 2027 und 2032 festgelegten Flä-
chenziele, dürfen sie den Windenergieausbau von da an 
nicht mehr planerisch einschränken (§ 249 Abs. 7 S. 1 
BauGB). Aktuell nutzen die Länder vielfach Möglichkei-
ten, um den Ausbau der Windenergie räumlich zu steu-
ern und einzuschränken – z. B. durch die Ausweisung von 
Vorranggebieten mit Ausschlusswirkung für den restli-
chen Planungsraum oder durch pauschale Siedlungsmin-
destabstände. Fielen derartige planerische Einschrän-
kungsmöglichkeiten weg, wäre die Windenergie (gemäß 
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) im Außenbereich grundsätzlich 
überall privilegiert. Dann dürften also im Prinzip überall 
im Außenbereich Windenergieanlagen gebaut werden, 
sofern dafür eine Genehmigung erteilt würde (rechtliche 
Anforderungen beispielsweise des Immissions- und Na-
turschutzes müssten weiter erfüllt werden).

Zunächst sind die Länder bis zum 31.5.2024 verpfl ichtet, 
entweder eigene Planaufstellungsbeschlüsse zur Auswei-
sung von Flächen nachzuweisen, mit denen die Flächen-
ziele erreicht werden können, oder das Inkrafttreten von 
Landesgesetzen oder Raumordnungsplänen nachzuwei-
sen, die regionale oder kommunale Teilfl ächenziele für 
die entsprechenden Planungsträger festsetzen (§ 3 Abs. 
3 WindBG). Bis zum 31.5.2024 haben die Länder außer-
dem die Möglichkeit, sich ihre Flächenziele untereinander 
auf Basis von Staatsverträgen teilweise zu überschreiben. 
Die Flächenziele der Flächenländer dürfen sich dabei um 
bis zu 50 % mindern oder erhöhen; die der Stadtstaaten 
um bis zu 75 % (§ 6 Abs. 4 WindBG). Etwaige Gegenleis-

tungen für solche Übertragungen sind Verhandlungssa-
che der Länder. Die Flächenziele der Länder sind damit 
zumindest teilweise handelbar.

Lösung des Trittbrettfahrerproblems

Aus ökonomischer Sicht adressiert das Wind-an-Land-
Gesetz insbesondere Koordinationsprobleme und damit 
verbundene Trittbrettfahrerprobleme im politischen Mehr-
ebenensystem. Diese haben ihren Ursprung darin, dass 
die Kompetenzen für die Steuerung des Windenergieaus-
baus zwischen den verschiedenen föderalen Ebenen auf-
geteilt sind. Auf Bundesebene werden die Ausbauziele für 
die Windenergie an Land festgelegt. Die zur Erreichung der 
Ziele notwendige Flächenbereitstellung liegt aber überwie-
gend in der Hand der nachfolgenden Ebenen (Länder, Re-
gionen und Kommunen) (Lauf et al., 2020). Bislang gab es 
dafür keinen formalen Koordinationsmechanismus.

Dies führt zu Problemen, weil die Interessen des Bundes 
und die Interessen der Länder, Regionen und Kommunen 
im Zweifel auseinanderfallen. Der Bund hat das Interesse, 
dass die von ihm festgelegten nationalen Ausbauziele er-
reicht werden. Untere Ebenen schauen hingegen stärker 
auf die lokalen Auswirkungen des Windenergieausbaus. 
Dabei rücken dann als negativ wahrgenommene lokale 
Auswirkungen auf Mensch, Landschaft und Natur stärker 
in den Vordergrund. Gleichzeitig profi tieren die Menschen 
vor Ort nicht unbedingt unmittelbar von Windenenergie-
anlagen und dem von ihnen erzeugten Strom. Deswegen 
haben die unteren Ebenen oftmals kein besonderes Inte-
resse, Flächen für die Windenergie bereitzustellen. Dies 
wird noch dadurch verstärkt, dass eine klimaneutrale 

Abbildung 1
Mengen für die Windenergie an Land

* Vorläufi ge Zuschlagsmenge ohne die Ergebnisse der beiden noch aus-
stehenden Ausschreibungsrunden im Jahr 2022.

Quelle: FA Wind (2022).

Abbildung 2
Flächenziele gemäß Wind-an-Land-Gesetz und 

bisher für die Windenergie ausgewiesene Flächen

Quelle: Bund-Länder-Kooperationsausschuss (2021).
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Stromversorgung mit Windenergie ein öff entliches Gut 
ist, solange nur eine deutschlandweit einheitliche Strom-
preiszone besteht. Die Länder haben somit Anreize, sich 
auf Ausbaubemühungen anderer Länder zu verlassen 
und ihren eigenen Beitrag nicht zu erhöhen. Es liegt mit-
hin ein klassisches Trittbrettfahrerproblem vor (Meier et 
al., 2019; Meier und Lehmann, 2022).

Das Wind-an-Land-Gesetz schaff t nun als Koordinations-
instrument erstmalig, ausgehend von den bundesweiten 
Ausbauzielen, verbindliche Vorgaben zur Flächenbereit-
stellung in den Bundesländern, um das beschriebene 
Trittbrettfahrerproblem zu lösen. Aber wie wirksam und 
zielkonform sind diese Vorgaben in der Praxis? Und wie 
sind Effi  zienz- und Verteilungswirkungen der Flächenziele 
des Wind-an-Land-Gesetzes einzuschätzen?

Erreichung der Flächenziele erscheint realistisch

Mit Blick auf die Eff ektivität des Gesetzes soll zunächst 
dessen Zeit-Mengen-Gerüst für die Flächenziele in Ver-
bindung mit dem angelegten Sanktionsmechanismus 
kritisch beleuchtet werden. Grundsätzlich haben die 
Länder politökonomische Anreize, ihre Flächenziele für 
2027 und 2032 zu erreichen. Denn bei Zielverfehlungen 
müssten sie sich gegenüber der Wähler:innenschaft da-
für rechtfertigen, dass sie die räumliche Steuerungsmög-
lichkeit des Windenergieausbaus aufgegeben haben. 
Dann dürften nämlich prinzipiell überall im Außenbereich 
Windenergieanlagen errichtet werden, ohne dass der 
Ausbau auf planerisch bewusst ausgewählte Flächen 
konzentriert werden kann.

Sollten die Flächenziele trotz dieses Anreizes von den 
Ländern zunächst doch verfehlt werden, würden auto-
matisch über die Privilegierungssanktion für den Außen-
bereich unmittelbar in großem Umfang Flächen für die 
Windenergie freigegeben werden. Indirekt würden so die 
Flächenziele dann auch erreicht (und faktisch möglicher-
weise sogar noch übertroff en) werden. Deshalb kann mit 
Blick auf die längere Frist durchaus erwartet werden, dass 
die Flächenziele des Gesetzes eff ektiv erreicht werden. 
Dies gilt zumindest so lange wie das Gesetz nicht von zu-
künftigen Bundesregierungen so angepasst wird, dass es 
seine beabsichtigte Wirkung nicht mehr entfalten kann.

Kaum Dynamik bei der Flächenbereitstellung 

Die nun geltende Fristenregelung für die Flächenziele bis 
2027 bzw. 2032 mag auf den ersten Blick nachvollzieh-
bar sein, weil die planerische Flächenausweisung bisher 
viel Zeit in Anspruch nahm. In der Vergangenheit haben 
entsprechende Planungsprozesse in vielen Fällen fünf 
bis zehn Jahre gedauert (Wegner und Müller, 2022). Vor 

diesem Hintergrund ist es allerdings durchaus kritisch zu 
sehen, dass die Fristenregelung den Ländern und Pla-
nungstragenden keine Beschleunigungsanreize setzt, 
schon vor Erreichen der gesetzlichen Fristen Windener-
giefl ächen auszuweisen. Vielmehr führt die Fristenrege-
lung vermutlich dazu, dass angesichts tendenziell träger 
Planungsprozesse im großen Umfang Flächen absehbar 
erst ab Anfang 2028 zur Verfügung stehen – entweder 
durch die aktive Ausweisung von Flächen kurz vor dem 
Fristende – oder im Sanktionsfall durch die dann geltende 
allgemeine Privilegierung im gesamten Außenbereich.

Das gilt umso mehr, als es für manche Länder polit-
ökonomisch sogar rational sein könnte, bewusst in die 
Sanktion zu laufen. Möglicherweise kann es für Regie-
rungen in Bundesländern, in denen viele Bürger:innen 
besonders ablehnend gegenüber Windenergieprojekten 
sind, politisch rational sein, nicht dafür zu sorgen, dass 
die Flächenziele fristgerecht erfüllt werden. Denn die Lan-
despolitik könnte so versuchen, sich als Anwältin dieser 
Wähler:innen zu inszenieren und dem Bund den Schwar-
zen Peter zuzuschieben, wenn dieser bei Zielverfehlung 
die Windenergie im gesamten Außenbereich privilegiert. 
Dabei ist zudem zu bedenken, dass bereits die ersten 
Flächenziele für Ende 2027 zeitlich in die Legislatur einer 
neuen Bundesregierung fallen. Einige Länder könnten 
deshalb darauf spekulieren, dass die Flächenvorgaben, 
Fristen und Sanktionsregelungen mit einer dann mögli-
cherweise anders aufgestellten Regierung noch einmal 
nachverhandelt und dabei entschärft werden könnten.

Beschleunigungsmöglichkeiten nicht ausgeschöpft

Eine frühere Flächenbereitstellung durch die Länder hät-
te durch ein Vorziehen der Fristen für die Flächenziele im 
Wind-an-Land-Gesetz erreicht werden können. Dabei hät-
te sich die Gesetzgebung anstelle des jetzigen zweistufi -
gen Ansatzes auch auf ein einziges Zieldatum beschrän-
ken können – beispielsweise die Bereitstellung der gesam-
ten 2 % der Bundesfl äche schon bis Ende 2027 oder noch 
früher. In diesem Zusammenhang wäre auch eine Verkür-
zung der vorbereitenden Fristen möglich gewesen, die jetzt 
bis Mitte 2024 gelten (Wegner und Müller, 2022).

Eine unmittelbar erhöhte Verfügbarkeit von Flächen hät-
te erreicht werden können, wenn die in einigen Ländern 
geltenden pauschalen Mindestabstände für Windener-
gieanlagen zu Wohngebäuden mit sofortiger Wirkung 
abgeschaff t worden wären und eine sofortige allgemeine 
Privilegierung überall im Außenbereich ohne planerische 
Einschränkungsmöglichkeiten eingeführt worden wäre 
(Masurowski et al., 2016; Reutter, 2022). Derartige Lösun-
gen waren allerdings off enbar politisch nicht mehrheits-
fähig. Immerhin wurde geregelt, dass ab dem 31.5.2023 
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Mindestabstände nicht mehr auf ausgewiesene Wind-
energiegebiete angewendet werden dürfen.

Erreichbarkeit der EEG-Ausbauziele bleibt unsicher

Selbst wenn die Flächen für die Windenergie an Land durch 
die Bundesländer fristgerecht planerisch bereitgestellt wer-
den, bleibt zweifelhaft, ob damit die im EEG 2023 festgeleg-
ten Windenergie-Ausbauziele der Bundesregierung erreicht 
werden können. Aktuell herrscht eine Flächenknappheit 
und vor 2027 ist kaum mehr Dynamik bei den Flächenaus-
weisungen zu erwarten. Damit steht zunächst zu befürch-
ten, dass die EEG-Ausbauziele für die Jahre 2024 (69 GW), 
2026 (84 GW) und 2028 (99 GW) verfehlt werden.

Auch ob die EEG-Ausbauziele für die dann folgenden 
Jahre 2030 (115 GW), 2035 (157 GW) und 2040 (160 GW) 
mit den Flächenzielen des Wind-Energie-an-Land-Ge-
setzes erreicht werden können, scheint sehr zweifelhaft. 
Denn erstens sind die Flächenziele rein mengenmäßig 
nur unter sehr optimistischen Annahmen für die Errei-
chung der Ausbauziele ausreichend. In der Begründung 
des Wind-an-Land-Gesetzes wird davon ausgegangen, 
dass auf 2 % planerisch ausgewiesener Bundesfl äche 
165 GW Windenergieleistung installiert werden können 
(Deutscher Bundestag, 2022). Dabei wird von einer fak-
tischen Nicht-Nutzbarkeit der ausgewiesenen Flächen 
in Höhe von 30 % ausgegangen (Deutscher Bundestag, 
2022). Einer tatsächlichen Nutzung ausgewiesener Flä-
chen stehen in der Praxis oftmals beispielsweise noch 
artenschutzrechtliche Belange oder Vorbehalte von den 
Grundstückseigentümer:innen entgegen. Somit geht 
die Gesetzgebung rechnerisch davon aus, dass auf den 
letztlich tatsächlich verfügbaren Flächen (70 % von 2 % 
der Bundesfl äche) etwa 35 MW/km2 an Windenergieleis-
tung installiert werden können. Auch die entsprechen-
den rechnerisch nötigen Flächeneffi  zienzen, um mit dem 
2032er 2 %-Flächenziel die EEG-Ausbauziele für 2035 
und 2040 erreichen zu können und um mit dem 2027er 
1,4 %-Flächenziel das EEG-Ausbauziel für 2030 erreichen 
zu können, haben dieselbe Größenordnung (33-34 MW/
km2 bzw. 35 MW/km2). Diese für die Erreichung der Aus-
bauziele notwendige Flächeneffi  zienz liegt jedoch weit 
über bisher in der Praxis durchschnittlich beobachteten 
Werten (Enevoldsen und Jacobsen, 2021).

Zweitens können die EEG-Ausbauziele auch aus einer 
zeitlichen Perspektive nur unter sehr günstigen Bedin-
gungen mit den Flächenzielen des Wind-an-Land-Ge-
setzes erreicht werden. Denn selbst wenn man davon 
ausgeht, dass die ausgewiesenen Flächen mengenmä-
ßig wie unterstellt bebaut werden können, sind noch die 
langen Realisierungszeiten für neue Windenergieanla-
gen zu berücksichtigen. Bislang dauert es von Beginn 

der Projektplanung bis zur Inbetriebnahme einer neuen 
Windenergieanlage im Schnitt mehr als sieben Jahre (FA 
Wind, 2015, 2021). Damit auf Flächen, die von den Län-
dern fristgerecht Ende 2027 bereitgestellt werden, tat-
sächlich schon drei Jahre später ausreichend Anlagen zur 
Erreichung des EEG-Ausbauziels für 2030 stehen können, 
müssten die bisherigen Realisierungszeiten mehr als hal-
biert werden. Das Gleiche gilt entsprechend auch für das 
2032er 2 %-Flächenziel und das 2035er EEG-Ausbauziel.

Zwar möchte der Bund unter anderem mit der ebenfalls 
kürzlich erfolgten Reform des Bundesnaturschutzge-
setzes einen Beitrag zur Beschleunigung der Genehmi-
gungsverfahren leisten. Unklar ist aber, ob die ergriff enen 
Maßnahmen für die notwendige Beschleunigung aus-
reichen. Hinzu kommt die Frage, ob Projektierende und 
Windenergieanlagenherstellende dann überhaupt die 
personellen und materiellen Kapazitäten haben, um quasi 
im Sprint die Ausbaulücke zu schließen. Zumal dann ge-
gebenenfalls auch noch der bis dahin nur unzureichend 
erfolgte Ausbau aufzuholen wäre.

Das Wind-an-Land-Gesetz bringt also voraussichtlich 
kaum Dynamik in den Windenergieausbau in den nächsten 
Jahren und erlaubt eine fristgerechte Erreichung der mittel- 
und langfristigen EEG-Ausbauziele für die Windenergie an 
Land bestenfalls nur unter sehr optimistischen Annahmen.

Gleichverteilung bei Aufteilung der Länderfl ächenziele

Darüber hinaus stellt sich die Frage, wie die beschlosse-
ne Aufteilung der Flächenziele auf die Bundesländer (vgl. 
Abbildung 1) aus Effi  zienz- und Verteilungsperspektive 
zu beurteilen ist. Grundlage für die beschlossene Auftei-
lung der Ziele auf die Bundesländer war eine vom BMWK 
beauftragte Flächenpotenzialstudie (Guidehouse et al., 
2022). Darin sind unter anderem unter Berücksichtigung 
von Konfl iktrisiken mit dem Artenschutz sowie dem Na-
tur- und Landschaftsschutz und von Mindestanforde-
rungen an die Windhöffi  gkeit Flächenpotenziale für die 
Windenergie in allen Bundesländern ermittelt worden. Auf 
dieser Basis wurden die bundesweiten Flächenziele in der 
Studie auf die einzelnen Bundesländer runtergebrochen. 
Zusätzlich wurden bestimmte Ober- und Untergrenzen für 
die Länderziele eingezogen. Die damit verbundene Nivel-
lierung der Landesziele gegenüber den ermittelten Flä-
chenpotenzialen spiegelt eine gewisse politische Gleich-
verteilungsabsicht wider. Auf Basis der Studienergebnis-
se haben sich die politischen Entscheidungstragenden 
mit Blick auf das 2 %-Bundesziel letztlich für Flächenziele 
in einem Korridor von 1,8 % bis 2,2 % für die Flächenlän-
der und für Flächenziele von 0,5 % für die Stadtstaaten 
entschieden. Damit wurde von der Gesetzgebung eine 
deutlich gleichmäßigere Verteilung für die Flächenziele 
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gewählt im Vergleich zu den ursprünglich unter Berück-
sichtigung von Konfl iktrisiken und Windbedingungen er-
mittelten Flächenpotenzialen der Länder.

Die relative Gleichverteilung der Flächenziele auf die Län-
der erscheint politökonomisch rational, weil so mutmaß-
lich Konfl ikte zwischen Bundesländern entschärft werden 
konnten. Es mag auch einer gewissen Gerechtigkeitslogik 
folgen, dass die Länder einen gleichen Anteil ihrer Lan-
desfl äche für die Windenergie an Land bereitstellen soll-
ten (dazu und zu anderen Gerechtigkeitsvorstellungen 
Lehmann et al., 2021a, b). Gleichzeitig gehen mit der nun 
beschlossenen Verteilung zwangsläufi g aber Abstriche 
mit Blick auf andere Kriterien einher, die alternativ bei der 
Aufteilung der Flächenziele hätten prägender sein kön-
nen. Sollten beispielsweise die Stromgestehungskosten 
minimiert werden, müssten Windenergieanlagen vor al-
lem im Norden stehen. Sollte hingegen eine Minimierung 
der Systemintegrationskosten als oberstes Ziel priorisiert 
werden, müssten bei der Festlegung der Flächenziele ins-
besondere die räumliche Verteilung der Stromnachfrage 
sowie Netzengpässe berücksichtigt werden. Sollten wie-
derum primär Auswirkungen auf Anwohner:innen mini-
miert werden, müsste der Ausbau besonders in dünn be-
siedelten Gebieten konzentriert werden (Lehmann et al., 
2021c; Tafarte und Lehmann, 2021).

Flächenhandel bringt nur bedingte Effi  zienzvorteile

Aus einer Effi  zienzsicht zunächst begrüßenswert ist, 
dass der Bund den Ländern eine Handelsmöglichkeit 
für die Flächenziele einräumt. Auf diese Weise kann 
die Erstallokation der Flächenziele ganz im Sinne einer 
Coaseschen Verhandlungslösung nachjustiert werden. 
So können unterschiedliche regionale Schutz- und 
Nutzungsinteressen berücksichtigt werden, ohne die 
Flächenziele für Deutschland insgesamt anzutasten. 
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass in 
einigen Ländern derzeit bereits mehr Flächen ausge-
wiesen sind als es die Landesfl ächenziele für 2027 und 
2032 vorsehen (vgl. Abbildung 2). Durch die Möglichkeit 
des Flächenhandels können sich die entsprechenden 
Länder für ihre bisherige Flächenausweisung also be-
lohnen lassen, wenn sie ihre Zielübererfüllungen an an-
dere Länder übertragen.

Kritisch zu bedenken ist jedoch, dass die Länder beim 
Flächenhandel primär auf ihre lokalen bzw. regionalen 
Kosten und Nutzen schauen werden. Andere Aspekte, 
die aus einer bundesweiten Perspektive für eine effi  zien-
te Allokation von Länderzielen aber ebenfalls eine Rolle 
spielen sollten – beispielsweise Stromsystemkosten – 
werden für Landesentscheidungen hingegen weniger 
relevant sein. Problematisch könnte die Handelsmöglich-

keit außerdem für die parallel laufenden Netzplanungen 
sein. Denn mindestens bis 2024 wird nun Unklarheit dar-
über herrschen, auf welche Flächenziele sich die Länder 
letztlich untereinander einigen.

Fazit: langsamer Schritt in die richtige Richtung, 

aber weitere Anreize und Maßnahmen notwendig

Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Verab-
schiedung des Wind-an-Land-Gesetzes ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung ist. Erstmals werden den 
Ländern konkrete Flächenvorgaben für den Ausbau der 
Windenergie an Land gemacht. Auf diese Weise kann die 
Flächenausweisung der Länder besser in Einklang mit 
den Ausbauzielen des Bundes gebracht und das bishe-
rige Trittbrettfahrerproblem aufgelöst werden. Langfristig 
ist durch das Wind-an-Land-Gesetz deshalb durchaus 
mit einer positiven Wirkung auf den Windenergieausbau 
in Deutschland zu rechnen.

Als unzureichend kann sich allerdings das beschlossene 
Zeit-Mengen-Gerüst des Gesetzes erweisen. Infolge des 
Gesetzes ist kaum mit mehr Dynamik beim Ausbau der 
Windenergie bis Ende des Jahrzehnts zu rechnen. Das 
Gesetz schaff t keine Anreize für Flächenausweisungen 
vor Ende 2027. Mit Blick auf die EEG-Ausbauziele sind 
die Flächenziele des Gesetzes zeitlich und mengenmäßig 
sehr knapp bemessen. Eine fristgerechte Erreichung der 
EEG-Ausbauziele für 2030, 2035 und 2040 scheint damit 
nur unter sehr optimistischen Annahmen möglich.

Wichtig ist daher, dass das Wind-an-Land-Gesetz durch 
weitere Maßnahmen fl ankiert wird. So könnte eine weitere 
Stärkung positiver Anreize zur Flächenausweisung helfen, 
dass schneller Windenergiegebiete bereitgestellt werden. 
Hierzu könnte unter anderem die bisher freiwillige fi nan-
zielle Beteiligung von Kommunen verpfl ichtend gemacht 
und möglicherweise auch betragsmäßig erhöht werden, 
damit lokal stärker an den fi nanziellen Nutzen von örtli-
chen Windenergieanlagen partizipiert werden kann. Auch 
eine gesetzliche Regelung, dass bereits Planentwürfe ei-
ne positive Vorwirkung entfalten, könnte in der Praxis zu 
einer schnelleren Flächenverfügbarkeit beitragen.

Mit Blick auf die angeführten Zweifel am Zeit-Mengen-
Gerüst des Gesetzes ist immerhin positiv festzustellen, 
dass das Gesetz ein regelmäßiges Monitoring vorsieht. 
Auf diese Weise können mögliche Anpassungsbedarfe 
der Flächenziele festgestellt werden, etwa wenn die aus-
gewiesenen Flächen in der Praxis nicht im angenomme-
nen Umfang bebaut werden. Wichtig ist in diesem Kon-
text, dass die planerische Verfügbarkeit von Flächen eine 
notwendige aber keine hinreichende Bedingung dafür ist, 
dass die Windenergieausbauziele erreicht werden kön-



Wirtschaftsdienst 2022 | 9
708

Analysen Erneuerbare Energien  

nen. Deswegen sind auch Reformen wichtig, die ausge-
wiesene Flächen besser nutzbar machen. Dazu müssen 
weitere rechtliche Vorgaben reformiert werden, unter an-
derem des Natur- und Artenschutzes, des Denkmalschut-
zes und der Flugsicherheit. Teilweise sind hierzu schon 
Neuregelungen auf den Weg gebracht worden (z. B. eine 
Reform des artenschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens nach dem Bundesnaturschutzgesetz). Wie sich 
diese in der Praxis auswirken, bleibt abzuwarten. Weitere 
neue Regelungen, die in der näheren Zukunft zu erwarten 
sind, etwa zu sogenannten Go-To-Gebieten, können zeit-
nah noch weitere Ansatzpunkte für Beschleunigungen auf 
der Genehmigungsebene bringen. Notwendig ist zudem 
eine bessere personelle und technische Ausstattung der 
Genehmigungsbehörden.
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Die internationale Arbeitsteilung hat eine Reihe von po-
sitiven Auswirkungen auf die Konsummöglichkeiten für 
die Bevölkerung der beteiligten Länder. Zu den wich-
tigsten Eff ekten, die die Konsummöglichkeiten der 
Verbraucher:innen erhöhen, gehören die folgenden:

• Im Rahmen der internationalen Arbeitsteilung kann 
sich jede Volkswirtschaft auf die Herstellung der Pro-
dukte konzentrieren, bei denen sie Produktivitäts- und 
Kostenvorteile hat. So kommt es zu Spezialisierungs-
gewinnen, die die weltweit zur Verfügung stehende 
Gütermenge und damit die Konsummöglichkeiten der 
Menschen erhöhen.

• Die internationale Mobilität von Arbeitskräften und Kapi-
tal führt dazu, dass die weltweit zur Verfügung stehen-
den Produktionsfaktoren dort eingesetzt werden, wo sie 
den größten Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung leisten. Für die Welt als Ganzes bedeutet 
dies: Es steht eine größere Menge an Gütern und Dienst-
leistungen zur Verfügung, für die die Verbraucher:innen 
einen geringeren Preis zahlen müssen.

• Die Intensivierung des Handels zwischen den Län-
dern erhöht den Wettbewerbsdruck und damit auch 
den Zwang, durch Innovationen und technischen Fort-
schritt die Produktionskosten zu senken, um interna-
tional konkurrenzfähig zu bleiben. Eine Kostenredu-
zierung durch technischen Fortschritt impliziert eine 
Erhöhung der Produktivität, woraus sich wiederum ei-

ne Steigerung der Menge konsumierbarer Waren und 
Dienstleistungen ergibt.

• Wenn ein Unternehmen für den Weltmarkt produziert, 
bedeutet dies eine Ausweitung seiner Produktion. 
Häufi g können damit Vorteile der Massenproduktion 
genutzt werden. Auch dies entspricht einer Produkti-
vitätssteigerung.

• Die politische Einigung über eine gegenseitige Aner-
kennung von Produktstandards senkt die Kosten des 
internationalen Handels und erleichtert den grenzüber-
schreitenden Güteraustausch. Dies fördert das wirt-
schaftliche Wachstum und erhöht die zur Verfügung 
stehende Konsumgütermenge.

• Schließlich ist noch zu berücksichtigen, dass der 
Handel mit anderen Ländern den einheimischen 
Verbraucher:innen den Kauf von ganz neuen Produk-
ten ermöglicht und somit die Produktvielfalt erhöht. 
Auch wenn dies nicht unbedingt das reale Bruttoin-
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Abbildung 1
Gesamtwirtschaftlich optimales Ausmaß der 

internationalen Arbeitsteilung (IA*)

Quelle: Petersen (2020, 292).

landsprodukt (BIP) steigert, bedeutet eine größere 
Produktvielfalt mehr Auswahlmöglichkeiten für die 
Konsument:innen, was als eine Verbesserung der Kon-
summöglichkeiten angesehen werden kann.

Die Aufnahme von internationalen Handelsaktivitäten stei-
gert die Konsummöglichkeiten eines Landes jedoch nicht 
unbegrenzt. Neben der nutzenerhöhenden Ausweitung 
der Konsummöglichkeiten hat die internationale Arbeitstei-
lung auch Kosten. Die Organisation und Durchführung des 
grenzüberschreitenden Austauschs von Produkten, Vorleis-
tungen und Rohstoff en nimmt produktive Ressourcen in An-
spruch. Wird die Wertschöpfungskette im Kontext der Her-
stellung eines einfachen Konsumguts so weit ausgedehnt, 
dass nicht nur fünf, sondern fünfzehn Länder beteiligt sind, 
ergeben sich – wenn überhaupt – nur noch geringe Produk-
tivitätszuwächse bzw. Spezialisierungsgewinne. Gleichzei-
tig müssen Energie, Rohstoff e und menschliche Arbeitszeit 
für die Durchführung der internationalen Arbeitsteilung auf-
gewendet werden. Zu bedenken sind zudem die Treibhaus-
gasemissionen, die durch die internationale Arbeitsteilung 
entstehen, allen voran durch den grenzüberschreitenden 
Transport von Endprodukten, Vorleistungen und Rohstof-
fen. Per Saldo können diese Kosten bewirken, dass die 
Menge der verfügbaren Konsumgüter ab einem bestimmten 
Ausmaß der internationalen Arbeitsteilung sinkt.

Eine Ausweitung der internationalen Arbeitsteilung (IA) 
ist für ein einzelnes Land ökonomisch betrachtet also nur 
sinnvoll, solange der damit verbundene zusätzliche ge-
sellschaftliche Nutzen (Grenznutzen = GN) größer ist als 
die zusätzlichen gesamtwirtschaftlichen Kosten (Grenz-
kosten = GK). Wird, wie in der volkswirtschaftlichen Ana-
lyse üblich, von steigenden Grenzkosten und sinkendem 
Grenznutzen ausgegangen, liegt das optimale Ausmaß 
der internationalen Arbeitsteilung in Abbildung 1 bei IA*.

Konsummöglichkeitenkurve und Off enheitsgrad

Diese Überlegungen lassen sich in eine zweite Grafi k über-
tragen. In ihr wird die Höhe des realen Konsums einer 
Volkswirtschaft in Abhängigkeit vom ökonomischen Off en-
heitsgrad des Landes abgetragen. Der Off enheitsgrad kann 
beispielsweise durch die Außenhandelsquote ausgedrückt 
werden. Sie ergibt sich, wenn die Summe aus Exporten und 
Importen in Relation zum BIP des Landes gesetzt wird.

Zumindest theoretisch ist es denkbar, dass ein Land sich 
vollständig von der internationalen Arbeitsteilung abkop-
pelt. Ohne den Import von Produkten, Vorleistungen und 
Rohstoff en aus dem Ausland verfügt das Land nur über 
geringe Produktions- und damit auch Konsummöglich-
keiten (CAutarkie in Abbildung 2). Dies gilt insbesondere für 
rohstoff arme Länder wie Deutschland, das auf Rohstof-

fe aus dem Ausland angewiesen ist. Wenn sich das Land 
öff net, kann es die skizzierten ökonomischen Vorteile der 
internationalen Arbeitsteilung nutzen. Die Konsummög-
lichkeiten (C) nehmen bei einem wachsenden Off enheits-
grad zu. Die Kurve C = f(OG) kann dabei als die Konsum-
möglichkeitenkurve bezeichnet werden.

Wenn Transport- und Organisationstätigkeiten jedoch zu 
viele produktive Ressourcen des Landes verbrauchen, 
reduziert eine weitere Ausdehnung der grenzüberschrei-
tenden Wirtschaftsaktivitäten per saldo die Menge der 
zur Verfügung stehenden Konsumgüter. Es gibt somit 
einen Off enheitsgrad, ab dem die Konsummöglichkeiten 
bei einer weiteren Steigerung des Off enheitsgrads der 
Volkswirtschaft sinken – in Abbildung 2 ist dies bei OG* 
der Fall. OG* kann insofern als der optimale Off enheits-
grad angesehen werden, weil er der Bevölkerung unter 
sonst gleichbleibenden Rahmenbedingungen den größt-
möglichen Konsum je Einwohner:in erlaubt.

Der Punkt OG* aus Abbildung 2 stimmt dabei nicht not-
wendigerweise mit dem Punkt IA* in Abbildung 1 überein. 
Grund ist, dass das jeweilige Optimum unterschiedlichen 
Kriterien unterliegt. Der optimale Off enheitsgrad in Abbil-
dung 2 orientiert sich nur an den Konsummöglichkeiten 
der Bevölkerung. Der optimale Grad der internationalen 
Arbeitsteilung umfasst hingegen alle Vor- und Nachteile 
der internationalen Arbeitsteilung für eine Volkswirtschaft, 
also z. B. auch die Auswirkungen auf die Investitionen, 
den technologischen Fortschritt, das Ausmaß der Treib-
hausgasemissionen und vieles mehr.

Lageparameter der Konsummöglichkeitenkurve

Die Konsummöglichkeitenkurve hat eine Vielzahl von 
Lageparametern. Dazu gehören z. B. alle Maßnahmen, 

IA

GN, 
GK

GN-Kurve 

IA* 
0

GK-Kurve 
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Abbildung 2
Zusammenhang zwischen dem Off enheitsgrad (OG) 

und den realen Konsummöglichkeiten (C)

Quelle: eigene Darstellung.

die die Produktionsmöglichkeiten einer Volkswirtschaft 
steigern, also eine quantitative und qualitative Erhöhung 
des Arbeitskräfteangebots, ein Ausbau des gesamtwirt-
schaftlichen Kapitalstocks durch Investitionen und eine 
Steigerung der Produktivität durch technologischen Fort-
schritt. Alle diese Maßnahmen bedeuten, dass die Kon-
summöglichkeiten bei einem gegebenen Off enheitsgrad 
größer werden. Die Konsummöglichkeitenkurve wird also 
nach oben verschoben – inklusive des Punktes CAutarkie.

Mit Blick auf die internationale Arbeitsteilung spielen vier 
weitere Aspekte eine wichtige Rolle:

• Größe des Landes: Je größer ein Land ist, desto größer 
ist der Binnenmarkt und desto weniger ist das Land 
auf Exporte und Importe angewiesen. Die Erhöhung 
des Off enheitsgrads hat daher geringere ökonomische 
Vorteile für das Land. Die Konsummöglichkeitenkur-
ve einer großen Volkswirtschaft wie den USA verläuft 
daher fl acher als bei einer kleinen Volkswirtschaft wie 
Belgien, Irland oder den Niederlanden.

• Handelshemmnisse: Der Abbau von tarifären und 
nichttarifären Handelshemmnissen erhöht die ökono-
mischen Vorteile, die sich aus Exporten und Importen 
sowie der damit verbundenen internationalen Arbeits-
teilung ergeben. Die Konsummöglichkeitenkurve wird 
nach oben gedreht, der Punkt CAutarkie bleibt dabei 
konstant.

• Risiken von Lieferkettenunterbrechungen: Eine Unter-
brechung des grenzüberschreitenden Handels, also 
z. B. das Ausbleiben von zu importierenden Rohstof-
fen und Vorleistungen im Zuge der Coronapandemie 
und des Ukrainekriegs, reduziert die wirtschaftlichen 
Vorteile des internationalen Handels. Die Konsummög-

lichkeitenkurve wird in diesem Fall nach unten gedreht, 
wobei der Punkt CAutarkie wiederum unverändert bleibt.

• Einpreisung negativer externer Eff ekte: Wenn zum Zwe-
cke der Reduzierung von klimaschädlichen Treibhaus-
gasemissionen Regierungen einen CO2-Preis einführen 
bzw. einen bestehenden Emissionspreis erhöhen, er-
höht das die Kosten der internationalen Arbeitsteilung. 
Die Konsumvorteile aus der internationalen Arbeitstei-
lung werden dadurch geringer. Erneut kommt es zu einer 
Drehung der Konsummöglichkeitenkurve nach unten.

Autarkiepräferenzen der Bevölkerung

Ein Anstieg des Off enheitsgrads einer Volkswirtschaft 
bringt den Verbraucher:innen eines Landes die skizzierten 
Vorteile der internationalen Arbeitsteilung. Das bedeutet, 
dass ein Anstieg der Off enheit wohlfahrtserhöhende Kon-
sequenzen hat, weil die Konsummöglichkeiten der Bevöl-
kerung zunehmen. Allerdings ergeben sich daraus auch 
mindestens zwei negative Begleiterscheinungen, die die 
Wohlfahrt reduzieren können.

Erstens: Der grenzüberschreitende Austausch von Wa-
ren, Dienstleistungen, Kapital, Arbeitskräften und Tech-
nologien hat zur Folge, dass sich der Grad der Knapp-
heit all dieser Tauschobjekte in den beteiligten Ländern 
verändert. Daraus ergeben sich Preisänderungen, die zu 
Einkommensänderungen führen. Dies lässt sich am Bei-
spiel des globalen Arbeitsmarktes verdeutlichen. Aus-
gangspunkt ist die Feststellung, dass hoch entwickelte 
Industrienationen wie Deutschland und die USA im Ver-
gleich zu wirtschaftlich weniger entwickelten Ländern wie 
China und Indien über relativ viel Kapital und relativ we-
nige Arbeitskräfte verfügen. In Kombination mit den un-
terschiedlichen Niveaus des wirtschaftlichen Wohlstands 
führt dies zu relativ hohen Löhnen in den Industrienatio-
nen und relativ geringen Löhnen in Schwellen- und Ent-
wicklungsländern. Die internationale Arbeitsteilung be-
wirkt, dass sich diese Löhne tendenziell angleichen: We-
gen des hohen Angebots an Arbeitskräften hat China ei-
nen Wettbewerbsvorteil bei arbeitsintensiv hergestellten 
Produkten. Die Spezialisierung auf die Herstellung und 
den Export dieser Güter erhöht in China die Nachfrage 
nach Arbeitskräften und damit die Löhne. Deutschland 
spezialisiert sich auf die Produktion von Gütern, für deren 
Herstellung viel Kapital und Technologie benötigt wird. 
Die Produktion arbeitsintensiv hergestellter Güter wird 
hingegen reduziert. Das Ergebnis ist ein Rückgang der 
Nachfrage nach Arbeitskräften – vor allem nach gering 
qualifi zierten Arbeitskräften – mit einem entsprechen-
den Druck auf die Löhne in Deutschland. Die skizzier-
ten Wirkungsmechanismen des internationalen Handels 
auf die Arbeitsmärkte in entwickelten Industrienationen 

C 

OG 0 (=Autarkie) 

Cmax.

Q*

CAutarkie

OG*

C = f(OG)
Konsummöglichkeitenkurve 



Wirtschaftsdienst 2022 | 9
712

Analysen Außenhandel  

sind beispielsweise von Autor et al. (2013) für die lokalen 
Arbeitsmärkte in den USA nachgewiesen. Die internati-
onale Arbeitsteilung hat also für die Volkswirtschaft als 
Ganzes einkommenserhöhende Eff ekte, aber für einzelne 
Personengruppen und Wirtschaftsbranchen bedeutet sie 
auch Einkommensrückgänge.

Zweitens: Bei einer Intensivierung der Integration in die 
Weltwirtschaft ergeben sich gegenseitige Abhängigkeiten 
zwischen den Volkswirtschaften. Diese können deutliche 
Risiken bergen: So müssten die exportierenden einhei-
mischen Unternehmen ihre Produktion – und mit ihr das 
Beschäftigungsniveau im Inland – verringern, wenn ihre 
Exporte wegen einer Rezession im Ausland zurückgehen. 
Noch gravierender können Importabhängigkeiten sein. 
Preiserhöhungen bei wichtigen Importgütern können z. B. 
den Infl ationsdruck erhöhen. Wenn Vorleistungen oder 
Rohstoff e aus dem Ausland nicht oder nur noch unzurei-
chend geliefert werden, kann das zu Produktionsunter-
brechungen und Versorgungsengpässen im Inland füh-
ren. Gleiches gilt, wenn das Inland bestimmte Produkte 
gar nicht mehr selbst herstellt, sondern die einheimische 
Nachfrage komplett durch Importe deckt. Als besonders 
kritisch kann sich eine starke einseitige Abhängigkeit von 
wichtigen Ressourcen oder Energieträgern herausstel-
len, wenn ganze Wertschöpfungsketten ohne die stete 
Zufuhr von außen nicht mehr funktionieren oder gar die 
heimische Energieversorgung gefährdet ist. Neben der 
Angewiesenheit auf fossile Energieträgerimporte, etwa 
aus Russland, sind für Deutschland zahlreiche weitere 
Rohstoff abhängigkeiten, unter anderem aus China, als 
kritisch zu bewerten, die auch für das Gelingen zentraler 
Entwicklungsziele wie das der Energiewende maßgeblich 
sind (Fremerey und Obst, 2022).

Solche kritischen Abhängigkeiten beschränken sich aller-
dings nicht nur auf die Ressourcen- und Energiezufuhr, 
den Güterhandel und die kurzfristige Produktionsfähig-
keit und Versorgungslage einer Volkswirtschaft. Auch in 
technologischer Hinsicht kann gerade bei steigendem In-
novationstempo die Gefahr bestehen, vom Ausland und 
den dortigen Standards und Entwicklungen abhängig zu 
werden. Verliert die heimische Volkswirtschaft an Inno-
vationskraft und kann der technologische Fortschritt mit 
internationalen Wettbewerber:innen nicht mehr Schritt 
halten, wäre die Wettbewerbsfähigkeit der inländischen 
Unternehmen bedroht. Dies könnte sich wiederum nicht 
nur unmittelbar negativ auf Exporte, Wertschöpfung und 
Beschäftigung im Inland auswirken, sondern auch die 
langfristigen wirtschaftlichen Entwicklungsperspektiven 
sowie die nationale Gestaltungsmacht bei neuen Techno-
logien beeinträchtigen. Tatsächlich fordert insbesondere 
China bei vielen Zukunftstechnologien die Führungspo-
sition westlicher Staaten heraus (Breitinger et al., 2020). 

Eine gewisse Technologiesouveränität sollte deshalb ge-
wahrt bleiben (Edler et al., 2020).

Viele weitere (insbesondere politische und geostrategi-
sche) Risiken können mit einer ausgeprägten und zu we-
nig diversifi zierten Außenhandelsverfl echtung verbunden 
sein, wenn zu große Abhängigkeiten in politische Erpress-
barkeit oder Einfl ussnahme münden. Diese problemati-
schen Auswirkungen einer völlig off enen Volkswirtschaft 
haben zur Folge, dass es in einer Volkswirtschaft auch 
eine Präferenz für eine Reduzierung der internationalen 
Arbeitsteilung bzw. ein mehr oder weniger stark ausge-
prägtes Autarkiestreben gibt.

Konsum-Off enheitsgrad-Indiff erenzkurve

Die Frage, welches Ausmaß der Off enheit aus gesamtge-
sellschaftlicher Sicht am besten ist, lässt sich nicht ein-
deutig beantworten. Auf den ersten Blick könnte vermutet 
werden, dass der Off enheitsgrad OG* in Abbildung 2 opti-
mal ist, weil sich damit die größten Konsummöglichkeiten 
erzielen lassen. Diese Einschätzung ist jedoch nur zutref-
fend, wenn sich die Gesellschaft ausschließlich am Ziel 
möglichst hoher Konsummöglichkeiten orientiert. Zwin-
gend notwendig ist diese Zielsetzung jedoch nicht.

Es ist ebenso gut möglich, dass die Gesellschaft als Gan-
zes eine Präferenz für eine gewisse Autarkie hat und damit 
eine Aversion gegen einen zu hohen Off enheitsgrad. Diese 
Aversion resultiert aus den genannten negativen Begleit-
erscheinungen einer Einbindung in die internationale Ar-
beitsteilung – also den Export- und Importabhängigkeiten 
sowie den negativen Einkommenseff ekten für bestimmte 
Personengruppen bzw. Sektoren. Um den individuellen Nut-
zen einer Person zu verringern, muss es noch nicht einmal 
zu einer Einkommensreduzierung kommen. Schon die Be-
fürchtung, den eigenen Arbeitsplatz wegen der Konkurrenz 
durch ausländische Anbieter:innen zu verlieren, kann zu ei-
ner individuellen Nutzeneinbuße führen – und damit auch zu 
einer gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrtseinbuße.

Die mit diesen nutzen- bzw. wohlfahrtsreduzierenden 
Eff ekten der internationalen Arbeitsteilung verbundene 
Au tarkiepräferenz äußert sich in einer entsprechenden 
Wohlfahrtsfunktion. Sie ordnet jeder Kombination aus 
Konsummöglichkeiten und ökonomischem Off enheits-
grad der Volkswirtschaft einen bestimmten Wert des 
gesellschaftlichen Nutzens zu. Die Höhe der Wohlfahrt 
hängt in positiver Weise von der Höhe der Konsummög-
lichkeiten und in negativer Weise vom Ausmaß der nega-
tiven Eff ekte der ökonomischen Off enheit ab. Dies be-
deutet: Eine Steigerung der Konsummöglichkeiten erhöht 
die Wohlfahrt der Gesellschaft, während eine Erhöhung 
des Off enheitsgrads die Wohlfahrt verringert. Alle Kom-
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Abbildung 3
Gesamtgesellschaftliche Indiff erenzkurve einer 

Volkswirtschaft

Quelle: eigene Darstellung.

binationen aus Konsummöglichkeiten und ökonomischer 
Off enheit, die der Gesellschaft denselben Nutzen stiften, 
liegen auf einer sozialen Indiff erenzkurve (I).

Im Fall einer Autarkiepräferenz – und damit einer Off en-
heitsaversion – bleibt der gesellschaftliche Nutzen bei ei-
nem Anstieg des Off enheitsgrads nur dann unverändert, 
wenn gleichzeitig die Konsummöglichkeiten steigen. Der 
daraus resultierende Verlauf der sozialen Indiff erenzkurve 
ist in Abbildung 3 dargestellt. Dabei gilt zudem: Je wei-
ter eine soziale Indiff erenzkurve vom Ursprung entfernt 
ist, desto größer ist der gesellschaftliche Nutzen bzw. die 
gesellschaftliche Wohlfahrt (W), d. h. es gilt: W(I1 ) > W(I0 ).

Die Lage dieser Indiff erenzkurve hängt wiederum von ver-
schiedenen Einfl ussfaktoren ab. Zwei von ihnen sind:

• Ausmaß der Unsicherheitsaversion: Wie weiter oben 
beschrieben, ist die Einbindung einer Volkswirtschaft 
in die internationale Arbeitsteilung mit Unsicherheiten 
verbunden. Das betriff t die ökonomische Abhängigkeit 
vom Ausland – sowohl als Abnehmer:innen der heimi-
schen Waren und Dienstleistungen als auch als Lie-
fernde von Rohstoff en, Vorleistungen und Endproduk-
ten – und die veränderten Knappheiten im Inland. Letz-
teres kann für einzelne Personengruppen oder Bran-
chen negative Auswirkungen auf das Produktions- und 
Beschäftigungsvolumen haben und damit auch auf die 
Einkommenshöhe. Eine Unsicherheit ergibt sich dar-
aus, dass nicht vorhersehbar ist, ob es zu diesen ne-
gativen Entwicklungen kommt bzw. welche Personen 
davon betroff en sein werden. Je höher die Unsicher-
heitsaversion in einer Gesellschaft ausgeprägt ist, des-

to größer muss im Fall einer Erhöhung des ökonomi-
schen Off enheitsgrads der wohlfahrtskompensierende 
Zuwachs an Konsummöglichkeiten sein. Die Indiff e-
renzkurve hat daher einen steileren Verlauf.

• Ausmaß der sozialen Absicherung durch den Staat: Zur 
Abfederung von negativen Auswirkungen, die sich aus 
der internationalen Arbeitsteilung ergeben können, 
bieten sich staatliche Kompensationsmaßnahmen an. 
Das betriff t vor allem die sozialen Sicherungssysteme, 
die die privaten Haushalte fi nanziell unterstützen, wenn 
es dort zu globalisierungsbedingten Einkommens-
rückgängen kommt. Je stärker dieses Sicherheitsnetz 
ausgeprägt ist, desto geringer ist die Gefahr, dass die 
verfügbaren realen Einkommen wegen der Einbindung 
in die internationale Arbeitsteilung reduziert werden. 
Das erhöht die Akzeptanz der Globalisierung. Die Indif-
ferenzkurve hat – im Vergleich zu einer Situation ohne 
staatliche Sicherungssysteme – einen fl acheren Ver-
lauf, weil der Zuwachs an Konsummöglichkeiten weni-
ger groß sein muss als ohne diesen Schutz.

Optimaler Grad der ökonomischen Off enheit

Um den wohlfahrtsmaximierenden ökonomischen Of-
fenheitsgrad grafi sch zu bestimmen, muss die Konsum-
möglichkeitenkurve mit der sozialen Indiff erenzkurve 
zusammengebracht werden. Die aus Sicht der Gesell-
schaft optimale Kombination aus Konsummöglichkeiten 
und ökonomischer Off enheit liegt dort, wo die soziale In-
diff erenzkurve die Konsummöglichkeitenkurve tangiert. 
In Abbildung 4 ist dies im Punkt Qopt. der Fall. Bei einer 
gesamtgesellschaftlichen Autarkiepräferenz ist der wohl-
fahrtsmaximierende Off enheitsgrad der Volkswirtschaft 
also geringer als der Off enheitsgrad, der die maximalen 
Konsummöglichkeiten erlaubt (OG*).

Veränderung des optimalen Grads

Der optimale Off enheitsgrad einer Volkswirtschaft verän-
dert sich, wenn sich die Lage bzw. der Verlauf der beiden 
involvierten Kurven verändert.

Die Lage der Konsummöglichkeitenkurve verändert sich, 
wie weiter oben beschrieben, unter anderem durch die 
Einführung zusätzlicher Handelshemmnisse. Sie reduzie-
ren den gesamtwirtschaftlichen Vorteil, der sich aus der 
internationalen Arbeitsteilung für ein Land ergibt. Die Kon-
summöglichkeitenkurve wird nach unten gedreht, wobei 
sich der Punkt mit den Konsummöglichkeiten im Fall der 
Autarkie (CAutarkie) nicht verändert. Die Drehung der Kon-
summöglichkeitenkurve nach unten hat zur Folge, dass 
der Off enheitsgrad, der zum größtmöglichen realen Kon-
sum führt, geringer wird (OG1* < OG0*, vgl. Abbildung 5).

C 

OG0 

I0

I1
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Abbildung 5
Veränderung des optimalen Off enheitsgrads bei 

Einführung zusätzlicher Handelshemmnisse

Quelle: eigene Darstellung.

Dieses Ergebnis passt zur Bestimmung des optimalen 
Ausmaßes der internationalen Arbeitsteilung in Abbil-
dung 1: Handelshemmnisse reduzieren die Vorteile, die 
ein Land aus der internationalen Arbeitsteilung ziehen 
kann. Für jedes gegebene Ausmaß der internationalen 
Arbeitsteilung (IA in Abbildung 1) ergibt sich daher ein 
geringerer gesamtgesellschaftlicher Grenznutzen der 
internationalen Arbeitsteilung. Die Grenznutzenkurve 
wird in Abbildung 1 nach unten verschoben. Die Folge 
ist eine Verringerung des optimalen Ausmaßes der in-
ternationalen Arbeitsteilung (IA*) für das Land. Der glei-
che Eff ekt ergibt sich, wenn der Transport von Waren 
mit fossiler Energie erfolgt und die mit dem Energiever-
brauch verbundenen Treibhausgasemissionen mit einer 
CO2-Steuer (oder einem Preis für Emissionszertifi kate) 
belegt werden. Alternativ kann in diesen beiden Fällen 
die Grenznutzenkurve unverändert bleiben und dafür die 
Grenzkostenkurve nach oben verschoben werden, was 
ebenfalls zu einer Verringerung des optimalen Ausmaßes 
der internationalen Arbeitsteilung führt.

Ob damit auch der optimale – also der wohlfahrtsmaxi-
mierende – Off enheitsgrad der Volkswirtschaft geringer 
wird, hängt vom Verlauf der gesamtgesellschaftlichen 
Indiff erenzkurve ab. In Abbildung 5 reduziert sich der op-
timale Off enheitsgrad. Zwingend notwendig ist dies je-
doch nicht. Zumindest theoretisch ist es auch denkbar, 
dass der aus gesamtgesellschaftlicher Sicht optimale 
Off enheitsgrad größer wird. Das wäre z. B. der Fall, wenn 
die Gesellschaft eine hohe Konsumpräferenz hat. In die-
sem Fall bewirken Handelsbeschränkungen oder höhere 
Transportkosten als Folge eines höheren CO2-Preises 
eine Reduktion der gesamtgesellschaftlichen Konsum-
möglichkeiten. Um diese Konsumeinschränkung zu 
kompensieren, kann die Gesellschaft ihren Außenhandel 

intensivieren, um höhere globalisierungsbedingte Spezi-
alisierungsgewinne zu realisieren, die dann die Konsum-
möglichkeiten der Bevölkerung erhöhen.

Neben der Konsummöglichkeitenkurve kann sich auch 
die Lage bzw. der Verlauf der gesamtgesellschaftlichen 
Indiff erenzkurve verändern. Externe Schocks, die den 
Import von essenziellen Vorleistungen und Konsumpro-
dukten temporär verhindern, können in weiten Teilen der 
Bevölkerung den Wunsch nach einer höheren Autarkie 
stärken. So wurden beispielsweise zu Beginn der Coro-
napandemie in der gesellschaftspolitischen Debatte in 
Deutschland verstärkt Forderungen laut, die Abhängig-
keit vom Import besonders wichtiger Produkte – also z. B. 
Medikamente, medizinische Geräte und andere lebens-
wichtige Produkte – zu verringern (Flach und Steininger, 
2020, 17). Und der Ausbruch des Ukrainekriegs führt zu 
einem größeren Wunsch nach einer deutschen Ener-
gieautarkie (Grimm et al., 2022, 254).

Wenn somit die Aversion gegen eine ökonomische Of-
fenheit zunimmt, verläuft die gesamtwirtschaftliche Indif-
ferenzkurve steiler: Um trotz einer wachsenden Off enheit 
das identische Wohlfahrtsniveau zu erreichen, ist bei einer 
höheren Autarkiepräferenz ein stärkerer Anstieg der Kon-
summöglichkeiten erforderlich. Damit verändert sich auch 
der Tangentialpunkt, der den optimalen Off enheitsgrad 
festlegt. Bei einer steiler verlaufenden Indiff erenzkurve 
liegt dieser Punkt links von Qopt. in Abbildung 4. Der wohl-
fahrtsmaximierende Off enheitsgrad wird somit geringer.

Ein neues außenwirtschaftliches Gleichgewicht

Die bisherigen Überlegungen verdeutlichen das Span-
nungsverhältnis zwischen den Vor- und Nachteilen der 

Abbildung 4
Grafi sche Bestimmung des optimalen 

Off enheitsgrads einer Volkswirtschaft

Quelle: eigene Darstellung.
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internationalen Arbeitsteilung, also in erster Linie dem 
Nutzen aus höheren Konsummöglichkeiten einerseits 
und den damit einhergehenden Risiken aus außenwirt-
schaftlichen Abhängigkeiten anderseits. Beide Faktoren 
entwickeln sich derzeit eher gegen die Vorteilhaftigkeit 
einer zumindest uneingeschränkten Off enheit. Während 
sich die jahrzehntelang vorherrschenden handels- und 
wachstumsfreundlichen globalen Rahmenbedingungen 
nun deutlich verschlechtern, wachsen bedingt durch den 
Klimawandel, die Coronapandemie und den Krieg gegen 
die Ukraine nun die Bestrebungen, künftig aus politisch 
strategischen Gründen unabhängiger und resilienter zu 
werden (Bertelsmann Stiftung, 2022). Das in Deutschland 
gültige Staatsziel eines außenwirtschaftlichen Gleichge-
wichts, welches seit langer Zeit durch ohnehin extreme 
Außenhandelsüberschüsse infrage stand, bedarf vor die-
sem Hintergrund eines neuen Verständnisses.

Ein zeitgemäßes außenwirtschaftliches Gleichgewicht 
kann sich dabei nicht mehr allein auf den Saldo von Ex- 
und Importen bzw. den damit verbundenen Kapitalströ-
men beziehen, sondern muss entlang der hier skizzierten 
und auf den ersten Blick widerstrebenden Ziele der Aut-
arkie und Off enheit gefunden werden. Der optimale Grad 
der Off enheit – größtmögliche Handelsvorteile bei gerin-
gen (kritischen) Abhängigkeiten – muss allerdings nicht 
notwendigerweise mit einem geringeren Handelsvolumen 
einhergehen, sondern kann auch durch eine stärkere Di-
versifi zierung bestehender Handelsbeziehungen erreicht 
werden. Welche Handelsbeziehung dies genau betriff t, 
welche Güter, Rohstoff e, Technologien und Länder über-
haupt als kritisch zu beurteilen sind, bedarf dringend um-
fangreicher politischer Debatten und wissenschaftlicher 
Bewertungsmaßstäbe. Auch die wirtschaftspolitischen 
Steuerungsmöglichkeiten und Instrumente müssen ent-
sprechend dieser veränderten Zielsetzung angepasst 
werden. Natürlich müssen internationale Handelsbezie-

hungen derweil das Ergebnis betriebswirtschaftlicher 
Entscheidungen bleiben. Doch stärker als früher sollte 
der Staat ein Auge darauf haben, wie stark sich die Volks-
wirtschaft insgesamt von den Entwicklungen andernorts 
abhängig macht und ob diese Abhängigkeiten eigentlich 
den gesellschaftlichen Autarkiepräferenzen entsprechen. 
Dafür gibt es zahlreiche wirtschaftspolitische Stellhebel, 
die Autarkie und Resilienz erhöhen können, ohne dabei 
Außenhandelspotenziale per se zu beschränken. Beson-
ders aus Sicht ressourcenarmer Länder wie Deutsch-
land kann etwa die Importabhängigkeit bei Rohstoff en 
und Energieträgern erheblich reduziert werden, wenn es 
gelingt, eine stärkere Kreislauff ührung zu etablieren, die 
erneuerbaren Energien auszubauen sowie Effi  zienz- und 
Suffi  zienzpotenziale zu heben.
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Title: Autarky and Openness – Refl ections on the Optimal Balance of an Open Economy
Abstract: Following a surge in globalisation in the wake of the fall of the Iron Curtain and China joining the WTO, the international division of 
labour has been increasingly characterised by protectionist tendencies in recent years. Negative labour market eff ects for individual sec-
tors as well as the disruptions of cross-border supply chain relations during the COVID-19 pandemic and the Ukraine war have strength-
ened the desire in parts of the population to reduce export- and, even more so, import-dependency. This article discusses some basic 
theoretical considerations on the optimal degree of openness of an economy – and thus also on the ideal degree of economic autarky.
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Personal und Energie durch stark anziehende Finanzierungskosten unter Druck. In Verbindung 
mit hohen Infl ationsraten im Euroraum sind die Kapitalmarktzinsen und damit auch die Zinsen 
für Baukredite erheblich gestiegen. Schon 2021 ging die Zahl der fertiggestellten Wohnungen 
gegenüber dem Vorjahr um gut 4 % zurück. Der Beitrag untersucht, ob und wie stark der deutsche 
Wohnungsbau historisch auf Veränderungen der Kapitalmarktzinsen reagiert hat. Er zeigt auf, 
dass ohne wirtschaftspolitische Gegenmaßnahmen ein erheblicher Rückgang der Bauaktivität 
droht. Eines der zentralen Ziele der Ampelkoalition würde damit in weite Ferne rücken.
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Die Erweiterung des Wohnraumangebots ist eine der 
drängendsten wirtschaftspolitischen Herausforderungen 
dieses Jahrzehnts. Die Ampelkoalition aus SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP hat in ihrem Koalitionsvertrag das 
Ziel vereinbart, 400.000 neue Wohnungen pro Jahr bauen 
zu wollen. Davon sollen 100.000 öff entlich gefördert wer-
den (SPD et al., 2021, 69). Dieses von Anfang an sehr am-
bitionierte Ziel läuft durch aktuelle ökonomische Entwick-
lungen Gefahr, Makulatur zu werden. Seit längerem be-
stehen bereits extreme Lieferengpässe und Knappheiten 
bei Baustoff en, Kapazitätsprobleme innerhalb der Bau-
wirtschaft und ein Mangel an Bauland (BMF, 2020, 40). Mit 
den rasch steigenden Kapitalmarktzinsen ist nun jüngst 
ein weiterer Einfl ussfaktor hinzugekommen, der mit den 
starken infl ationären Tendenzen innerhalb des Euroraums 
in Verbindung steht. Die Marktpreise für Bestandsimmobi-
lien am deutschen Immobilienmarkt befi nden sich derzeit 

noch auf hohem Niveau (Deutsche Bundesbank, 2022, 
59), was für sich genommen weiterhin für positive Impulse 
auf den Wohnungsbau sorgen könnte. Von den geradezu 
explodierenden Bau- und Finanzierungskosten sind da-
gegen erhebliche Bremswirkungen auf die Bautätigkeit zu 
erwarten. Wie stark genau diese Bremswirkungen ausfal-
len werden, ist jedoch unklar. Gerade über die Bedeutung 
von Zinsanstiegen für den Wohnungsbau ist in Deutsch-
land recht wenig bekannt. So weist z. B. eine Studie des 
DIW für das Bundesinstitut für Raumforschung und Raum-
ordnung (BBSR) nach, dass Änderungen der Bauzinsen 
gegenüber Änderungen im Neubauvolumen eine Vorlauf-
zeit von vier bis sechs Quartalen aufweisen und ein nega-
tiver Zusammenhang gilt (BBSR, 2016, 23). Die Stärke der 
Einzelbeziehung und Eff ekte simultan auftretender Zins-, 
Baukosten- und Immobilienpreisänderungen auf die Bau-
tätigkeit wurden jedoch nicht beleuchtet.

Dieser Beitrag liefert aktuelle Erkenntnisse über die hiesi-
ge Zinsabhängigkeit des Wohnungsbaus. Er untersucht 
zwei Fragen: Erstens, ob und wie stark der Wohnungsbau 
in verschiedenen Kategorien überhaupt auf Veränderun-
gen der Kapitalmarktzinsen reagiert, wobei wir zwischen 
dem Bau von Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
(Eigenheimbau) und dem Bau von Wohnungen in Mehrfa-
milienhäusern (Geschosswohnungsbau) diff erenzieren.1 
Zweitens, ob und inwieweit aufgrund der rasch anziehen-
den Zinsen in Kombination mit stark steigenden Baukosten 
und inzwischen tendenziell fallender Immobilienpreise ein 
erheblicher Rückgang des Neubaugeschehens ein realisti-
sches Szenario ist.

1 Vereinfachend werden in diesem Beitrag Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern mit Eigenheimwohnungen und Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern mit Geschosswohnungsbau gleichgesetzt.
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Abbildung 1
Wohnungsbauaktivität in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt. Die Angaben beziehen sich ausschließ-
lich auf Wohnungen in Neubauten.
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Baufertigstellungsniveau sinkt 2021 erstmals seit 2009

Um die Dimension der wirtschaftspolitischen Herausfor-
derung im Wohnungsbau einordnen zu können, lohnt zu-
nächst ein Blick auf die amtliche Wohnungsbaustatistik. 
Demnach wurden 2021 insgesamt 293.393 neue Wohnun-
gen in Deutschland fertiggestellt. Dies entspricht einem 
Rückgang des Fertigstellungsniveaus um 4,2 % gegenüber 
2020, bedeutet aber dennoch den zweithöchsten Wert der 
Baufertigstellungen der vergangenen 20 Jahre (Destatis, 
2022).2 Vom Tiefpunkt des Bauniveaus 2009 ausgehend, 
war 2021 das erste Jahr, in dem die Zahl der Fertigstel-
lungen gegenüber dem Vorjahr abnahm. Der Rückgang 
wurde als Enttäuschung und Warnsignal für die Bau- und 
Wohnungspolitik interpretiert (FAZ, 2022). 400.000 Fertig-
stellungen oder mehr, wie sie der aktuelle Koalitionsvertrag 
vorsieht, wurden zuletzt im Jahr 2000 erreicht.

Der Aufwärtstrend der Bautätigkeit der vergangenen Jah-
re war auf starke Zuwächse im Geschosswohnungsbau 
zurückzuführen (Dechent und Wagner, 2020, 50). Noch 
bis 2015 lag die Zahl neu fertiggestellter Wohnungen in 
Ein- und Zweifamilienhäusern deutlich über der Zahl neu 
fertiggestellter Wohnungen in Mehrfamilienhäusern. Der 
Geschosswohnungsbau verzeichnet jedoch bei den Fer-
tigstellungen seit Jahren konstant hohe Zuwachsraten, 
während sich die Fertigstellungen von Eigenheimen nur 
seitwärts bewegt haben (vgl. Abbildung 1). Erstmals seit 
langem sind 2021 aber auch die Fertigstellungen von Ge-
schosswohnungen gegenüber dem Vorjahr gesunken.

Bereits seit längerem befi ndet sich das Niveau der Ge-
nehmigungen für den Bau neuer Wohnungen deutlich 
oberhalb des Niveaus der Baufertigstellungen. Dies gilt 
sowohl für den Bau von Eigenheimen als auch von Ge-
schosswohnungen. Im Jahr 2021 wurde von den Städten 
und Gemeinden der Bau von insgesamt knapp 381.000 
neuen Wohnungen genehmigt. Dies entspricht einem Zu-
wachs von 3,3 % gegenüber dem Vorjahr und dem höchs-
ten Genehmigungswert seit den 1990er Jahren (Destatis, 
2022). Auch bei den Baugenehmigungen wird das Ge-
schehen klar vom Geschosswohnungsbau dominiert: Mit 
ca. 193.500 Einheiten entfi elen 2021 knapp 60 % aller ge-
nehmigten Wohnungen auf Mehrfamilienhäuser.

Die sehr lebhafte Genehmigungstätigkeit der vergangenen 
Jahre hat zu einem stetig wachsenden Bestand genehmig-
ter, aber noch nicht fertiggestellter Wohnungen geführt. 
Der Bauüberhang belief sich Ende 2021 auf 846.467 Ein-

2 Das aktuelle Niveau der Fertigstellungen neuer Wohnungen liegt da-
mit ca. 85 % höher als 2009, das den Beginn des deutschen Wohnim-
mobilienbooms markiert. 89 % der 2021 insgesamt fertiggestellten 
Wohnungen befanden sich in neu errichteten Gebäuden, 11 % wurden 
durch Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden geschaff en.

heiten (Destatis, 2022), was knapp dem Dreifachen des 
aktuellen Bauoutputs entspricht. Die Auftragsbücher der 
Bauwirtschaft sind also prall gefüllt. Dass der hohe Bau-
überhang zeitnah abgearbeitet werden kann, ist jedoch 
sehr unwahrscheinlich: Das Bauhauptgewerbe leidet unter 
massiven Lieferengpässen bei Baumaterialien, einem gro-
ßen Mangel an Fachkräften sowie steigenden Energieprei-
sen. Trotz der exzellenten Auftragslage sind die Geschäfts-
erwartungen der Baubranche deshalb zuletzt deutlich ins 
Negative umgeschwenkt (ifo Institut, 2022).

Starke Zinsanstiege seit Jahresbeginn 2022

Ein wesentlicher Treiber der hohen Nachfrage nach Wohn-
immobilien und somit auch der steigenden Bautätigkeit 
war in den vergangenen Jahren das Niedrigzinsumfeld 
(Kajuth et al., 2016; Herborn und Schnabl, 2022). Die im 
Zuge der Coronapandemie und des Ukrainekriegs stark 
anziehende Infl ation dürfte der lang andauernden Niedrig-
zinsphase nun ein Ende setzen. In Deutschland bewegt 
sich die Infl ationsrate seit März konstant oberhalb von 
7 %. Die mit der anziehenden Infl ation inzwischen spürbar 
steigenden Infl ationserwartungen wirken sich auf die Ka-
pitalmarktzinsen aus: Die Umlaufrendite für Bundesanlei-
hen mit zehnjähriger Restlaufzeit ist binnen sechs Monaten 
von -0,5 % Ende 2021 auf ein Zwischenhoch von 1,6 % im 
Juni 2022 gestiegen (vgl. Abbildung 2). Dies ist im histori-
schen Vergleich zwar immer noch sehr niedrig, die extrem 
hohe Geschwindigkeit des Zinsanstiegs ist allerdings be-
merkenswert. Die schnell anziehenden Kapitalmarktzinsen 
wirken sich nahezu proportional auf die Zinsen für Bau- 
und Immobilienkredite aus: Der von Banken am deutschen 
Markt durchschnittlich geforderte Zinssatz für Hypothe-
kendarlehen hat sich seit Jahresende 2021 für Kredite mit 
zehnjähriger Zinsbindung von 0,9 % auf 3,3 % im Juni fast 
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Abbildung 2
Umlaufrendite von Bundesanleihen und 

durchschnittliche Zinssätze für Hypothekendarlehen

Quelle: FMH-Finanzberatung.
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vervierfacht, für Kredite mit 15-jähriger Zinsbindung ist der 
marktübliche Zins von 1,2 % auf 3,6 % gestiegen. Bei ei-
nem 30-jährigen Annuitätendarlehen in Höhe von 1 Mio. 
Euro mit 15-jähriger Zinsbindung bedeutet dies allein wäh-
rend der Zinsbindungsfrist 310.000 Euro höhere Zinskos-
ten. Dies entspricht etwa 20.800 Euro pro Jahr.

Modelltheoretischer Rahmen zur Bautätigkeit

Zur Motivation einer empirischen Analyse der Zinsabhän-
gigkeit des Wohnungsbaus eignet sich das „Vier-Quad-
ranten-Modell“ von DiPasquale und Wheaton (1992, 1996). 
Das Vier-Quadranten-Schema gehört zu den bekanntes-
ten makroökonomischen Gleichgewichtsmodellen des 
Wohnimmobilienmarkts. Das Modell ermöglicht es, öko-
nomisch fundierte Aussagen darüber zu treff en, in welche 
Richtung sich zentrale Marktgrößen wie Wohnungsmieten 
(bzw. Kapitalkosten für selbstgenutztes Wohneigentum), 
Hauspreise und Bautätigkeit infolge eines Anstiegs der 
Kapitalmarktzinsen bewegen sollten (dieses Modell ver-
wendeten unter anderem Adams und Füss, 2010; Lerbs 
und Oberst, 2011; Staikos und Xue, 2017). Da es allein auf 
einen komparativ-statischen Vergleich langfristig eintre-
tender Gleichgewichtszustände abstellt, können dynami-
sche Anpassungsprozesse an neue Gleichgewichte mit 
dem Vier-Quadranten-Modell nicht analysiert werden.3

Das Modell unterscheidet drei eng miteinander verknüpf-
te Teilmärkte des Wohnimmobilienmarkts. Die Denklogik 
geht dabei vom nordöstlichen Quadrant (Q1) aus, in dem 
der Wohnungsmarkt im engeren Sinn (für die Nutzung von 
Wohnfl äche) dargestellt ist, und erfolgt anschließend ent-
gegen dem Uhrzeigersinn (vgl. Abbildung 3). Langfristige 
Gleichgewichtszustände werden als Rechtecke darge-
stellt, die gleichgewichtige Mietpreise am Wohnungsmarkt 
(Q1) mit gleichgewichtigen Hauspreisen am Wohninvest-
mentmarkt (Q2) und einer gleichgewichtigen Bauaktivität 
zur Aufrechterhaltung des langfristig gewünschten Woh-
nungsbestands (Q3 und Q4) in Einklang bringen.

Auf dem in Q1 dargestellten Wohnungsmarkt bringt der 
Mietpreis (bzw. die für selbstgenutztes Wohneigentum zu 
tragenden Kapitalkosten) die Nachfrage nach Wohnraum 
mit dem Angebot an Wohnraum in Ausgleich. Steigt (sinkt) 
aufgrund eines exogenen Schocks dauerhaft die Woh-
nungsnachfrage, verschiebt sich bei zunächst unveränder-
tem Angebot die Nachfragekurve nach außen (innen), was 
einen Aufwärtsdruck (Abwärtsdruck) auf die Mietpreise 
ausübt. Im nordwestlichen Quadrant (Q2) ist der Wohnin-

3 Da in der Praxis unbekannt ist, wie lange der Anpassungsprozess an 
ein neues Gleichgewicht infolge eines Schocks andauert, ist die Un-
terscheidung zwischen kurz- und langfristig vor allem konzeptioneller 
Natur. Die Richtungen, in die einzelne Variablen beeinfl usst werden, 
sind in beiden Fällen prinzipiell identisch.

vestmentmarkt dargestellt. Auf diesem Teilmarkt fi ndet die 
Preisbildung für den Vermögensgegenstand Wohnimmo-
bilie statt. Diese erfolgt nach den fi nanzmathematischen 
Spielregeln des Asset-Pricing: Die auf dem Wohnungs-
markt (Q1) festgelegten Mieten werden mithilfe eines ge-
eigneten Diskontierungszinssatzes gemäß dem Konzept 
einer ewigen Rente in gleichgewichtige Immobilienpreise 
verwandelt.4 Der Diskontierungszinssatz spiegelt dabei 
die Kapitalkosten der Immobilieninvestierenden wider. Er 
kann somit als Kalkulationszinssatz betrachtet werden, 
der sich als Mischzins aus Fremd- und Eigenkapitalkos-
ten zusammensetzt. Die Wohnimmobilienpreise sind bei 
gegebenem Zins direkt proportional zu den auf dem Woh-
nungsmarkt festgelegten Mietpreisen. Steigen (sinken) die 
Mietpreise, so steigen (sinken) bei konstantem Zins auch 
die Marktpreise vorhandener Wohnimmobilien. Ein stei-
gender (fallender) Zins führt derweil zu einer Drehung der in 
Q2 dargestellten Gerade nach rechts (links) und somit bei 
unveränderten Mieten zu fallenden (steigenden) Immobili-
enpreisen.5 Veränderungen des Kalkulationszinses werden 
vor allem durch Änderungen des gesamtwirtschaftlichen 
Zinsumfelds verursacht: Steigende Zinsen an Kredit- und 
Kapitalmärkten führen zu höheren Diskontierungszinsen.6 

4 Eine ewige Rente nimmt vereinfachend an, dass der Zeithorizont ei-
ner Immobilieninvestition unendlich lang ist. Aufgrund der sehr langen 
Lebensdauer von Wohnimmobilien ist dies eine vertretbare Vereinfa-
chung. Der Diskontierungszins entspricht dem Kehrwert des in der 
Immobilienwirtschaft gebräuchlichen „Vervielfältigers“.

5 Für vermietete Wohnungen ist dieser Zusammenhang unmittelbar 
nachvollziehbar. Im Fall des selbstgenutzten Wohneigentums fallen 
Wohnungs- und Wohninvestmentmarkt faktisch zusammen, denn 
Eigentümer und Nutzer der Immobilien sind identisch. Die ökonomi-
schen Zusammenhänge gelten genauso.

6 Eine Erhöhung der relativen Risikoprämie von Wohnimmobilien ge-
genüber alternativen Kapitalanlagen bewirkt ebenfalls einen steigen-
den Diskontierungszinssatz.
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Abbildung 3
Das Vier-Quadranten-Modell des Wohnimmobilienmarkts

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an DiPasquale und Wheaton (1992, 1996).
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Der Bauleistungsmarkt ist im südwestlichen Quadrant 
(Q3) dargestellt. Annahmegemäß herrscht auf diesem 
Markt Wettbewerb und es werden auf lange Sicht nur 
kostendeckende Bauvorhaben durchgeführt. Damit 
muss der Wohnimmobilienpreis in einem langfristigen 
Gleichgewicht den durchschnittlichen Herstellungskos-
ten neuer Immobilien entsprechen. Steigende Immobi-
lienpreise führen ceteris paribus zu einer Ausweitung 
der Bautätigkeit. Der Verlauf der Angebotskurve am 
Bauleistungsmarkt wird durch die als exogen gegeben 
unterstellte Kostenfunktion der Bauunternehmen be-
stimmt. Zu diesen Bauunternehmen gehören im modell-
theoretischen Sinn sowohl Wohnungsbaugesellschaften 
und Projektentwickler (die vorwiegend im Geschoss-
wohnungsbau aktiv sind) als auch private Haushalte (die 
vorwiegend Eigenheime realisieren). Je fl acher die Kos-
tenkurve verläuft und je weniger schnell Kapazitätseng-
pässe erreicht werden, desto fl exibler kann die Bauwirt-
schaft auf steigende Immobilienpreise mit einer Ausdeh-
nung der Bauaktivität reagieren.

Steigen (sinken) aufgrund exogener Schocks dauerhaft 
die Herstellungskosten für Neubauten, so führt dies unter 
sonst gleichen Umständen zu einer Verschiebung der An-
gebotskurve nach außen (innen) und damit zu einer Ver-
ringerung (Erhöhung) der Bauaktivität. Die Kostenfunkti-
on der Bauunternehmen wird im Wesentlichen durch die 
Kosten von Baumaterial, Fachkräften und Energie sowie 
durch die Kosten von Fremdkapital bestimmt. Letztere 
hängen direkt von der Zinsentwicklung an den Kredit- 

und Kapitalmärkten ab.7 Geschlossen wird das Vier-Qua-
dranten-Modell schließlich mit der im südöstlichen Quad-
rant (Q4) erfolgenden langfristigen Bestandsanpassung. 
Unter Annahme einer konstanten jährlichen Abgangsrate 
von Wohnungen durch Abbruch und/oder Abnutzung ist 
die gleichgewichtige Bautätigkeit stets proportional zur 
gleichgewichtigen Größe des Wohnungsbestands.8

Zusammengefasst können Änderungen der Bautätigkeit 
durch drei zentrale Einfl ussfaktoren verursacht werden: 
Änderungen der Immobilienpreise, der Baukosten und 
der Kapitalmarktzinsen.9 Zinsänderungen bewirken da-
bei zweierlei: Erstens führen sie zu Veränderungen des 
Kalkulationszinses am Investmentmarkt, zweitens zu Ver-
änderungen der Fremdfi nanzierungskosten am Bauleis-

7 Boden ist ebenfalls ein Teil der Produktionsfunktion von Wohnimmo-
bilien. Die Kosten von Baugrundstücken gehen somit in die Kosten-
funktion der Bauherren ein. Im Unterschied zu den übrigen Faktoren 
sind Baulandkosten jedoch endogen, da sich die Nachfrage nach Bo-
den aus der geplanten Bautätigkeit ableitet.

8 Bei fehlenden Schocks auf Wohnungsnachfrage, Zinsen oder Bau-
kosten dient die Bautätigkeit allein dem Ersatz abgehender Wohnun-
gen. In einem langfristigen Gleichgewicht wächst der Nettoneubau 
somit allenfalls mit der demografi sch bedingten Wachstumsrate woh-
nungssuchender Haushalte.

9 Die Verwendung von Kapitalmarktzinsen gegenüber Hypothekenzin-
sen hat aus theoretischer sowie empirischer Perspektive den Vorteil, 
dass Kapitalmarktzinsen für den Wohnimmobilienmarkt als exogen 
zu betrachten sind, wohingegen zwischen Bauaktivität und Hypothe-
kenzins eine wechselseitige Beeinfl ussung vorliegt.
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Abbildung 4
Auswirkung eines Zinsanstiegs im Vier-Quadranten-Modell

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an DiPasquale und Wheaton (1992, 1996).
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tungsmarkt.10 Beide Eff ekte wirken in dieselbe Richtung: 
steigende Zinsen dämpfen die Bauaktivität, sinkende Zin-
sen stützen sie. Abbildung 4 veranschaulicht die Situation 
vor und nach einem exogenen Zinsanstieg. Konzeptionell 
handelt es sich dabei um das langfristige Gleichgewicht 
nach vollständiger Anpassung von Mietpreisen, Immobi-
lienpreisen und Bautätigkeit. Das neue gleichgewichtige 
Rechteck liegt links oberhalb des ursprünglichen Gleich-
gewichts. Im Vergleich zur Ausgangssituation sind infol-
ge des Zinsanstiegs Bauaktivität und langfristiger Woh-
nungsbestand gesunken, wohingegen die Wohnungsmie-
ten gestiegen sind. Der Eff ekt des Zinsanstiegs auf die 
Bestandsimmobilienpreise ist theoretisch unbestimmt: 
Diese können im neuen Gleichgewicht höher, aber auch 
unverändert oder niedriger sein als zuvor. In der Abbil-
dung sind neuer und alter Gleichgewichtspreis identisch.

Schätzgleichung, Daten und Ergebnisse

Basierend auf den obigen Überlegungen soll nun empi-
risch überprüft werden, ob und in welchem Ausmaß die 
Bauaktivität in Deutschland tatsächlich durch die ge-
nannten exogenen Faktoren beeinfl usst wird. Die Bau-
aktivität kann statistisch anhand der Baufertigstellungen 
oder alternativ der Baugenehmigungen gemessen wer-

10 Im ursprünglichen Beitrag von DiPasquale und Wheaton (1992) wird 
zwischen einem kurz- und einem langfristigen Zins unterschieden. 
Der langfristige Zins ist der am Wohninvestmentmarkt relevante Zins, 
der kurzfristige Zins der am Bauleistungsmarkt relevante Zins. Wir 
verzichten vereinfachend auf diese Diff erenzierung.

den.11 Hier stellt sich zunächst die Frage der zeitlichen 
Abfolge. Die meisten Fertigstellungen erfolgen laut Woh-
nungsbaustatistik mit einer zeitlichen Verzögerung von 
rund einem Jahr auf die ursprüngliche Genehmigung. 
Zwar kommen mitunter auch längere zeitliche Abstände 
vor, empirisch ist die Korrelation zwischen Fertigstellun-
gen eines bestimmten Jahres und Genehmigungen des 
Vorjahres jedoch am höchsten (BBSR, 2016, 23). Die Zeit-
reihe der Genehmigungen hat gegenüber der Zeitreihe 
der Fertigstellungen demnach einen ungefähren Vorlauf 
von einem Kalenderjahr.

Unter der Annahme, dass für die Entscheidung zur Durch-
führung eines Neu- oder Umbaus die ökonomischen Rah-
menbedingungen zum Genehmigungszeitpunkt maßgeb-
lich sind, schätzen wir für die Baugenehmigungsaktivität 
folgende Schätzgleichung:

ΔBaugenehmigungen t = α + β1 ΔKapitalmarktzinsen t + 
β2 ΔKapitalmarktzinsen t-1 + β3 ΔWohnimmobilienpreise t 
+ β4 ΔWohnimmobilienpreise t-1 + β5 ΔBaukosten t + 
β6 ΔBaukosten t-1 + ε

11 Im theoretischen Vier-Quadranten-Modell wird die Bauaktivität durch die 
erstellte Menge an Wohnfl äche in m2 defi niert. Dies ermöglicht jedoch 
keine geeignete wirtschaftspolitische Interpretation, da als politische Ziel-
größe neu erstellte Wohneinheiten herangezogen werden. Wir verwenden 
daher durchgehend Wohneinheiten als abhängige Variable. Die Schätzer-
gebnisse zeigen unter Verwendung von m2 ähnliche und signifi kante Wir-
kungszusammenhänge, die hier nicht weiter ausgeführt werden. 
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Bauaktivität Beschreibung

Insgesamt Neubau und Umbau in Wohn- und Nichtwohngebäuden

Eigenheime Neubau, 1 bis 2 Wohnungen in Wohngebäuden

Geschoss-
wohnungen

Neubau, 3 oder mehr Wohnungen in Wohngebäuden

Neubau gesamt Neubau von Wohnungen in Wohngebäuden

Umbau gesamt Umbau in Wohn- und Nichtwohngebäuden

Tabelle 1
Kategorien der Bauaktivität

Quelle: eigene Darstellung.

Hierbei wird die prozentuale Veränderung (Δ) der Bau-
genehmigungsaktivität in Jahr t gegenüber dem Vorjahr 
durch die Veränderung der Kapitalmarktzinsen, der Woh-
nimmobilienpreise und der Baukosten im selben Jahr so-
wie durch die zeitverzögerte Veränderungen derselben 
Größen im Vorjahr t-1 erklärt.12 Der griechische Buchsta-
be ε steht für einen normalverteilten Störterm, der zufalls-
bedingte Änderungen der Bauaktivität aufnimmt.13 Das 
Modell wird mithilfe der Methode der Kleinsten Quadrate 
(Ordinary Least Squares, OLS) geschätzt.

Für die Baufertigstellungsaktivität verwenden wir folgen-
de Schätzgleichung:

ΔBaufertigstellungen t = α + β1 ΔKapitalmarktzinsen t-1 + 
β2 ΔKapitalmarktzinsen t-2 + β3 ΔWohnimmobilienpreise t-1 
+ β4 ΔWohnimmobilienpreise t-2 + β5 ΔBaukosten t-1 + 
β6 ΔBaukosten t-2 + ε

Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass zwischen 
Fertigstellungen und Genehmigungen zumeist ein Zeitab-
stand von mindestens einem Jahr liegt, sind sämtliche er-
klärenden Variablen (Veränderungen von Zinsen, Preisen 
und Baukosten und deren zeitverzögerte Werte) im Ver-
gleich zum Schätzansatz für die Genehmigungsaktivität 
um ein Jahr nach hinten verschoben.

Zu betonen ist, dass der verwendete Schätzansatz gene-
rell kurzfristige Zusammenhänge aufnimmt, da er jährli-
che Veränderungen der betrachteten Marktgrößen be-
inhaltet. Das Vier-Quadranten-Schema macht dagegen 
konzeptionell langfristige Veränderungen sichtbar. Die 
Richtungen der relevanten Zusammenhänge sind jedoch 
prinzipiell kurz- wie auch langfristig identisch. Aus empiri-
scher Sicht wird der Schätzung in ersten Diff erenzen der 
Vorzug gegeben, da die meisten untersuchten Variablen 
in ihren absoluten Niveaus zeitreihenstatistische Beson-
derheiten wie Trends und Nichtstationarität aufweisen.

Für die Kapitalmarktzinsen ziehen wir die durch die Bun-
desbank veröff entlichten Umlaufrenditen börsennotierter 
Bundeswertpapiere heran. Diese spiegeln das Zinsniveau 
bzw. die Rendite für risikofreie Anlagemöglichkeiten wi-
der. Bezogen auf den Immobilienmarkt erwarten wir die 
im Modell beschriebenen Zinswirkungen. Die Verände-
rungen der Wohnimmobilienpreise werden anhand des 
nominalen Wohnimmobilienpreisindex für Deutschland 
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) be-

12 Bei den Kapitalmarktzinsen wird die absolute Diff erenz zum jeweiligen 
Vorjahr gebildet, um den Anstieg in Prozentpunkten zu messen. Bei den 
übrigen Größen wird jeweils die Wachstumsrate in % berechnet.

13 Um aussagekräftige Hypothesentests zu erhalten, berücksichtigen 
wir bei unseren Schätzungen mögliche Autokorrelation und Hetero-
skedastizität bei den Störgrößen.

stimmt. Für die Veränderungen der Baukosten verwenden 
wir die im Rahmen von Baugenehmigungen veranschlag-
ten Baukosten je Quadratmeter Wohnfl äche in Euro, die 
das Statistische Bundesamt im Rahmen der Wohnungs-
baustatistik bereitstellt.

Um valide Ergebnisse zu erzielen, ist eine möglichst lange 
Zeitreihe erforderlich. Deshalb werden für Westdeutsch-
land Daten aus den Jahren 1972 bis 1990 und für Gesamt-
deutschland Daten aus den Jahren 1991 bis 2020 berück-
sichtigt. Um unterschiedliche Wirkungszusammenhänge 
zu analysieren, wird die Bauaktivität (jeweils Baugeneh-
migungen bzw. Baufertigstellungen) in insgesamt fünf Ka-
tegorien untersucht (vgl. Tabelle 1).

Die Tabellen 2 und 3 fassen die Schätzergebnisse zusam-
men.14 Diese bestätigen im Großen und Ganzen die theore-
tischen Erwartungen. An den deutlich höheren Bestimmt-
heitsmaßen und höheren Signifi kanzniveaus der Schätzko-
effi  zienten kann abgelesen werden, dass die Schätzungen 
für Baugenehmigungen deutlich aussagekräftigere Ergeb-
nisse liefern als die Schätzungen für Baufertigstellungen. 
An den negativen Vorzeichen der Schätzkoeffi  zienten für 
den Zins ist ablesbar, dass steigende Kapitalmarktzinsen 
mit einem ökonomisch und statistisch signifi kanten Rück-
gang der Bauaktivität in den meisten betrachteten Katego-
rien einhergehen. Dabei führen zumeist sowohl Zinssteige-
rungen im selben Jahr als auch um ein Jahr zeitverzögerte 
Zinssteigerungen zu einer sinkenden Aktivität. Der Wert 
des Schätzkoeffi  zienten für den Kapitalmarktzins besagt, 
dass z. B. die Zahl der Baugenehmigungen insgesamt im 
Schnitt um 4,2 % fällt, wenn der Kapitalmarktzins gegen-
über dem Vorjahr um einen Prozentpunkt steigt. Ist der 
Zins zusätzlich bereits im Vorjahr um einen Prozentpunkt 

14 Eine mögliche Heteroskedastizität bei den Störgrößen wurde mithil-
fe des Goldfeld-Quandt-Tests und des Breusch-Pagan-Tests aus-
geschlossen. Darüber hinaus sind (mit Ausnahme der Schätzungen 
für Eigenheime) die Residuen autokorreliert, weshalb der Cochrane-
Orcutt-Schätzer verwendet wurde. Die Ergebnisse basieren bei den 
Baugenehmigungen jeweils auf 49 Beobachtungen und bei den Bau-
fertigstellungen auf 48 Beobachtungen.
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gen insgesamt gegenüber dem Vorjahr ceteris paribus 
um 4,2 % und die Zahl der Baufertigstellungen um 2,3 % 
(Preiswachstum auch hier wieder im Vorjahr). Der stärkste 
partielle Einfl uss von Bestandspreisen auf die Bauaktivi-
tät ist für die Einzelkategorie „Umbau“ zu beobachten. Die 
durchweg negativen Vorzeichen bei den gegenwärtigen 
Änderungen der Baukosten, hier vor allem in den Schät-
zungen für die Genehmigungsaktivität, sind ebenfalls 
theoriekonform. Steigen die Baukosten im Vergleich zum 
Vorjahr an, sinken in sämtlichen betrachteten Kategorien 
die Genehmigungszahlen deutlich. Hierbei reagieren der 
Neubau von Geschosswohnungen sowie der Wohnungs-
umbau besonders sensibel.

Wirtschaftspolitische Schlussfolgerungen

Unsere empirischen Befunde liefern starke Signale dafür, 
dass der Wohnungsbau in Deutschland historisch betrach-
tet sehr empfi ndlich auf Veränderungen der Kapitalmarkt-
zinsen, der Wohnimmobilienpreise und der Baukosten 
reagiert hat. In Anbetracht der aktuellen Entwicklungen 
ist somit nahezu sicher, dass das politisch erklärte Ziel 
400.000 neuer Wohnungen sowohl in diesem als auch in 
den kommenden beiden Jahren sehr deutlich verfehlt wer-
den wird. Stattdessen ist sogar ein deutlicher Einbruch der 
Genehmigungs- und Bauaktivität wahrscheinlich.

Tabelle 2
Empirische Ergebnisse Baugenehmigungen

Signifi kanzniveaus 1 %, 5 % und 10 % (***, ** und *).

Quelle: eigene Berechnungen.

Tabelle 3
Empirische Ergebnisse Baufertigstellungen

Erklärte Größe Erklärende Größen

Δ Baugenehmigungent Konstante
Δ Kapitalmarkt-

zinsent

Δ Kapitalmarkt-
zinsent-1

Δ Wohnimmo-
bilienpreiset

Δ Wohnimmo-
bilienpreiset-1 Δ Baukostent Δ Baukostent-1 R2

Insgesamt    - 7,7858    - 4,1913 *  - 8,1290 ***  + 4,2333 ***  + 1,7923  - 5,6770 ***  + 1,5376 0,55

Eigenheime  - 6,4943 ***   - 4,0470 **  - 7,8589 ***  + 3,2302 ***  - 0,0397  - 3,5709 ***  + 1,6137 0,55

Geschosswohnungen  - 11,4388   - 1,8796  - 9,2358 ***  + 4,1342 ***  + 5,2991 ***  - 8,6462 ***  + 2,4295 0,53

Neubau gesamt    - 8,7807 *   - 4,7074 **  - 9,1038 ***  + 4,0363 ***  + 2,0093 *  - 5,3075 ***  + 1,3485 0,56

Umbau gesamt   + 0,5704  + 1,7704 + 2,6075  + 5,3932 ***  - 0,7100  - 9,0909 ***  + 5,1003 *** 0,42

Signifi kanzniveaus 1 %, 5 % und 10 % (***, ** und *).

Quelle: eigene Berechnungen.

Erklärte Größe Erklärende Größen

Δ Baufertigstellungent Konstante
Δ Kapitalmarkt-

zinsent-1

Δ Kapitalmarkt-
zinsent-2

Δ Wohnimmo-
bilienpreiset-1

Δ Wohnimmo-
bilienpreiset-2 Δ Baukostent-1 Δ Baukostent-2 R2

Insgesamt    - 6,2341  - 4,5262 **  - 4,0573 **  + 2,2637 **  + 1,3489  - 2,1798  + 0,0652 0,26

Eigenheime    - 5,9272 **  - 6,6379 ***  - 3,0843 *  + 1,9927 **  + 0,2259  - 1,6666  + 0,5538 0,40

Geschosswohnungen    - 9,4058  - 1,9693  - 6,9766 **  + 2,0039  + 3,4559 *  - 2,5594  - 0,1553 0,19

Neubau gesamt    - 6,5850 *  - 5,0597 **  - 4,3960 **  + 2,2460 **  + 1,5923  - 2,1750  - 0,0998 0,28

Umbau gesamt    + 0,0214  + 0,2874  + 1,6741  + 1,7284  - 0,0959  - 2,5163 *  + 1,2564 0,13

gestiegen, ist statistisch betrachtet sogar ein Rückgang 
der Genehmigungen um etwa 12,3 % zu erwarten (Sum-
me der beiden Koeffi  zienten von Zins und zeitverzögertem 
Zins). Die Baufertigstellungen sinken dagegen um 4,5 % 
bzw. 8,6 % (wobei sich der Zinsanstieg hier auf das Vor- 
bzw. Vorvorjahr bezieht). Interessanterweise reagiert der 
Neubau von Eigenheimen unseren Schätzungen zufolge 
besonders sensibel auf gegenwärtige Veränderungen des 
Zinsniveaus. Beim Neubau von Geschosswohnungen kön-
nen dagegen nur für um ein Jahr zeitverzögerten Zinsän-
derungen statistisch signifi kante Zusammenhänge ermit-
telt werden. Die Umbauaktivität bestehender Wohnungen 
scheint dagegen überhaupt nicht von Änderungen des Zin-
sumfeldes abzuhängen. Dies kann womöglich auf die hier 
üblicherweise relativ geringen Fremdkapitalanteile zurück-
geführt werden.

Über alle Kategorien hinweg bestätigt sich die Erwartung, 
dass steigende Wohnimmobilienpreise zu einer Auswei-
tung der Bauaktivität führen. Hier kommt es vor allem auf 
gegenwärtige Preissteigerungen an, während zeitverzö-
gerte Preissteigerungen unseren Schätzungen zufolge 
meist keinen signifi kanten Erklärungsgehalt haben. Eine 
Ausnahme bilden der Geschosswohnungsneubau und 
der Neubau insgesamt. Steigen die Wohnimmobilienprei-
se um 1 %, so steigt z. B. die Zahl der Baugenehmigun-
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Die jüngste Entscheidung der EZB, mit einer Anhebung 
der Leitzinsen und einer Einstellung der Nettoanleihe-
käufe auf die hohen Infl ationsraten zu reagieren, dürfte 
die Kapital- und Kreditzinsen in Deutschland weiter an-
steigen lassen. Dies wird unseren Schätzungen zufolge 
die Bauaktivität insgesamt weiter dämpfen, und zwar 
nicht nur im laufenden, sondern auch im kommenden 
Jahr. Darüber hinaus dürfte der weiterhin zu erwarten-
de massive Anstieg der Baukosten aufgrund rasant stei-
gender Energiepreise für eine Reduzierung der Bauak-
tivität sorgen. Die inzwischen stagnierenden, in einigen 
Regionen sogar fallenden Immobilienpreise verschärfen 
die Situation noch.

Für die Wirtschaftspolitik dürften auf kurze Sicht die Bau-
kosten die einzig direkt beeinfl ussbare Stellschraube der 
Bauaktivität sein. Das in der vergangenen Legislaturpe-
riode begonnene „Maßnahmenpaket Baukostensenkung“ 
(BMI, 2019), das auf den Empfehlungen der bereits vor 
Jahren eingerichteten Baukostensenkungskommission 
basiert, sollte deshalb nicht nur weitergeführt, sondern 
vom heutigen Bauministerium unbedingt intensiviert 
und vertieft werden. Um extrem steigende Baukosten zu 
senken oder zumindest weitere starke Anstiege abzufe-
dern, wäre z. B. eine Anpassung oder sogar eine zeitlich 
befristete Aussetzung einzelner Bauvorschriften überle-
genswert. Dies würde zweifelsohne mit Zielkonfl ikten im 
Umwelt- und Klimaschutz und hier insbesondere mit der 
Energie- und Wärmepolitik einhergehen. Darüber hinaus 
wäre eine umfassende Anwerbungskampagne von Bau-
fachkräften aus dem In- und Ausland denkbar, um dem 
enormen Fachkräftemangel in der Baubranche zu begeg-
nen.15 Steigenden Zinskosten wird die Wirtschaftspolitik 
dagegen lediglich indirekt entgegentreten können, etwa 
mit einer vergünstigten steuerlichen Absetzungsfähigkeit 
von Schuldzinsen bei Bauinvestierenden.

15 Ein hoher Lohnanstieg in der Baubranche könnte den Fachkräfteman-
gel langfristig reduzieren. Dies ginge jedoch mit steigenden Baukos-
ten einher, was wiederum die Bauaktivität dämpfen dürfte.

Title: How Strongly Does German Residential Construction React to Rising Capital Market Interest Rates?
Abstract: New housing construction in Germany is under heavy pressure. In addition to strongly rising material, labour and energy 
prices, the costs of fi nancing construction have increased sharply since the start of the year. Due to high infl ation in the Eurozone, capi-
tal and mortgage rates have increased signifi cantly. In 2021 already, new housing completions went down by four percent year-to-year. 
This article takes an empirical look at how German housing construction has reacted to past changes in capital market interest rates. We 
fi nd that without taking appropriate measures, a heavy drop in housing construction is very likely. This central policy aim of the German 
government would be pushed into the distant future.
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Im Rahmen des German Business Panels (GBP) werden 
Unternehmen in Deutschland fortlaufend zu verschiede-
nen Themengebieten befragt. Das GBP ist an der Univer-
sität Mannheim angesiedelt und Teil des durch die DFG 
geförderten überregionalen SFB „TRR 266 Accounting 
for Transparency“. Neben Befragungen, die sich schwer-
punktmäßig mit Themen im Bereich Rechnungswesen 
und Besteuerung befassen, werden auf einer rollierenden 
Basis Befragungen zu aktuellen wirtschaftspolitischen 
Entwicklungen durchgeführt. Der Beitrag präsentiert die 
Ergebnisse einer Reihe von Umfragen, die zwischen Ja-
nuar und Mai 2022 durchgeführt wurden und sich schwer-
punktmäßig mit den Folgen des russischen Angriff skriegs 
für deutsche Unternehmen befassen. Die Ergebnisse ba-
sieren auf den Umfrageantworten von insgesamt etwa 
2.800 Unternehmen, die in ganz Deutschland tätig sind 
und eine Vielzahl von verschiedenen Branchen abbilden. 
Die Befragungen werden online durchgeführt.1

1 Für methodische Details sowie für weitergehende Informationen et-
wa zur geografi schen Abdeckung siehe https://gbpanel.org/ sowie 
Bischof et al. (2021).

Einen besonderen Schwerpunkt legen wir auf die zentralen 
Fragen, wie genau die Unternehmen von einer möglichen 
Gasrationierung betroff en wären (was von Problemen beim 
Heizen der Gebäude bis zum direkten Einsatz von Gas in 
der eigenen Produktion reichen kann) und wie schnell die 
Unternehmen eine Gasrationierung kompensieren könnten 
(die Frage nach Substitutionsmöglichkeiten). Die Ergebnis-
se zu den Auswirkungen der Krise auf das Preissetzungs-
verhalten sind gerade im Kontext der Entwicklung der ge-
samtwirtschaftlichen Infl ation bedeutsam.

Entwicklung der Kennzahlen und Erwartungen

Die betriebswirtschaftlichen Erwartungen von Unterneh-
men in Deutschland sind unmittelbar nach dem russischen 
Angriff  auf die Ukraine eingebrochen. Abbildung 1 verdeut-
licht den starken Rückgang der unternehmerischen Umsät-
ze, Gewinne und Investitionen seit Kriegsbeginn. Während 
die erwartete Gewinnwachstumsrate kurz vor Kriegsaus-
bruch durchschnittlich noch bei knapp 4 % lag, ist diese 
bis Mitte April auf -6,6 % gefallen. Umsatzerwartungen (von 
10,7 % auf 3,1 %) und Investitionsplanungen (von 7,7 % auf 
-2,1 %) sind in ähnlichem Maße zurückgegangen und konn-
ten auch durch die Beendigung der bundesweiten Corona-
maßnahmen Ende März nicht aufgehalten werden. Seit Mai 
2022 zeigen die Daten des GBP nun eine Stabilisierung der 
betriebswirtschaftlichen Kennzahlen. Zuletzt rechnen die 
Unternehmen mit einem Wachstum der Umsätze und In-
vestitionen von 8 % bzw. 2 % und einem Rückgang der Ge-
winne um nur noch -2,8 % gegenüber den Vorjahreswerten.

Der starke Einbruch der betriebswirtschaftlichen Kenn-
zahlen infolge des Kriegsausbruchs ist mit den erwarte-
ten weitreichenden Folgen des Kriegs und den bereits 
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Abbildung 1
Entwicklung betriebswirtschaftlicher Kennzahlen

in %

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

Abbildung 2
Erwartete Belastungen durch den Krieg

in %

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

etablierten Sanktionen gegen Russland zu erklären: Ab-
bildung 2 zeigt, dass lediglich 21 % der befragten Unter-
nehmen keine fi nanziellen Belastungen durch den Krieg 
befürchten. Die vom Krieg betroff enen Unternehmen sor-
gen sich vor allem um steigende Energiekosten (86 %), 
Störungen internationaler Lieferketten (41 %) sowie höhe-
re Beschaff ungs- und Materialpreise (24 %). Beeinträch-
tigungen der Geschäfte in der Ukraine und in Russland 
(18 %) sowie dortige Umsatzeinbußen (8 %) betreff en hin-
gegen eine deutlich geringere Zahl an Unternehmen.

Trotz dieser Belastungen stehen deutsche Unternehmen 
den bisherigen Sanktionen der deutschen Bundesregie-
rung gegen Russland überwiegend positiv gegenüber: Zu 
Kriegsbeginn bewerten 32 % der Unternehmen die Sankti-
onen als positiv und 30 % sogar als sehr positiv. Lediglich 
15 % der Befragten beurteilen die bestehenden Sanktio-
nen negativ. Ein Importstopp von Rohstoff en wie Erdöl und 
-gas aus Russland triff t hingegen auf ein geteiltes Echo.

Der Anteil negativer Bewertungen eines Rohstoff embar-
gos weist im Zeitverlauf einen eher steigenden Trend auf. 
Abbildung 3 stellt die Beurteilung eines Rohstoff embargos 
im Zeitverlauf dar. Während zu Kriegsbeginn noch mehr als 
40 % der Unternehmen Unterstützung für ein Rohstoff em-
bargo bekundeten, ist der Anteil positiver Bewertungen bis 
Anfang Juni auf 30 % gefallen. Am aktuellen Rand spre-
chen sich mehr Unternehmen gegen ein Rohstoff embargo 
aus (41 %). Diese Zahlen spiegeln indirekt auch wider, wie 
stark die Auswirkungen eines durch die russische Seite ini-
tiierten Lieferstopps die Unternehmen treff en würde.

Indes zeigt sich, dass es zwischen den einzelnen Wirt-
schaftszweigen große Unterschiede in der Bewertung 

eines möglichen Rohstoff embargos gibt. Abbildung 4 
verdeutlicht dies für die Nutzung von Erdgas: Industrien, 
die sich stärker auf den Einsatz dieses Rohstoff s stützen 
(z. B. Bau und Verarbeitendes Gewerbe), bewerten einen 
Importstopp von Rohstoff en überdurchschnittlich negativ. 
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So liegt etwa der Anteil negativer Bewertungen eines Roh-
stoff embargos im Baugewerbe, das zu 83 % direkt oder 
indirekt auf Gaslieferungen angewiesen ist, bei mehr als 
50 %. Deutlich positiver stehen einem Embargo hingegen 
Wirtschaftszweige gegenüber, die seltener auf die Nut-
zung von Gas angewiesen sind (und wenn, dann regel-
mäßig nur für den eigenen Heiz-, nicht aber den Produk-
tionsbedarf), darunter der IT- und Dienstleistungssektor. 
In diesen Branchen beschränkt sich der Anteil negativer 
Bewertungen auf unterdurchschnittliche 25 % bzw. 31 %.

Wie eine Rationierung von verfügbarem Gas bei einem 
Ausfall der Lieferungen aus Russland die Unternehmen 
konkret betreff en würde, ist in Tabelle 1 aufgeschlüsselt. 
Zunächst zeigt sich, dass drei von vier deutschen Un-
ternehmen durch eine Rationierung von Erdgas belastet 
würden: Der Anteil der auf Gaslieferungen angewiesenen 
Unternehmen im GBP liegt bei 75,3 % und somit höher als 
der Anteil von 50 % der Betriebsstätten, der in Kagerl et 
al. (2022) berichtet wird. Diese Unterschiede lassen sich 
aber durch methodische Unterschiede der Befragungen 
erklären (die Beobachtungseinheit im GBP ist das recht-
lich selbstständige Unternehmen, im IAB-Betriebspanel 
hingegen die Betriebsstätte; das GBP nutzt zudem ei-
ne weitere gefasste Defi nition der Gasabhängigkeit un-
ter Einbezug der gesamten Wertschöpfung). Die Art der 
Nutzung von Erdgas in den Geschäftsprozessen variiert 
stark. Während Erdgas nur von einem kleinen Teil der 
Unternehmen (3,4 %) direkt in der Produktion eingesetzt 
wird, geben 53 % der Unternehmen an, dass sie Vorleis-
tungen von Unternehmen beziehen, die direkt von der 
Gasversorgung abhängig sind, und daher im Fall einer 
Gasrationierung Probleme entlang der Wertschöpfungs-
kette befürchten. Die Hälfte der befragten Unternehmen 
nutzt Gas für Heizzwecke. 20,8 % aller Unternehmen nut-
zen Gas sogar ausschließlich für den eigenen Heizbedarf. 

Unternehmen sind also auf sehr unterschiedliche Weise 
auf Gaslieferungen angewiesen. Tabelle 1 verdeutlicht die 
erwarteten Auswirkungen einer Gasrationierung – unter 
der Annahme, dass es infolge eines Importstopps zu einer 
Drosselung der Gaslieferungen um 50 % kommen würde. 
Der Gewinneinbruch fällt moderat aus (-4,9 %), wenn Gas 
für den Heizbedarf genutzt wird. Einen deutlich höheren 
Gewinneinbruch erwarten Unternehmen allerdings, wenn 
sie Gas in der Wertschöpfungskette als Vorleistung be-
ziehen (-19,3 %) oder den Rohstoff  selbst in der eigenen 
Produktion einsetzen (-48,3 %). Insbesondere hängt die 
Anpassungsfähigkeit der Unternehmen an eine Gasratio-

Abbildung 3
Bewertung eines Gasembargos im Zeitverlauf
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Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

Abbildung 4
Bewertung eines Rohstoff embargos
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Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

Tabelle 1
Abhängigkeit von Erdgas

in %

Sind Sie auf 
Gaslieferungen 
angewiesen? Anteil 

Mittlerer 
Gewinnein-
bruch bei 
Rationie-

rung

Anteil 
Anpassung 
an Rationie-
rung länger 
als 2 Jahre 

Anteil negati-
ver Bewertun-

gen eines 
Rohstoff em-

bargos 

Wir nutzen Gas di-
rekt in der eigenen 
Produktion.

3,4 -48,3 33,3 83,3

Wir nutzen Gas für 
unsere Heizung.

50,6 -4,9 7,4 43,8

Wir erwarten 
Ausfälle unserer 
Lieferanten, da 
diese Gas nutzen.

53,4 -19,3 30,8 61,7

Wir sind nicht auf 
Gaslieferungen 
angewiesen.

24,7 – – 22,7

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.
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Abbildung 5
Anpassungsgeschwindigkeit in Abhängigkeit von der 

Erdgasnutzung

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

Abbildung 6
Planung von Investitionen und Neueinstellungen seit 

Kriegsausbruch

in %

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.
nierung von der Art der Gasnutzung ab. Wird Gas für den 
eigenen Heizbedarf eingesetzt, erwarten nur 7,4 % der Un-
ternehmen, dass die Anpassung an die reduzierten Gas-
mengen mehr als zwei Jahre in Anspruch nimmt. Wenn 
Gas ein Produktionsfaktor in der Wertschöpfung ist, rech-
nen jedoch über 30 % der Unternehmen mit einer notwen-
digen Anpassung von mehr als zwei Jahren. Abbildung 5 
stellt den erwarteten Anpassungszeitraum für beide Grup-
pen gegenüber. Die Nutzung für den Heizbedarf kann ver-
gleichsweise schnell (<1 Jahr) ersetzt werden (für 74 % der 
Unternehmen). Jedoch erwarten nur 57 % der Unterneh-
men eine solch kurzfristige Anpassung, wenn sie auf Gas 
in ihrer Wertschöpfungskette angewiesen sind. Insgesamt 
gibt die Hälfte der Unternehmen an, dass sie für eine An-
passung an eine Situation mit 50 % geringerer Gasmenge 
weniger als ein Jahr benötigen würden. Ein Viertel rechnet 
jedoch mit einer Anpassungszeit von mehr als zwei Jahren.

Auswirkungen auf unternehmerische Entscheidungen

Was bedeutet die Entwicklung der betriebswirtschaftli-
chen Kennzahlen und die fi nanziellen Belastungen infolge 
des Kriegsausbruchs für die konkreten Entscheidungen, 
die Unternehmen treff en? Abbildung 6 zeigt den Anteil an 
Unternehmen, die im Vergleich zum Jahr 2021 zusätzli-
che Investitionen planen und die Zahl ihrer Beschäftigten 
erhöhen möchten. Bei den geplanten Investitionen zeigt 
sich ein deutlicher Rückgang seit Kriegsbeginn: Wollten 
Mitte Februar noch beinahe 60 % der Unternehmen in 
Deutschland Neuinvestitionen tätigen, gilt dies zuletzt nur 
noch für etwa 40 %. Auch das Auslaufen der bundeswei-
ten Coronamaßnahmen Ende März konnte diese negative 
Entwicklung nicht aufhalten. Die Zahl der Unternehmen, 
die zusätzliche Beschäftigte einstellen wollen, sinkt eben-
falls – wenngleich in etwas abgeschwächter Form: Wäh-
rend vor dem Krieg noch 31,1 % der Unternehmen Neu-
einstellungen vornehmen wollten, waren es zuletzt nur 
noch 27,4 %. Dies entspricht einem Rückgang um 12 %.

Wie sich die betriebswirtschaftliche Planung auf Branchen-
ebene verändert hat, ist in Abbildung 7 dargestellt. Im Ver-
arbeitenden Gewerbe fällt der Anteil an Unternehmen, die 
Neuinvestitionen planen, relativ moderat um 9 Prozent-
punkte. Dagegen ist der Rückgang im Handel deutlich 
ausgeprägter: Hier geben seit Ende Februar nur noch 38 % 
der Unternehmen an, ihre Investitionen ausbauen zu wol-
len (gegenüber 55 % zu Jahresbeginn). Auch im Dienstleis-
tungssektor und im Bereich der Information und Kommu-
nikation geht der Anteil an Unternehmen mit wachsenden 
Investitionen deutlich zurück (-15 bzw. -13 Prozentpunkte). 
Die Unternehmen des Baugewerbes reagieren ebenfalls 
mit deutlichen Anpassungen ihrer betrieblichen Planung. 
Hier liegt der Anteil an Unternehmen, die Investitionen stei-
gern und neue Beschäftigte einstellen, infolge des Kriegs 
nur noch bei 47 % bzw. 27 % und ist im Vergleich zu Jah-
resbeginn damit innerhalb von zwei Monaten um insge-
samt 10 bzw. 13 Prozentpunkte gesunken.

Die Anpassungseff ekte infolge des Kriegs fallen in den ein-
zelnen Wirtschaftszweigen also unterschiedlich aus. Aber 
welche Faktoren beeinfl ussen, ob Unternehmen ihre be-
triebswirtschaftliche Planung in Reaktion auf den Kriegs-
ausbruch verändern? Tabelle 2 stellt Unterschiede in den 
Entscheidungen von Unternehmen in Abhängigkeit davon 
dar, ob sie durch die bereits gegen Russland eingesetzten 
Sanktionen fi nanziell belastet werden, ob und inwiefern 
sie auf russische Rohstoff e angewiesen sind und ob sie 
eine Rationierung von Gaslieferungen schnell kompensie-
ren könnten. Zunächst zeigt sich, dass Unternehmen, die 
fi nanzielle Belastungen durch die aktuell implementier-
ten Sanktionen gegen Russland erfahren, im Mittel sel-
tener investieren und einstellen wollen als Betriebe ohne 
fi nanzielle Belastungen durch den Krieg. Während durch 
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Sanktionen beeinträchtigte Unternehmen zusätzlich eine 
stärkere Neigung zu Preiserhöhungen und Investitionen in 
Forschung und Entwicklung zeigen, sind Ausschüttungen 
und Boni kaum durch aktuelle wirtschaftliche Beeinträch-
tigungen infolge des Ukrainekriegs beeinfl usst.

Mehr als durch die bereits eingeführten Sanktionen ge-
gen Russland und ihre wirtschaftlichen Folgen scheinen 
die unternehmerischen Entscheidungen allerdings durch 
die Unsicherheit über die künftige Energieversorgung be-
einfl usst zu werden. Diff erenziert man etwa danach, wie 
stark Unternehmen auf Erdgas in ihren Betriebsprozes-
sen angewiesen sind, ergeben sich in Bezug auf Investi-
tionen, Preis- und Liquiditätsentscheidungen eklatante 
Unterschiede. Tabelle 2 zeigt, dass die Bereitschaft für 
zusätzliche Investitionen bei Unternehmen, die Gas direkt 
im Produktionsprozess oder entlang der Wertschöpfungs-
kette einsetzen, um 21 % geringer ist als bei Betrieben, die 
lediglich mit Gas heizen. Starke Abweichungen ergeben 
sich auch in Bezug auf andere zentrale betriebswirtschaft-
liche Entscheidungen: Unternehmen mit direktem Einsatz 
von Gas im Produktionsprozess wollen um 30 % eher Prei-
se erhöhen und um 75 % eher Ausschüttungen kürzen.

Diese Unterschiede in der betrieblichen Planung hängen 
insofern auch damit zusammen, wie stark die Belastun-
gen sind, die Unternehmen infolge eines Ausfalls der 
russischen Gaslieferungen erwarten – wodurch sie auch 
besonders stark der Infl ation ausgesetzt sind – und wie 
fl exibel sie ihre betrieblichen Prozesse an eine Gasra-
tionierung anpassen können. Tabelle 2 zeigt, dass Un-
ternehmen, die hohe Belastungen durch Kürzungen von 
Gaslieferungen erwarten und die Energieversorgung nicht 
innerhalb eines Jahres umstellen könnten, besonders 
stark auf die Krise reagieren, indem sie seltener inves-

tieren und einstellen, seltener ausschütten und häufi ger 
Preise erhöhen. Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass 
Unternehmen mit einer hohen Abhängigkeit von Rohstof-
fen aus Russland bereits im Frühjahr mit einer Anpassung 
ihrer betrieblichen Planung reagiert haben.

Ursachen für Preiserhöhungen

Obwohl sich die unternehmerischen Umsätze, Gewinne 
sowie Investitionen im Mai 2022 stabilisierten, wird die be-
triebswirtschaftliche Situation durch den anhaltenden Kos-
tendruck belastet. Diesen Kostendruck geben Unternehmen 
zunehmend an ihre Kundschaft weiter. Abbildung 8 verdeut-
licht, dass der Anteil an Unternehmen, die innerhalb der fol-
genden zwölf Monate Preiserhöhungen planen, zuletzt ein 
Rekordhoch erreicht hat. Nachdem sich das Preisniveau 
schon seit Jahresbeginn deutlich erhöht hat, gaben im Mai 
2022 76 % der Unternehmen an, ihre Preise weiter erhöhen 
zu wollen (gegenüber 60 % im August 2021). Nur 4,3 % der 
Unternehmen planen, ihre Preise zu senken. Eine kurzfristi-
ge Entspannung der Preislage scheint somit nicht in Sicht.

Wie hoch die Neigung zu Preiserhöhungen in einzelnen Wirt-
schaftszweigen ist, zeigt Abbildung 9. Im Zeitverlauf wird zu-
nächst deutlich, dass der Anteil preiserhöhender Unterneh-
men im Dienstleistungssektor (zuletzt 62 %) und im Bereich 
der Kommunikation und Information (zuletzt 55 %) durchgän-
gig unter dem Gesamtdurchschnitt liegt. Im Baugewerbe, im 
Verarbeitenden Gewerbe sowie im Handel ist der Anteil an 
Unternehmen, die ihre Preise erhöhen, überdurchschnitt-
lich hoch. Dabei ist im Baugewerbe zuletzt eine rückläufi ge 
Tendenz in Bezug auf Preiserhöhungen zu beobachten. Auf-
grund steigender Zinsen können höhere Finanzierungskos-
ten hier im zweiten Quartal 2022 zu einer geringeren Nach-
frage führen und die Preise drücken. Eine solche abfl achen-

Abbildung 7
Betriebswirtschaftliche Entscheidungen auf Branchenebene
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Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.
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Zusätzliche 
Investitionen

Zusätzliche 
Beschäftige

Kürzung
Ausschüttungen

Kürzung Boni Kürzung F&E      Preiserhöhung 

Gesamtsample 45,1 29,9 31,1 27,3 10,5 72,9

Belastung durch bisherige Sanktionen?

Ja 41,4 26,2 30,8 27,0 13,6 76,8

Nein 44,7 33,5 31,9 27,8 6,1 65,3

Betriebliche Bedeutung von Erdgas

Keine Abhängigkeit 39,6 29,7 24,3 23,3 6,8 61,4

in Produktion oder Lieferkette 36,7 23,7 45,2 37,3 21,3 80,6

nur für Heizung 46,5 26,8 25,8 24,8 1,2 62,1

Erwartete Belastung durch Embargo

Hoch 38,7 22,2 46,3 41,3 22,4 82,7

Niedrig 40,8 29,1 32,0 23,1 5,6 68,7

Substituierbarkeit von Gas:

Langsam (>1 Jahr) 36,1 20,2 49,0 40,0 28,1 78,5

Schnell (≤1 Jahr) 43,6 29,9 39,1 31,3 9,9 75,0

de Entwicklung ist im Handel und Verarbeitenden Gewerbe 
nicht zu verzeichnen. In diesen Wirtschaftszweigen geben 
zuletzt jeweils mehr als 85 % der Unternehmen an, ihre Prei-
se in den kommenden zwölf Monaten anzuheben.

Welche Faktoren beeinfl ussen die Preisentscheidungen 
von Unternehmen konkret? Abbildung 10 stellt dar, wie 
die Planung von Preiserhöhungen mit fi nanziellen Belas-
tungen, die Unternehmen im Zuge des Ukrainekriegs er-
fahren, zusammenhängt. Die Analyse verdeutlicht, dass 
vor allem steigende Energiekosten einen bedeutenden 
Preistreiber darstellen. Während nur 48,5 % der Un-

ternehmen, die nicht oder nur indirekt durch die Folgen 
des Kriegs beeinfl usst sind, planen, Preise anzuheben, 
gilt dies bei Unternehmen mit steigenden Energiekosten 
für 73 %. Auch Störungen der Lieferketten erhöhen die 
Wahrscheinlichkeit für Preiserhöhungen um etwa 10 Pro-
zentpunkte. Wenn Unternehmen durch Beeinträchtigun-
gen der Geschäfte in Russland und der Ukraine belastet 
werden, steigt die Neigung zu Preiserhöhungen um 8 Pro-
zentpunkte. Diese Angaben beziehen sich lediglich auf 
den Einfl uss einzelner Belastungen. Ist ein Unternehmen 
von mehreren solcher Belastungen betroff en, erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit für Preiserhöhungen noch weiter.

Tabelle 2
Einfl ussfaktoren der Entscheidungsplanung nach Kriegsausbruch 

in %

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.

Abbildung 9
Preiserhöhungen nach Wirtschaftszweigen

in %

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Daten des GBP.
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Fazit

Der Ukrainekrieg und die damit verbundenen Entwick-
lungen auf den Energiemärkten und bei den weltweiten 
Lieferketten belasten den Ausblick deutscher Unterneh-
men und führen zu unternehmerischer Zurückhaltung bei 
Investitionen und Neueinstellungen. Eine Gasrationierung 
würde Unternehmen auf unterschiedliche Art und Weise 
treff en. Mehr als die Hälfte der befragten Unternehmen 
gibt an, dass sie Gas direkt in der Produktion einsetzen 
oder durch eine Gasrationierung ihre Lieferketten gestört 
werden. Diese Unternehmen erwarten starke Gewinnein-
brüche im hypothetischen Fall einer eingeschränkten Gas-
versorgung. Auch sind diese Unternehmen weniger gut in 
der Lage, einen Gasausfall zu kompensieren und haben 
schlechtere Substitutionsmöglichkeiten. Insgesamt gibt 
die Hälfte der Unternehmen an, dass sie für eine Anpas-
sung an eine Situation mit 50 % geringerer Gasmenge 
weniger als ein Jahr benötigen würden. Ein Viertel rechnet 
jedoch mit einer Anpassungszeit von über zwei Jahren.

Die Kriegsfolgen beeinfl ussen überdies das Preisset-
zungsverhalten der Unternehmen. Die Datenlage des 

GBP zeigt, dass Preiserhöhungen eine direkte Antwort 
auf den Kostendruck sind, der insbesondere durch die 
Entwicklung der Energiepreise und die Versorgungsunsi-
cherheit entsteht. Drei von vier Unternehmen in Deutsch-
land sind hiervon fi nanziell betroff en. In der Folge sind 
Preiserhöhungen in energieintensiven Wirtschaftszwei-
gen, insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe und im 
Baugewerbe, am stärksten ausgeprägt. Dies deckt sich 
mit anderen Befragungsergebnissen. Kagerl et al. (2022) 
berichten, dass rund 70 % der Betriebsstätten von höhe-
ren Energiekosten betroff en sind, während das GBP dies 
für 67,4 % der Unternehmen in Deutschland beobachtet. 
Lieferprobleme als Grund für Kostensteigerungen werden 
bei Kagerl et al. (2022) für etwa 25 % der Betriebsstätten 
und im GBP für 32 % der Unternehmen genannt.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass Unternehmen infolge 
der Pandemie und des Ukrainekriegs mit einem erhöhten 
Kostendruck wegen steigender Energiepreise und Liefer-
problemen konfrontiert sind. Die Erhöhungen der eigenen 
Absatzpreise sind die erste Maßnahme, mit der Unterneh-
men aktuell diese höheren Kosten zu kompensieren versu-
chen. Weitere Preiserhöhungen an den Absatzmärkten sind 
insofern nur zu vermeiden, wenn es Unternehmen gelingt, 
auf der Kostenseite Entlastung zu schaff en. Dies hängt ei-
nerseits von globalen Entwicklungen ab, etwa dem weiteren 
Verlauf des Kriegs in der Ukraine oder der Unterbrechung 
von Lieferketten in Asien, andererseits von der Transforma-
tion der Energieversorgung in Deutschland, etwa der zuver-
lässigen Verfügbarkeit von alternativen Energiequellen oder 
der Entwicklung energiesparender Technologien.
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Abstract: The results of a continuous fi rm survey (conducted by the German Business Panel) are presented to shed light on the eco-
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longer than two years. Price increases are a direct response to cost pressure that is caused by the development of energy prices and 
supply-chain disruptions.
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Mit dem Gesetzespaket „Fit for 55“ verfolgt die Europäische 
Kommission den Plan, die Klimapolitik der EU eng an den 
mittelfristigen Emissionszielen auszurichten. Eines der Kern-
elemente ist die Reform des Europäischen Emissionszertifi -
katehandels (EU-ETS). Neben härteren Zielvorgaben und 
einer Ausweitung des Handels auf Gebäude und Verkehr 
soll auch ein CO2-Grenzausgleich eingeführt werden. Idee 
ist, über einen an der EU-Grenze zu zahlenden CO2-Preis für 
Importe die Fairness des Wettbewerbs mit heimischen An-
bietenden zu erhöhen und Produzierende in Drittländern zur 
Übernahme von EU-Klimastandards zu bewegen. Europäi-
scher Rat und Europäisches Parlament konnten sich jeweils 
auf eigene Positionen zum Gesetzesvorschlag der Kom-
mission von Juli 2021 (Europäische Kommission, 2021a) für 
einen sogenannten Carbon Border Adjustment Mechanism 
(CBAM) einigen (Europäisches Parlament, 2022; Rat der Eu-
ropäischen Union, 2022). Dem Mechanismus wurde dabei 
grundsätzlich zugestimmt. Änderungswünsche beziehen 
sich im Wesentlichen auf das Timing seiner Einführung und 
des Phase-Out der kostenlosen Zuteilung von ETS-Zertifi -
katen. Es ist wahrscheinlich geworden, dass die interinstitu-
tionellen Verhandlungen der baldigen Einführung eines CO2-
Grenzausgleichs grünes Licht geben werden.

Damit würde eines der größten handelspolitischen Expe-
rimente der EU gestartet. So ist die WTO-Konformität des 
Konstrukts noch ungeklärt und wird vor allem mit Blick auf 
das Gebot der Diskriminierungsfreiheit kontrovers diskutiert 
(Chase und Pinkert, 2021; Venzke und Vidigal, 2022). Auch ist 
die für die Wirksamkeit des CBAM entscheidende Reaktion 
der Drittländer völlig unsicher. Im günstigsten Fall wird die 
Marktposition der EU stark genug sein, um ihre emissions-
intensiv produzierenden Handelspartner zu einem klimapo-
litischen Einlenken zu bewegen. Das CBAM könnte so einen 
Beitrag auf dem Weg zu einer globalen CO2-Bepreisung leis-
ten. Im ungünstigsten Fall drohen Handelsumlenkungen und 
eine handelspolitische Gegenreaktion der Drittländer mit 
Vergeltungszöllen. Entsprechend divers sind die in Simulati-
onsstudien geschätzten volkswirtschaftlichen Eff ekte.

Als eine Quintessenz der bisherigen Literatur kann die 
große Bedeutung spezifi scher Designfragen für die Wohl-

fahrtswirkung festgehalten werden. Wesentliche Fragen 
bei der Wirkung eines CBAM sind, welche Produkte er-
fasst werden, welche Stufen der Herstellung in die Be-
rechnung einbezogen werden und auf welcher Grundlage 
die Emissionsintensitäten ermittelt werden. Die Vorschlä-
ge der EU-Kommission können als Kompromiss zwischen 
den Zielen der umweltökonomischen Lenkungswirkung 
und einer Begrenzung der Kostenbelastung im Handel mit 
Drittländern betrachtet werden. So soll ein Grenzausgleich 
zunächst nur beim Import von Grundstoff en sowie von 
elektrischer Energie erhoben werden und bei den Grund-
stoff en auch nur bei vier als besonders emissionsintensiv 
eingeschätzten Produktgruppen: Aluminium, Düngemit-
tel, Eisen/Stahl und Zement. Vom Grenzausgleich nicht 
betroff en wären Beteiligte aus der Europäischen Freihan-
delsassoziation (EFTA). Erfasst werden sollen lediglich die 
direkten Emissionen in der Produktion der Güter, nicht die 
bei der Herstellung von Vorleistungen freigesetzten Treib-
hausgase (Europäische Kommission, 2021b).

Grundsätzlich sollen die Emissionen (wie im EU-ETS) mög-
lichst anlagespezifi sch verifi ziert werden. Importierende 
sollen aber die Option erhalten, alternativ Benchmarks als 
Grundlage zur Bestimmung der Emissionsintensität anset-
zen zu lassen. Diese sollen soweit vorhanden in evidenz-
basierten Schätzungen für das jeweilige Ausgangsland 
bestehen. Liegen solche Schätzungen nicht vor, soll der 
Benchmark auf Emissionsintensitäten der Produktion im 
EU-Raum fußen (Dumitru et al., 2021). Dies kann als Ent-
gegenkommen vor allem gegenüber Entwicklungsländern 
unter den Handelsbeteiligten gewertet werden. Deren nied-
rigeres Technologieniveau lässt in vielen Fällen einen, auch 
im Vergleich zu den emissionsintensivsten EU-Produzie-
renden, deutlich höheren Treibhausgasausstoß erwarten. 
Bei Produzierenden aus Drittstaaten, die bereits über eige-
ne Systeme der CO2-Bepreisung verfügen, soll zudem eine 
Anrechnung der bereits gezahlten CO2-Preise möglich sein.

Bislang wurden die Eff ekte eines solchen CBAM-Designs 
vor allem für Drittstaaten sowie für die heimischen CBAM-
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Sektoren untersucht. So wird erwartet, dass die EU-Han-
delsbeteiligten je nach Abhängigkeit ihrer Wirtschaftsstruk-
tur von CO2-intensiv hergestellten Produkten in sehr unter-
schiedlichem Maße betroff en wären (Eicke et al., 2022). Die 
Kostenbelastung ihrer Exporte in die EU würde unter dem 
vorgeschlagenen Design aber in keinem Fall exzessiv aus-
fallen (Simola, 2021). Die Auswirkungen auf europäische 
Grundstoffi  ndustrien hängen entscheidend davon ab, in-
wieweit sie auch zukünftig von der freien Zuteilung von Zer-
tifi katen profi tieren (Europäische Kommission, 2021c).

Weniger Aufmerksamkeit haben bislang die Eff ekte auf 
nachgelagerte Industrien in der EU erhalten. Deren Wett-
bewerbsfähigkeit könnte mittelbar über eine Verteuerung 
importierter Vorleistungen vom CBAM beeinträchtigt wer-
den, ohne dass hierfür eine Form von Ausgleich vorgese-
hen ist. Anders als im Fall der Grundstoffi  ndustrien würde 
sich dieser Eff ekt nicht auf die Exporte Richtung Drittländer 
beschränken. Der Impact Assessment Report des Joint 
Research Centre der Europäischen Kommission (Europä-
ische Kommission, 2021c) und Bellora und Fontagné (2021) 
weisen modellbasierte Schätzungen zu Output- und Wert-
schöpfungseff ekten für einige aggregierte Industrien aus, 
allerdings ohne Angabe der dahinterstehenden Kostenwir-
kungen und Annahmen zur Kostenüberwälzung. Kolev et 
al. (2021) ermitteln auf Basis globaler CO2-Intensitäten (d. h. 
losgelöst von der konkreten Lieferstruktur) für die deut-
schen Abnehmenden von Stahl CBAM-bedingte Zusatz-
kosten in einer Größenordnung von bis zu 1,7 Mrd. Euro.

Welche Kostenbelastungen für die weiterverarbeitenden 
Industrien in Deutschland in der Realität entstehen, hängt 
von vielen Faktoren ab. Wesentlich ist zunächst die Ab-
hängigkeit der Produktion vom Import emissionsintensiv 
hergestellter Grundstoff e aus Drittstaaten. Der Zwang zum 
Erwerb von CBAM-Zertifi katen stellt einen unmittelbaren 

Kosteneff ekt bei diesen Importen dar. Dessen Umfang 
würde gemäß Kommissionsvorschlag von der Höhe der 
Emissionsintensitäten sowohl innerhalb (Benchmarks) als 
auch außerhalb (individuelle Berechnung) des ETS-Raums 
abhängen. Als Ausgangspunkt einer Schätzung der Kos-
tenbelastung sind Informationen über die in den Produk-
tionsländern verursachten produktbezogenen Emissionen 
notwendig. Offi  zielle Vergleichsstatistiken liegen für die 
betroff enen Grundstoff e nur vereinzelt vor. Stadler et al. 
(2021) haben jedoch unlängst Updates für ihre Datenbank 
EXIOBASE zu den Umweltwirkungen globaler Wertschöp-
fungsketten auf fein diff erenzierter Produktebene vorge-
legt. Hieraus lassen sich zumindest grobe Schätzwerte zur 
Emissionsintensität der Herstellung von CBAM-Produkten 
in unterschiedlichen Lieferländern bzw. Lieferregionen 
entnehmen.1 Abbildung 1 stellt Durchschnittswerte der so 
geschätzten Intensitäten unter den Lieferländern Deutsch-
lands 2021 dar, getrennt nach EU/EFTA-Ländern und 
sonstigen Handelsbeteiligten. Bei allen vier Produktgrup-
pen zeigt sich eine große Diskrepanz zwischen den beiden 
Ländergruppen. Produzierende aus Lieferländern, die vom 
CBAM betroff en wären, würden demnach im Schnitt bis-
lang deutlich emissionsintensiver produzieren. Quantitativ 
bedeutsam sind hier vor allem China (Aluminium), Russ-
land (Eisen/Stahl, Düngemittel) und die Türkei (Zement). 
Der Gedanke, über einen Grenzausgleich für eine besse-
re Lenkungswirkung im Wettbewerb mit Anbietenden aus 
diesen Ländern zu sorgen, erscheint damit berechtigt.

Daraus ergibt sich jedoch noch keine starke Kostenbelas-
tung von Deutschlands Importen. Denn den Zahlen von UN 
Comtrade (2022) nach stammten Deutschlands Importe an 
CBAM-Produkten 2021 jeweils zum weit überwiegenden 
Teil aus anderen EU-Ländern. Tabelle 1 stellt dar, welche 
CBAM-Kosten sich bei Anwendung der Emissionsfakto-
ren aus Stadler et al. (2021) auf das Handelsmuster 2021 
für Deutschlands Importe ergeben hätten, bei beispiel-
hafter Annahme eines Preises für CBAM-Zertifi kate von 
80 Euro/t CO2 (etwa der durchschnittliche Zertifi kate-Preis 
am EU-ETS in den letzten 6 Monaten). Bei Ansetzung der 
länderspezifi schen Emissionsintensitäten würden in einem 
solchen Szenario bei der Produktgruppe Zement CBAM-
Kosten in Höhe von etwa 3,7 % des Cif-Importwerts ent-
stehen, bei Düngemittel (Stickstoff -Dünger) von etwa 
1,9 %. Bei Aluminium und Eisen/Stahl wären die erwarteten 
CBAM-Kosten prozentual betrachtet noch geringer. Neben 
Unterschieden im Handelsmix refl ektiert dies auch die un-
terschiedliche Bedeutung von direkten Emissionen in der 
Produktion. So würde bei der Aluminium produktion die Ein-

1 Als Emissionen erfasst werden nach dem Vorbild von Aarrestad und Ny-
trøen (2021) folgende EXIOBASE-Indikatoren (in CO2-Äquivalenten): CO2 
– combustion air, CO2 – non combustion – cement production – air, CO2 – 
non combustion – lime production – air, N2O – combustion – air, PFC – air.

Abbildung 1
Geschätzte Emissionsintensität der von Deutschland 

importierten CBAM-Produkte 2021

Abgrenzung nach HS Codes: Aluminium (76); Düngemittel (3102); Eisen/
Stahl (72); Zement (2523). Jeweils gewichtete Durchschnitte, mit den An-
teilen der Lieferländer am Importwert Deutschlands als Gewichte.

Quellen: Stadler et al. (2021); UN Comtrade (2022); eigene Berechnungen.
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beziehung von indirekten Emissionen aus der Erzeugung 
des genutzten Stroms die Kosten deutlich erhöhen. Ähnlich 
bei der Gewinnung von Grundstoff en für die Herstellung 
von Stickstoff düngern. Bei Ansetzung (gewichteter) EU-
Durchschnitte als Emissionsfaktoren reduziert sich erwar-
tungsgemäß die Kostenbelastung der deutschen Importe 
noch deutlicher (Stadler et al., 2021). Ein starker Rückgang 
ist vor allem bei Aluminium und Zement zu beobachten.

Kurzfristig ist bei begrenzten Ausweichmöglichkeiten davon 
auszugehen, dass zumindest ein Teil der Kostenbelastung 
an die inländischen Nachfragenden der CBAM-Produkte 
weitergereicht würde. Wie stark dies die Produktionskosten 
der nachgelagerten Industrien erhöhen würde, hängt von 
der Substituierbarkeit ab und ist angesichts des hohen De-
tailgrads der Produktabgrenzung nicht einfach zu bemes-
sen. Über die in der aktuellen Input-Output-Rechnung für 
Deutschland (Destatis, 2021) ausgewiesenen Produktions-
beziehungen lassen sich aber zumindest für das Segment 
Eisen/Stahl Schätzungen zu dessen Kostenanteilen am Pro-
duktionswert inländischer Industriezweige gewinnen. In der 
kurzen Frist ist ein Szenario denkbar, in dem Kostenanstiege 
vollumfänglich weitergegeben werden und keine (geografi -
sche oder sachliche) Substitution der Vorleistungen statt-
fi ndet. Tabelle 2 stellt dar, welche Kosteneff ekte in so einem 

Cost-Pass-Through-Szenario die in Tabelle 1 ermittelten Im-
portkostenanstiege bei Eisen/Stahl in relevanten Industrien 
verursachen würden. Dabei wird zwischen dem unmittelba-
ren Kosteneff ekt des Einsatzes von Eisen/Stahl in der Pro-
duktion (direkte Kosten) und dem mittelbaren Kosteneff ekt 
der Verteuerung anderer auf den Einsatz von Eisen/Stahl 
basierender Vorleistungen (indirekte Kosten) unterschieden. 
Nennenswerte direkte Kosteneff ekte ergeben sich erwar-
tungsgemäß nur für die primäre Metallbearbeitung, sowie 
abgeschwächt für die unmittelbar nachgelagerten Metaller-
zeugnisse. Endproduzierende aus den Bereichen Maschi-
nen- und Automobilbau wären dagegen auch von indirekten 
Kosteneff ekten nur in geringem Maße betroff en. Der ohne-
hin schon geringe initiale Kostenimpuls schwächt sich die 
Wertschöpfungskette hinab also weiter ab. Bei den übrigen 
CBAM-Produkten lassen die Importkostenschätzungen Ef-
fekte ähnlicher Größenordnung erwarten.

Ein hier nicht berücksichtigter, zusätzlicher Kostentreiber 
könnte im geplanten Phase-Out der kostenlosen Zuteilung 
von ETS-Zertifi katen an heimische Grundstoff produzieren-
de bestehen. Dieser beeinfl usst jedoch nicht die Opportu-
nitätskosten des Zertifi kateeinsatzes. Die empirische Lite-
ratur zeigt, dass diese Kosten bereits heute zumindest an-
teilig eingepreist werden, insbesondere in den Segmenten 

Tabelle 1
Geschätzte CBAM-Gebühren auf Deutschlands (DE) Grundstoffi  mporte (Handelsmuster von 2021)

Quellen: Stadler et al. (2021); UN Comtrade (2022); eigene Berechnungen.

Aluminium Düngemittel Eisen/Stahl Zement

Importwert DE 2021 (Mio. Euro) 17.980,2 642,9 30.067,5 157,1

Anteil EFTA-Länder Importe DE (%) 73,1 93,4 86,5 91,4

Szenario Länderspezifi sche Intensitäten

CBAM-Gebühren absolut (Mio. Euro) 245,7 12,4 294,4 5,9

CBAM-Gebühren Anteil Importwert (%) 1,4 1,9 1,0 3,7

Szenario EU-Intensitäten

CBAM-Gebühren absolut (Mio. Euro) 43,6 2,6 82,7 1,0

CBAM-Gebühren Anteil Importwert (%) 0,2 0,4 0,3 0,7

Metallerzeugung 
und -bearbeitung

Metallerzeug-
nisse

Herstellung elek-
tronischer Ausr. 

Maschinen-
bau

Herstellung Kfz 
und Kfz-Teile

Sonstiger 
Fahrzeugbau

Produktionswert 2019* (Mio. Euro) 103.836 138.143 108.329 277.249 411.475 56.781

Direkte 
CBAM-Kosten

Absolut (Mio. Euro) 130 37,2 6,4 23,4 33,7 2,3

Anteil Produktionswert (%) 0,13 0,03 0,01 0,01 0,01 0,00

Direkte + in-
direkte CBAM-
Kosten

Absolut (Mio. Euro) 209,5 95,4 15,9 64,4 92,1 12,1

Anteil Produktionswert (%) 0,20 0,07 0,02 0,02 0,02 0,02

Tabelle 2
Kostenbelastung deutscher Industrien durch CBAM-Gebühren für Eisen/Stahl (Cost-Pass-Through-Szenario)

Annahme: Länderspezifi sche Emissionsintensitäten. *Jüngster verfügbarer Datenzeitpunkt in den amtlichen Quellen.

Quellen: Stadler et al. (2021); UN Comtrade (2022); Destatis (2021); Destatis (2022); eigene Berechnungen.
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nalen Arbeitsteilung, die auf internen wie externen Kosten 
fußt. Um dieses Ziel zu erreichen, sollten von Drittstaaten 
als Sanktionsinstrumente wahrgenommene Mittel wie der 
CBAM durch intensive diplomatische Bemühungen der 
EU und ihrer Mitgliedstaaten begleitet werden.
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Eisen/Stahl und Zement (Cludius et al., 2020). Mittelfristig 
besteht zudem in vielen Fällen Spielraum für Kostensen-
kung durch Substitution von Grundstoff en aus emissions-
intensiven Drittstaaten durch EU-interne Produkte. Dies 
könnte zwar zu Preissteigerungen im EU-ETS führen (Bel-
lora und Fontagné, 2021), der ursprüngliche Kosteneff ekt 
würde aber nicht übertroff en. Die von der Europäischen 
Kommission vorgesehene Anrechnung von bereits in Dritt-
ländern gezahlten CO2-Preisen auf die CBAM-Gebühren 
würde schließlich eine weitere Abschwächung der Kosten-
wirkung bedeuten (Europäische Kommission, 2021b).

Damit sollte das angestrebte Modell eines CO2-Grenz-
ausgleichs für ausgewählte Grundstoff e die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit der weiterverarbeitenden Industri-
en in Deutschland nur in Einzelfällen beeinträchtigen. Bei 
der konkreten Ausgestaltung sollten deshalb die umwelt-
ökonomische Lenkungswirkung und die Schaff ung fairen 
Wettbewerbs auf den Grundstoff märkten im Vordergrund 
stehen. Dies setzt voraus, dass auch bei Produzierenden 
aus Drittländern so weit wie möglich die tatsächlich lokal 
anfallenden Emissionen angerechnet werden. Bei Mangel 
an anlagenspezifi schen Daten sollten durchweg länder-
spezifi sche Schätzwerte anstelle von EU-Benchmarks 
herangezogen werden. Zudem sollten auch die indirek-
ten Emissionen der Herstellung bei der Berechnung des 
Grenzausgleichs einbezogen werden, soweit sie sich auf 
Vorleistungen beziehen, die innerhalb der EU ebenfalls 
dem ETS unterliegen. Vor allem bei Produkten wie Alumi-
nium würde so verhindert, dass künstliche Kostenvorteile 
für Drittländer mit emissionsintensiver Energiegewinnung 
entstehen. Zugleich würden in diesen Ländern die Anrei-
ze für prozessübergreifende Innovation steigen.

Langfristiges Ziel sollte aber nicht eine Ausweitung des 
Grenzausgleichs auf sämtliche Produktsegmente sein. 
Denn Vermeidungsstrategien durch Verlagerung von 
Produktion und Handelsströmen sind auch bei optima-
lem Design schwer zu unterbinden. Richtig verstanden 
ist der CBAM eher eines von mehreren Instrumenten, 
um EU-seitig die Bildung überregionaler Klimaclubs zu 
fördern. Solche erweiterten Integrationsräume sind erst 
der Schlüssel zu einem einheitlichen CO2-Preis ohne han-
delspolitische Verzerrungen und damit zu einer internatio-

Title: Eff ects of a CO2 Border Adjustment on Downstream Industries
Abstract: This article analyses the cost implications of an EU Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) for downstream industries 
in Germany. The restriction to a few basic industries as envisaged in the EU Commission’s proposal is expected to lead to only a slight 
increase in input costs for downstream manufacturers. This also holds if the CO2 intensities occurring in the countries of origin are used to 
determine the level of the border adjustment. One reason for this, apart from the restriction to a few basic materials and to direct emissions, 
is the small share of imports from third countries. To strengthen the steering eff ect of a CBAM, the inclusion of emissions at upstream pro-
duction levels therefore seems manageable, to the extent that they apply to intermediate inputs that are also subject to the EU-ETS. In the 
long term, a CBAM should not be thought of as an end in itself, but as one of several steps towards an international climate club..
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Die Invasion Russlands in die Ukraine Ende Februar 2022 
hat schlagartig zu einer Neubewertung der politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland geführt. Die 
Europäische Union, die USA und viele weitere Länder ha-
ben eine Reihe von Sanktionspaketen gegen Russland be-
schlossen. Die Sanktionen reichen von Maßnahmen gegen 
Einzelpersonen in Form von Reisebeschränkungen und 
dem Einfrieren von Vermögenswerten bis hin zu starken Ein-
schränkungen im Transportsektor sowie Wirtschaftssankti-
onen, die auf Russlands Handels- und Finanzbeziehungen 
mit anderen Ländern abzielen. Sie ergänzen die weniger 
umfassenden Sanktionen, die bereits seit der Annexion der 
Krim durch Russland 2014 in Kraft sind und auf die Russland 
mit einem bis heute gültigen Importembargo für bestimmte 
Landwirtschafts- und Lebensmittelprodukte reagiert hatte.

Auf der Liste der Produkte, die nicht nach Russland expor-
tiert werden dürfen, stehen mittlerweile unter anderem hoch-
wertige Elektronikerzeugnisse, Halbleiter und Software, be-
stimmte Maschinen und Fahrzeuge, Ausrüstung für die Ener-
giewirtschaft sowie die Luft- und Raumfahrt industrie, Güter 
mit doppeltem Verwendungszweck (die sowohl militärisch als 
auch zivil eingesetzt werden können) und Luxusgüter. Die Im-
portsanktionen betreff en unter anderem Kohle, Gold, Stahl, 
Eisen, Holz, Spirituosen und – mit Übergangsfristen und Aus-
nahmen – Erdöl. Der Europäische Rat (2022) gibt einen detail-
lierteren Überblick über die EU-Sanktionen gegen Russland.

Zudem hat eine Vielzahl von Unternehmen beschlossen, 
ihre Geschäfte mit Russland einzuschränken oder sich 
ganz aus dem Markt zurückzuziehen, selbst wenn sie nicht 
unmittelbar von den Sanktionen betroff en sind. Angaben 
der Yale School of Management (2022) zufolge, die Infor-
mationen zu den Geschäftsaktivitäten multinationaler Un-
ternehmen in Russland auswertet, haben sich von knapp 
130 untersuchten deutschen Unternehmen 24 komplett aus 
dem russischen Markt zurückgezogen, 39 haben vorüber-
gehend ihr Russlandgeschäft nahezu vollständig eingestellt 
und weitere 22 haben ihr Engagement deutlich reduziert.

Die Sanktionen und der freiwillige Rückzug deutscher Unter-
nehmen haben sich deutlich auf den Außenhandel mit Russ-
land ausgewirkt. Laut Zahlen des Statistischen Bundesamts 

© Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.
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lagen deutsche Exporte nach Russland im Zeitraum März bis 
Juni 2022 – also seit Ausbruch des Krieges – insgesamt 55 % 
unter den Vorjahreswerten (vgl. Abbildung 1). Besonders 
drastisch gingen die Exporte von Kfz-Produkten (-95 %), Da-
tenverarbeitungsgeräten (-77 %) und elektrischen Ausrüstun-
gen (-71 %) zurück. Die Exporte von pharmazeutischen und 
landwirtschaftlichen Produkten stiegen dagegen im gleichen 
Zeitraum um rund 20 %, was jedoch auf höhere Preise zu-
rückzuführen ist. Die Importe aus Russland sind – insbeson-
dere aufgrund höherer Preise für Rohstoff e – seit Ausbruch 
des Krieges um 47 % im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. 
Allerdings sind die importierten Mengen nahezu in allen Pro-
duktkategorien deutlich zurückgegangen, was für rückläufi -
ge Abhängigkeiten von russischen Lieferungen spricht. Eine 
Ausnahme sind landwirtschaftliche Erzeugnisse sowie Nah-
rungs- und Futtermittel, für die die importierten Mengen zwi-
schen März und Juni mehr als 30 % über dem Vorjahr lagen.

In Anbetracht des Einbruchs der Exporte nach Russland 
stellt sich die Frage nach den Folgen für die deutsche Wirt-
schaft. Görg, Jacobs und Meuchelböck (2022) analysieren 
einen neuen Datensatz auf Unternehmensebene, um das 
Engagement deutscher Unternehmen auf dem russischen 
Markt zu untersuchen.1 Obwohl die Daten nur bis 2018 – 
und damit weit vor Kriegsbeginn – verfügbar sind, bieten sie 
wertvolle Einblicke in das Engagement deutscher Unterneh-
men in Russland. Bereits seit der Annexion der Krim 2014 
hat Russland als Absatzmarkt merklich an Bedeutung verlo-
ren. So sank der Anteil Russlands an den Warenexporten auf 
rund 2 %, vor 2015 hatte er noch bei über 3 % gelegen. Die 

1 Der verwendete Datensatz wurde im Rahmen eines durch das BMWK 
beauftragten und fi nanzierten Projekts erstellt. Er befi ndet sich noch 
im Aufbau und kann künftigen Änderungen unterliegen.

Monatsdaten, kalender- und saisonbereinigt.

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Abbildung 1
Deutsche Exporte nach und Importe aus Russland
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Abbildung 3
Exporte nach Russland nach Grad der Abhängigkeit

Zur Berechnung wurden diejenigen Unternehmen, die nach Russland ex-
portieren in die Kategorien 1-5 eingeteilt, je nach Anteil Russlands an den 
Gesamtexporten des Unternehmens. Die Angaben in % geben an, welcher 
Anteil der Gesamtexporte nach Russland von Unternehmen in der jeweili-
gen Kategorie getätigt wird.

Quelle: Görg, Jacobs und Meuchelböck (2022), basierend auf dem Daten-
satz AH-Core des Statistischen Bundesamts.

Krieges nochmal halbiert. Auch die Zahl der Unternehmen, 
die nach Russland exportieren, ist deutlich gesunken. Ein 
Fokus auf die Unternehmensperspektive zeigt noch einen 
weiteren wichtigen Aspekt: Der Großteil der Exporte nach 
Russland stammt von Unternehmen, die nicht in hohem 
Maße auf Russland spezialisiert sind. Das deutet darauf 
hin, dass solche Unternehmen hinreichend diversifi ziert 
sind und die für Russland vorgesehenen Produkte relativ 
einfach in andere Länder oder auf den heimischen Markt 
umlenken können. Dies gilt derzeit umso mehr, als der Auf-
tragsüberhang in der deutschen Industrie infolge von Lie-
ferschwierigkeiten immer noch erheblich ist. Nur wenige, 
meist kleine Firmen sind hochspezialisiert auf Russland.

Auf der Importseite deutet sich seit Kriegsausbruch ebenfalls 
ein fortschreitendes Decoupling von der russischen Wirtschaft 
an. Die Importmengen sind bei vielen Produktkategorien stark 
gesunken. Wertmäßig haben sich die Importe aus Russland 
allerdings seit Kriegsbeginn erhöht. Das liegt insbesondere an 
steigenden Preisen von Energieträgern – ein Problem, das die 
deutsche Wirtschaft noch für geraume Zeit belasten dürfte.

Holger Görg, Anna Jacobs, Saskia Meuchelböck

Kiel Institut für Weltwirtschaft
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Analysen auf Unternehmensebene zeigen, dass zum einen 
die Zahl der Unternehmen, die nach Russland exportieren, 
stark zurückgegangen ist. Während 2012 noch rund 28.500 
Firmen den russischen Markt bedienten, reduzierte sich die-
se Zahl insbesondere ab 2014 stetig auf knapp 18.500 Fir-
men 2018 (vgl. Abbildung 2). Gleichzeitig hat Russland als 
Exportziel für diejenigen Unternehmen, die den Markt noch 
bedienen, erheblich an Bedeutung eingebüßt. So ist der 
durchschnittliche Anteil Russlands an den gesamten Ex-
porten eines Unternehmens deutlich von rund 28 % im Jahr 
2012 auf 16 % im Jahr 2018 gesunken. Rund ¾ der Firmen, 
die nach Russland exportieren, liefern weniger als 10 % ihrer 
gesamten Exporte dorthin. Hinter dem gesamtwirtschaft-
lichen Bedeutungsverlust Russlands als Absatzmarkt seit 
2014 steht also, dass sowohl die Zahl der Exportierenden 
(extensiver Rand) als auch die Spezialisierung der Unterneh-
men auf Russland seitdem erheblich reduziert wurde.

Zudem zeigt die Analyse der Unternehmensdaten, dass der 
Großteil der gesamten deutschen Exporte von Unterneh-
men getätigt wird, die nur einen kleinen Teil ihres Export-
geschäfts in Russland erwirtschaften. Im Jahr 2018 entfal-
len 68 % des Gesamtwerts der Ausfuhren nach Russland 
auf Unternehmen, die weniger als 10 % ihrer Exporte nach 
Russland verkaufen (vgl. Abbildung 3, Unternehmen der Ka-
tegorie 1). Diese Unternehmen sind vor allem dem Verarbei-
tenden Gewerbe, gefolgt vom Groß- und Einzelhandel und 
dem Dienstleistungssektor zuzurechnen. Es ist davon aus-
zugehen, dass Unternehmen, die nur einen kleinen Anteil 
ihres Exportgeschäfts in Russland erwirtschaften, die zuvor 
für Russland vorgesehenen Produkte einfacher in andere 
Länder oder den heimischen Markt umlenken können. Nur 
wenige Firmen richteten ihr Exportgeschäft maßgeblich auf 
Russland aus, und die Russlandexporte dieser Firmen wa-
ren 2018 nur für 6 % der deutschen Exporte dorthin verant-
wortlich. Diese hochspezialisierten Firmen sind eher klein 
(durchschnittlich 3,6 Mio. Euro Umsatz und 18 Beschäftigte) 
und hauptsächlich im Groß- und Einzelhandel tätig.

Insgesamt ist die Abhängigkeit von Russland als Export-
markt für deutsche Unternehmen gering. Der Anteil Russ-
lands an den gesamten Exporten ist seit der Annexion der 
Krim auf rund 2 % gefallen und hat sich seit Ausbruch des 

Abbildung 2
Zahl der Unternehmen, die nach Russland exportieren

Quelle: Görg, Jacobs und Meuchelböck (2022), basierend auf dem Daten-
satz AH-Core des Statistischen Bundesamts.
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